
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
 
 
 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 
 
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten, zuständig für internationale Beziehungen; 
 
Nach Beratung, 
 
Beschließt: 
 
 
Der Ministerpräsident, zuständig für internationale Beziehungen, wird damit beauftragt, 

dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft den Dekretentwurf mit folgendem 
Wortlaut vorzulegen: 
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DEKRETVORENTWURF ZUR ZUSTIMMUNG ZU FOLGENDEN INTERNATIONALEN 
ABKOMMEN:  

 
1. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER REPUBLIK ARMENIEN 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES PERSONALS DER 
DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN, GESCHEHEN ZU 

BRÜSSEL AM 4. DEZEMBER 2018; 
 

2. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER UKRAINE ÜBER DIE 
ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES PERSONALS DER 

DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN, GESCHEHEN ZU 
BRÜSSEL AM 10. FEBRUAR 2021; 

 
3. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER DOMINIKANISCHEN 

REPUBLIK ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES 
PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN, 

GESCHEHEN ZU BRÜSSEL AM 17. JUNI 2022; 
 

4. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER REPUBLIK KOSOVA 
ÜBER AUSÜBUNG VON FREIEN ERWERBSTÄTIGEN BERUFEN VON 

FAMILIENANGEHÖRIGEN DES PERSONALS DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND 
KONSULARISCHER VERTRETUNGEN, GESCHEHEN ZU BRÜSSEL AM 17. JUNI 2022; 

 
5. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER REPUBLIK MOLDAU 
ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES PERSONALS DER 
DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN, GESCHEHEN ZU 

PRAG AM 31. AUGUST 2022; 
 

6. ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN UND DER REPUBLIK UGANDA 
ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES PERSONALS DER 

DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN AUF 
GEGENSEITIGKEITSBASIS, GESCHEHEN ZU KAMPALA AM 8. DEZEMBER 2022 

 
 
 
 
 

 
 

INHALTSANGABE 
 
Durch dieses Dekret wird verschiedenen völkerrechtlichen Verträgen zugestimmt. 
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BEGRÜNDUNG 
 
 

ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 
 
Die Interministerielle Konferenz zur Außenpolitik hat am 7. März 2023 entschieden, das 

Zustimmungsverfahren der gemischten Verträge zu beschleunigen. Ziel ist es, bis Ende 
November 2023 das Zustimmungsverfahren möglichst aller unterzeichneten 
internationalen Verträge, deren Zustimmung noch aussteht, innerhalb Belgiens vollständig 
abzuschließen. 

  
Vorliegender Entwurf eines Zustimmungsdekrets führt vor diesem Hintergrund alle 

Abkommen mit den gleichen Inhalten und Zielen zusammen. Gegenstand aller angeführten 
Abkommen ist die Erleichterung der Ausübung einer bezahlten Tätigkeit (Arbeitnehmer 
oder Selbstständiger) durch unterhaltsberechtigte Familienangehörige der Bediensteten 
und der sonstigen Mitglieder des Personals der diplomatischen Missionen und 
konsularischen Vertretungen, die durch diese Staaten in Belgien eingesetzt werden. Auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit gilt dies ebenso für die Familienmitglieder des Personals der 
diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen Belgiens in den betreffenden 
Staaten. 

 
Bei den zuzustimmenden Abkommen handelt es sich jeweils um einen „gemischten 

Vertrag“ im Sinne von Artikel 167 §4 der Verfassung, wie die Arbeitsgruppe für Gemischte 
Verträge an folgenden Daten feststellte: 

1. am 3. Dezember 2015 und am 11. Februar 2016 für das Abkommen mit der Republik 
Armenien, 

2. am 1. Dezember 2016 für das Abkommen mit der Ukraine, 
3. am 3. Dezember 2015 und 11. Februar 2016 für das Abkommen mit der 

Dominikanischen Republik, 
4. am 17. Juni 2015 und 11. Februar 2016 für das Abkommen mit der Republik Kosova, 
5. am 21. Januar 2020 für das Abkommen mit der Republik Moldau, 
6. am 1. Dezember 2016 und am 13. September 2022 für das Abkommen mit der Republik 

Uganda  
 
Die Vollmacht zur Unterzeichnung erteilte die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft in ihren folgenden Sitzungen: 
1. vom 14. Dezember 2017 für das Abkommen mit der Republik Armenien, 
2. vom 8. Mai 2018 für das Abkommen mit der Ukraine, 
3. vom 8. April 2021 für das Abkommen mit der Dominikanischen Republik, 
4. vom 7. Januar 2021 für das Abkommen mit der Republik Kosova, 
5. vom 20. Mai 2020 für das Abkommen mit der Republik Moldau, 
6. vom 13. Oktober 2022 für das Abkommen mit der Republik Uganda.  
 
Damit die Abkommen in Kraft treten können, bedarf es der Zustimmung des Parlaments 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 
 
 
KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 
 
Artikel 1 bis 6 
 
Die Artikel bedürfen keines besonderen Kommentars. 
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Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
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VORENTWURF 
 
 

Dekretvorentwurf zur Zustimmung zu folgenden internationalen Abkommen:  
 

1. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Armenien über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 4. Dezember 2018; 
 

2. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Ukraine über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 10. Februar 2021; 
 

3. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Dominikanischen Republik über 
die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen 
Missionen und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 17. Juni 2022; 

 
4. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Kosova über 

Ausübung von freien erwerbstätigen Berufen von Familienangehörigen des Personals 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen, geschehen zu Brüssel am 

17. Juni 2022; 
 

5. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Moldau über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten, geschehen zu Prag am 31. August 2022; 
 

6. Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Uganda über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten auf Gegenseitigkeitsbasis, geschehen zu Kampala am 18. 
Dezember 2022 

 
 

Artikel 1 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Armenien 
über die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen 
Missionen und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 4. Dezember 2018, ist 
uneingeschränkt wirksam. 

 
Art. 2 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Ukraine über die 

Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen und 
konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 10. Februar 2021, ist uneingeschränkt 
wirksam. 

 
Art 3 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Dominikanischen 

Republik über die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der 
diplomatischen Missionen und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 17. Juni 
2022, ist uneingeschränkt wirksam. 

 
Art. 4 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Kosova über 

Ausübung von freien erwerbstätigen Berufen von Familienangehörigen des Personals 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen, geschehen zu Brüssel am 17. 
Juni 2022, ist uneingeschränkt wirksam. 

 
Art. 5 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Moldau über 

die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 
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und konsularischen Posten, geschehen zu Prag am 31. August 2022, ist uneingeschränkt 
wirksam. 

 
Art. 6 – Das Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Uganda über 

die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 
und konsularischen Posten auf Gegenseitigkeitsbasis, geschehen zu Kampala am 18. 
Dezember 2022, ist uneingeschränkt wirksam, 

 
 
Eupen, den … 
 
 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

  Oliver Paasch 
Ministerpräsi
dent

Digital unterschrieben 
von Oliver Paasch 
Ministerpräsident 
Datum: 2023.09.14 
12:43:03 +02'00'
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ANLAGE 1 
 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Armenien über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 
und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 4. Dezember 2018 (Übersetzung) 
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ANLAGE 2 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Ukraine über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 
und konsularischen Posten geschehen zu Brüssel am 10. Februar 2021 (Übersetzung) 
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ANLAGE 3 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Dominikanischen Republik über 
die Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen 
Missionen und konsularischen Posten, geschehen zu Brüssel am 17. Juni 2022 

(Übersetzung) 
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ANLAGE 4 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Kosova über Ausübung 
von freien erwerbstätigen Berufen von Familienangehörigen des Personals 

diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen, geschehen zu Brüssel am 
17. Juni 2022 (Übersetzung) 
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ANLAGE 5 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Moldau über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten, geschehen zu Prag am 31. August 2022 (Übersetzung) 
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ANLAGE 6 
 

Abkommen zwischen dem Königreich Belgien und der Republik Uganda über die 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen 

und konsularischen Posten auf Gegenseitigkeitsbasis, geschehen zu Kampala am 18. 
Dezember 2022 (Übersetzung) 

 



GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE 
 
 
 

LE GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE, 
 
Sur la proposition du Ministre-Président compétent en matière de relations internationales ; 
 
Après délibération, 
 
Arrête : 
 
 
Le Ministre-Président compétent en matière de relations internationales est chargé de soumettre 

au Parlement de la Communauté germanophone l’avant-projet de décret dont la teneur suit : 
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AVANT-PROJET DE DÉCRET PORTANT ASSENTIMENT AUX ACCORDS INTERNATIONAUX SUIVANTS : 
 

1° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET LA RÉPUBLIQUE D'ARMÉNIE SUR L'EXERCICE DES 
ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF PAR DES MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DE MISSIONS DI-

PLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES, SIGNÉ À BRUXELLES LE 4 DÉCEMBRE 2018 ; 
 

2° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET L'UKRAINE SUR L'EXERCICE D'ACTIVITÉS À BUT 
LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DIPLOMATIQUE ET CONSU-

LAIRE, SIGNÉ À BRUXELLES LE 10 FÉVRIER 2021 ; 
 

3° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET LA RÉPUBLIQUE DOMINICAINE SUR L'EXERCICE 
D'ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DIPLOMA-

TIQUE ET CONSULAIRE, SIGNÉ À BRUXELLES LE 17 JUIN 2022 ; 
 

4° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET LA RÉPUBLIQUE DU KOSOVO SUR L'EXERCICE 
D'ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DIPLOMA-

TIQUE ET CONSULAIRE, SIGNÉ À BRUXELLES LE 17 JUIN 2022 ; 
 

5° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET LA RÉPUBLIQUE DE MOLDAVIE SUR L'EXERCICE 
D'ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DIPLOMA-

TIQUE ET CONSULAIRE, SIGNÉ À PRAGUE LE 31 AOÛT 2022 ; 
 

6° ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE ET LA RÉPUBLIQUE D’OUGANDA SUR L'EXERCICE 
D'ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL DIPLOMA-

TIQUE ET CONSULAIRE, SIGNÉ À KAMPALA LE 31 AOÛT 2022 
 
 
 
 
 

 
RÉSUMÉ 

 
Ce décret vise à porter l’assentiment à divers actes internationaux. 
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EXPOSÉ DES MOTIFS 
 
 

EXPLICATIONS GÉNÉRALES 
 
Le 7 mars 2023, la Conférence interministérielle sur la politique étrangère a décidé d'accélérer la 

procédure d'approbation des traités mixtes. L'objectif est d'achever, dans la mesure du possible, la 
procédure d'approbation de tous les traités internationaux signés dont l'approbation est encore en 
suspens au sein de la Belgique d'ici fin novembre 2023. 

 
Dans ce contexte, le présent projet de décret d’assentiment rassemble tous les accords ayant le 

même contenu et les mêmes objectifs. L'objet de tous les accords cités est de faciliter l'exercice d'une 
activité rémunérée (salariée ou indépendante) par les membres de la famille à charge des agents et 
autres membres du personnel des missions diplomatiques et des postes consulaires affectés en Bel-
gique par ces États. Il en va de même, sur une base de réciprocité, pour les membres des familles des 
membres du personnel des missions diplomatiques et des postes consulaires belges dans les États 
concernés. 

 
Les accords à approuver sont tous des "traités mixtes" au sens de l'article 167, § 4, de la Constitu-

tion, comme l'a constaté le groupe de travail sur les traités mixtes aux dates suivantes : 
1° le 3 décembre 2015 et le 11 février 2016 pour l'accord avec la République d'Arménie, 
2° le 1er décembre 2016 pour l'accord avec l'Ukraine, 
3° le 3 décembre 2015 et le 11 février 2016 pour l'accord avec la République Dominicaine, 
4° le 17 juin 2015 et le 11 février 2016 pour l'accord avec la République du Kosovo, 
5° le 21 janvier 2020 pour l'accord avec la République de Moldavie, 
6° le 1er décembre 2016 et le 13 septembre 2022 pour l'accord avec la République d'Ouganda.  
 
Le mandat de signature a été conféré par le Gouvernement de la Communauté germanophone lors 

de ses sessions suivantes : 
1° le 14 décembre 2017 pour l'accord avec la République d'Arménie, 
2° le 8 mai 2018 pour l'accord avec l'Ukraine, 
3° le 8 avril 2021 pour l'accord avec la République Dominicaine, 
4° le 7 janvier 2021 pour l'accord avec la République du Kosovo, 
5° le 20 mai 2020 pour l'accord avec la République de Moldavie, 
6° le 13 octobre 2022 pour l'accord avec la République d'Ouganda.  
 
Pour que les accords puissent entrer en vigueur, l’assentiment du Parlement de la Communauté 

germanophone est nécessaire. 
 
 
COMMENTAIRE DES ARTICLES 
 
Articles 1er à 6 
 
Ces articles ne nécessitent pas de commentaire 
 
 

 
Le Ministre-Président, 

Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 
O. PAASCH 
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AVANT-PROJET 
 
 

Avant-projet de décret portant assentiment aux accords internationaux suivants : 
 

1° Accord entre le Royaume de Belgique et la République d'Arménie sur l'exercice des activités à 
but lucratif par des membres de la famille du personnel de missions diplomatiques et de postes 

consulaires, signé à Bruxelles le 4 décembre 2018 ; 
 

2° Accord entre le Royaume de Belgique et l'Ukraine sur l'exercice d'activités à but lucratif par cer-
tains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à Bruxelles le 10 février 

2021 ; 
 

3° Accord entre le Royaume de Belgique et la République Dominicaine sur l'exercice d'activités à 
but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 17 juin 2022 ; 
 

4° Accord entre le Royaume de Belgique et la République du Kosovo sur l'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 17 juin 2022 ; 
 

5° Accord entre le Royaume de Belgique et la République de Moldavie sur l'exercice d'activités à 
but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 31 août 2022 ; 
 

6° Accord entre le Royaume de Belgique et la République d’Ouganda sur l'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 31 août 2022 
 
 

Article 1er – L’Accord entre le Royaume de Belgique et la République d'Arménie sur l'exercice des 
activités à but lucratif par des membres de la famille du personnel de missions diplomatiques et de 
postes consulaires, signé à Bruxelles le 4 décembre 2018, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 2 – L’Accord entre le Royaume de Belgique et l'Ukraine sur l'exercice d'activités à but lucratif 

par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à Bruxelles le 10 
février 2021, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 3 – L’Accord entre le Royaume de Belgique et la République Dominicaine sur l'exercice d'acti-

vités à but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé 
à Bruxelles le 17 juin 2022, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 4 – L’Accord entre le Royaume de Belgique et la République du Kosovo sur l'exercice d'activités 

à but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 
Bruxelles le 17 juin 2022, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 5 – L’Accord entre le Royaume de Belgique et la République de Moldavie sur l'exercice d'acti-

vités à but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé 
à Bruxelles le 31 août 2022, sortira son plein et entier effet. 

 
Art. 6 – L’Accord entre le Royaume de Belgique et la République d’Ouganda sur l'exercice d'activités 

à but lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 
Bruxelles le 31 août 2022, sortira son plein et entier effet. 
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Eupen, le .. 
 
 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
 

Le Ministre-Président, 
Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 

O. PAASCH 
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Annexe 1re 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et la République d'Arménie sur l'exercice des activités à but 
lucratif par des membres de la famille du personnel de missions diplomatiques et de postes consu-

laires, signé à Bruxelles le 4 décembre 2018 
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Annexe 2 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et l'Ukraine sur l'exercice d'activités à but lucratif par cer-
tains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à Bruxelles le 10 février 

2021 
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Annexe 3 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et la République Dominicaine sur l'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 17 juin 2022 
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Annexe 4 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et la République du Kosovo sur l'exercice d'activités à but lu-
cratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 17 juin 2022 
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Annexe 5 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et la République de Moldavie sur l'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 31 août 2022 
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Annexe 6 
 
 

Accord entre le Royaume de Belgique et la République d’Ouganda sur l'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la famille du personnel diplomatique et consulaire, signé à 

Bruxelles le 31 août 2022 



REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 
 
 
 

DE REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP, 
 
Op de voordracht van de Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen; 
 
Na beraadslaging, 
 
Besluit: 
 
 
De Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen, is ermee belast bij het Parlement 

van de Duitstalige Gemeenschap het ontwerp van decreet in te dienen waarvan de tekst hierna volgt: 
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VOORONTWERP VAN DECREET HOUDENDE INSTEMMING MET DE VOLGENDE INTERNATIONALE 
OVEREENKOMSTEN:  

 
1° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE REPUBLIEK ARMENIË INZAKE HET 

VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR GEZINSLEDEN VAN HET PERSONEEL VAN DE 
DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN, GEDAAN TE BRUSSEL OP 4 DECEMBER 2018; 

 
2° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN OEKRAÏNE INZAKE HET VERRICHTEN VAN 

BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET DIPLOMATIEK EN 
CONSULAIR PERSONEEL, GEDAAN TE BRUSSEL OP 10 FEBRUARI 2021; 

 
3° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE DOMINICAANSE REPUBLIEK INZAKE 
HET VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET 
PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN, GEDAAN TE BRUSSEL OP 

17 JUNI 2022; 
 

4° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE REPUBLIEK KOSOVO INZAKE HET 
VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET 

PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN, GEDAAN TE BRUSSEL OP 
17 JUNI 2022; 

 
5° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE REPUBLIEK MOLDAVIË INZAKE HET 

VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET 
PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN, GEDAAN TE PRAAG OP 31 

AUGUSTUS 2022; 
 

6° OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE REPUBLIEK OEGANDA INZAKE HET OP 
GROND VAN WEDERKERIGHEID VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE 

GEZINSLEDEN VAN HET PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN, 
GEDAAN TE KAMPALA OP 8 DECEMBER 2022 

 
 
 
 
 

 

 
INHOUD 

 
Bij dit decreet wordt ingestemd met verscheidene internationale overeenkomsten. 
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MEMORIE VAN TOELICHTING 
 
 

ALGEMENE TOELICHTING 
 
De Interministeriële Conferentie Buitenlands Beleid heeft op 7 maart 2023 beslist om de procedure 

voor de instemming met gemengde verdragen te bespoedigen. Het doel is om in België tegen eind 
november 2023 volledig rond te zijn met de instemmingsprocedure van zo mogelijk alle ondertekende 
internationale overeenkomsten waarmee nog moet worden ingestemd. 

  
Daarom worden in dit ontwerp van instemmingsdecreet alle overeenkomsten met dezelfde inhoud 

en doelstellingen gebundeld. Al die overeenkomsten hebben tot doel het verrichten van betaalde 
werkzaamheden (als loontrekkende of zelfstandige) door gezinsleden die ten laste zijn van de 
ambtenaren en andere personeelsleden van de diplomatieke zendingen en consulaire posten in België 
te vergemakkelijken. Op grond van wederkerigheid geldt dat ook voor de gezinsleden van het 
personeel van de Belgische diplomatieke zendingen en consulaire posten in de betrokken staten. 

 
De overeenkomsten waarmee moet worden ingestemd, zijn gemengde verdragen in de zin van 

artikel 167, § 4, van de Grondwet, zoals de werkgroep Gemengde Verdragen op de hierna vermelde 
datums heeft vastgesteld: 

1° op 3 december 2015 en 11 februari 2016 voor de overeenkomst met de Republiek Armenië; 
2° op 1 december 2016 voor de overeenkomst met Oekraïne; 
3° op 3 december 2015 en 11 februari 2016 voor de overeenkomst met de Dominicaanse Republiek; 
4° op 17 juni 2015 en 11 februari 2016 voor de overeenkomst met de Republiek Kosovo; 
5° op 21 januari 2020 voor de overeenkomst met de Republiek Moldavië; 
6° op 1 december 2016 en 13 september 2022 voor de overeenkomst met de Republiek Oeganda.  
 
De Regering van de Duitstalige Gemeenschap heeft op haar hierna vermelde zittingen volmacht 

gegeven om te ondertekenen: 
1° op 14 december 2017 voor de overeenkomst met de Republiek Armenië; 
2° op 8 mei 2018 voor de overeenkomst met Oekraïne; 
3° op 8 april 2021 voor de overeenkomst met de Dominicaanse Republiek; 
4° op 7 januari 2021 voor de overeenkomst met de Republiek Kosovo; 
5° op 20 mei 2020 voor de overeenkomst met de Republiek Moldavië; 
6° op 13 oktober 2022 voor de overeenkomst met de Republiek Oeganda.  
 
Opdat de overeenkomsten in werking kunnen treden, moet het Parlement van de Duitstalige 

Gemeenschap zijn instemming ermee betuigen. 
 
BESPREKING VAN DE ARTIKELEN 
 
Artikelen 1 tot 6 
 
Deze artikelen behoeven geen bijzondere toelichting. 

 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
 

VOORONTWERP 
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Voorontwerp van decreet houdende instemming met de volgende internationale overeenkomsten:  
 

1° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Armenië inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door gezinsleden van het personeel van de diplomatieke missies en 

consulaire posten, gedaan te Brussel op 4 december 2018; 
 

2° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en Oekraïne inzake het verrichten van betaalde 
werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het diplomatiek en consulair personeel, gedaan te 

Brussel op 10 februari 2021; 
 

3° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Dominicaanse Republiek inzake het verrichten 
van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022; 
 

4° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Kosovo inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022; 
 

5° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Moldavië inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Praag op 31 augustus 2022; 
 

6° Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Oeganda inzake het op grond van 
wederkerigheid verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het 

personeel van de diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Kampala op 18 december 
2022 

 
 

Artikel 1– De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Armenië inzake het 
verrichten van betaalde werkzaamheden door gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 
missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 4 december 2018, zal volkomen gevolg hebben. 

 
Art. 2 – De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en Oekraïne inzake het verrichten van 

betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het diplomatiek en consulair personeel, 
gedaan te Brussel op 10 februari 2021, zal volkomen gevolg hebben. 

 
Art 3 – De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Dominicaanse Republiek inzake het 

verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de 
diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022, zal volkomen gevolg 
hebben. 

 
Art. 4 – De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Kosovo inzake het verrichten 

van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 
missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022, zal volkomen gevolg hebben. 

 
Art. 5 – De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Moldavië inzake het 

verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de 
diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 31 augustus 2022, zal volkomen 
gevolg hebben. 

 
Art. 6 – De Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Oeganda inzake het op 

grond van wederkerigheid verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van 
het personeel van de diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Kampala op 
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18 december 2022, zal volkomen gevolg hebben. 
 
 
Eupen, 
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
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Bijlage 1 
 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Armenië inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door gezinsleden van het personeel van de diplomatieke missies en 

consulaire posten, gedaan te Brussel op 4 december 2018 (vertaling) 
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Bijlage 2 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en Oekraïne inzake het verrichten van betaalde 
werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het diplomatiek en consulair personeel, gedaan te 

Brussel op 10 februari 2021 (vertaling) 
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Bijlage 3 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Dominicaanse Republiek inzake het verrichten 
van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022 (vertaling) 
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Bijlage 4 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Kosovo inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Brussel op 17 juni 2022 (vertaling) 
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Bijlage 5 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Moldavië inzake het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de diplomatieke 

missies en consulaire posten, gedaan te Praag op 31 augustus 2022 (vertaling) 
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Bijlage 6 
 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Oeganda inzake het op grond van 
wederkerigheid verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het 

personeel van de diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Kampala op 
18 december 2022 (vertaling) 

 



ACCORD 

ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 

ET 

LA RÉPUBLIQUE D' ARMÉNIE 

SUR L'EXERCICE D' ACTMTÉS À BUT LUCRATIF 

PAR DES MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 

DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 



ACCORD 
ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 
ET 

LA RÉPUBLIQUE D' ARMÉNJE 
SUR L'EXERCICE D' ACTIVITÉS Á BUT LUCRATIF 

PAR DES MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 
DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 

LE ROYAUME DE BELGIQUE, REPRESENTE PAR: 

LE GOUVERNEMENT FEDERAL, 
LEGOUVERNEMENTFLAMAND, 
LE GOUVERNEMENT DE LA REGION WALLONNE, 
LE GOUVERNEMENT DE LA REGION DE BRUXELLES-CAPITALE, 
LE GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTE GERMANOPHONE, 

ET 

LA REPUBLIQUE D' ARMENJE, REPRESENTEE PAR: 

LE GOUVERNEMENT DE LA REPUBLIQUE D' ARMENIE, 

CI-APRES DENOMMEES «LES PARTJES », 

DESIREUX d'améliorer les possibilités d'emploi des membres de la familie du personnel de leurs 
missions diplomatiques et de lem's postes consulaires, 

SONT CONVENUS CE QUI SUIT : 



ARTICLE IER 

CHAMP D' APPLICATION DE L' ACCORD 

Sur la base de la réciprocité, des normes et principes établis du droit international et de la législation 
interne de leurs États, les Parties conviennent d'autoriser I'exercice d'une activité à but lucratif par 
certains rnembres de la familie du persomlel des missions diplomatiques et des postes consulaires de 
I'État d'envoi sur Ie territoire de I'État d'accueil. 

ARTICLE2 

DEFINITIONS 

Aux fins du présent Accol'd, 

1. « Personnel de la miss ion diplomatique ou du poste consulaire» désigne les membres de 
la mission diplomatique, du poste consulaire ou de la mission permanente auprès d'une 
organisation internationale dont Ie siège se trouve dans I'État d'accneil, tel qne défini à 
I'article 1" des Conventions de Vienne SUl" les relations diplomatiques (1961) et SUl" les 
relations consulaires (1963), ei-après dénommées les Conventions de Vienne, 

2. « Membre de la familie» désigne 

a) le/la conjoint( e) on la personne accompagnée d 'un membre du personnel de la mission 
diplomatique ou du poste consnlaire reconnn comme tel par l'État d'accueil; 

b) les enfants célibataires àgés de moins de dix-huit ans à charge d'un agent 
diplomatique on d'un fonctionnaire consulaire. 

3. «Activité à but lucratif» désigne toute forme d'emploi rémunéré, exercé en qualité 
d 'indépendant ou de salarié. 

ARTICLE3 

AUTORISATION 

1. L'autorisation d'exercer une activité à but lucratif est donnée par les autorités de l'État 
d'accueil conformément aux dispositions légales et réglementaires en vigueur dans ledit État et 
conformément aux dispositions du présent Accord. 

2. Celte autorisation ne concerne pas les ressOltissants de I'État d'accueil ni les résidents 
permanents SUl" son territoire. 

3. Sauf si l'État d'accueil en décide autrement, I'autorisation ne sera pas accordée aux bénéficiaires 
qui, après avoir entrepris une activité à but lucratif, cessent de faire partie du ménage du 
membre du personnel de la mission diplomatique ou du poste consulaire. 



4. L'autorisation produit ses effets durant la période d'affectation du membre du personuel auprès 
de la mission diplomatique ou du poste consulaire de I'État d'envoi SUl' Ie tel'ritoire de l'État 
d' accueil, et cesse ses effets au tenne de cette affectation. 

ARTICLE4 

PROCEDURES 

I. Toute demande visant à obtenir J'autorisation d'exercer une activité à but lucratif est envoyée, 
au nom du bénéficiaire, par I'ambassade de I'État d'envoi à la Dil'ection du Protocole du 
Ministère des Affaires étrangères de la République d' Arménie ou de la Direction du Protocole 
du Service public fédéral Affaires étrangères, Commerce extérieur et Coopération au 
Développement du Royaume de BeIgique, suivant Ie cas. 

2. Après vérification que la perSOll11e est un membre de la familIe au sens de I' mticle 2, et après 
examen de la demande officielle, Ie Ministère des Affaires étrangères de J'État d' accueil 
infonnera l'ambassade de !'État d'envoi que la personne concernée peut exercer !'activité à but 
!ucratif. 

3. Les procédures suivies sont appliquées de manière telle que Ie bénéficiaire de I'autorisation 
puisse entreprendre une activité à but lucratif dans les meilleurs délais. Toutes les dispositions 
régissant les permis de travail et autres fonnalités analogues sont appliquées dans un sens 
favorable. 

4. L'autorisation d'exercer une activité à but lucratif n'entraÎnera aucune dispense pour Ie 
bénéficiaire de satisfail'e aux exigences légales ou autres relatives aux caractéristiques 
personnelles, qualités professionnelles ou autres que l'intéressé doit justifier pour l'exercice de 
son activité rémunérée. 

ARTICLE5 

PRIVILEGES ET IMMUNITES EN MATIERE CIVILE ET ADMINISTRATIVE 

Au cas ou Ie bénéficiaire de I'autorisation d'exercer une activité à but lucratifjouit de l'immunité de 
juridiction en matière civile et administrative dans l'État d'accueil, en vertl1 des dispositions des 
Conventions de Viemle ou de tout autre instrument international applicable, cette immunité ne 
s'applique pasaux actes découlant de I'exercice de l'activité à but lucratif et rentrant dans Ie champ 
d'application du droit civil on administratif de l'État d'accueil. L'État d'envoi lèvera l'immunité 
d'exécution de toute décisionjudiciaire prononcée en rappOlt avec de tels actes. 



ARTICLE6 

IMMUNITE EN MATIERE PENALE 

Au cas ou Ie bénéficiaire de l'autorisation d'exercer une activité à but lucratif jouit de I'immunité de 
juridiction en matière pénale dans l'État d'accueil, en vertu des dispositions des Conventions de 
Vienne précitées ou de tout autre instrument intemational applicabie: 

a) 

b) 

I'État d'envoi lève l'immunité de juridiction pénale dontjouit Ie bénéficiaire de I'autorisation à 
l'égard de l'État d'accueil pour tout acte ou omission découlant de I'exercice de I'activité à but 
lucratif, sauf dans des cas particuliers lorsque l'État d'envoi estime que cette mesure pourrait 
être contraire à ses intérêts; 

cette levée d'immunité de juridiction pénale ne sera pas considérée comme s'étendant à 
l'inl1l1unité d'exécution de Ia décision judiciaire, immunité pour laquelle une levée spécifique 
sera requise, Dans Ie cas d'une telle demande spécifique, I'Etat d'envoi examinera de manière 
approfondie la requête de l'État d'accueil. 

ARTICLE7 

REGIMES FISCAL ET DE SECURITE SOCIALE 

Confonnément aux dispositions des Conventions de Vienne précitées ou à tout autre instrument 
international applicabie, les bénéficiaires de I'autorisation d'exercer une activité à but lucratif sont 
assujettis aux régimes fiscal et de sécurité sociale de I'État d' accueil pour tout ce qui se rapporte à 
l'exercice de cette activité dans cet État. 

ARTICLE8 

MODIFICATIONS ET AJOUTS 

Le présent ACCOl'd peut être modifié et complété à tout moment par un accOl'd écrit entre les Pmties, 
Tout accOl'd de ce type entrera en vigueur selon les modalités prévues à I'Article 11. 

ARTICLE9 

REGLEMENT DES DIFFERENDS 

Tout différend concernant I'interprétation ou l'application du présent Accord sera résoIu par la 
voie de consultatious et de négociations entre les Parties, 



ARTICLEIO 

DUREE ET DENONCIATION 

Le présent ACCOl'd restera en vigueur pour une durée indétenllinée, chacune des Parties pouvant y 
meltre fin à tout moment moyennant un préavis de six mois adressé par écrit à I' autre Pmtie. 

ARTlCLEll 

ENTREE EN VIGUEUR 

Le présent ACCOl'd entrera en viglleur Ie premier jour du deuxième mois sllivant la date de réception 
de la dernière notification de I' accomplissement des procédures internes requises par la voie 
diplomatique. 

EN FOI DE QUO!, les représentants soussignés, dûment autorisés par leurs Gouvernements 
respectifs, ont signé Ie pl'ésent Accord. 

FAIT à Bruxelles, Ie 4 décembre 2018, en deux exemplaires ongmaux, chacun en langues 
annénienne, française, néérlandaise et anglaise. En cas de divergence d'interprétation, Ie texte anglais 
prévaudra. 

POUR LE ROYAUME DE BELGIQUE: 

LE GOUVERNEMENT FEDERAL, 
LE GOUVERNEMENT FLAMAND, 

LE GOUVERNEMENT 
DE LA REGION WALLONNE, 

LE GOUVERNEMENT DE LA REGION 
DE BRUXELLES-CAPITALE, 
LEGOUVERNEMENTDELA 

COMMUNAUTE GERMANOPHONE, 

Didier REYNDERS, 
Ministre des Affaires étrangères 

et enropéennes 

POUR LA RÉPUBLIQUE D' ARMÉNIE: 

d. 
Zohrab MNATSAKANYAN, 

Ministre des Affaires 
étrangères 



 

 

 

 

 

 

ABKOMMEN 

 

ZWISCHEN 

 

DEM KÖNIGREICH BELGIEN 

 

UND 

 

DER REPUBLIK ARMENIEN 

 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND 

KONSULARISCHEN POSTEN  

 

  



 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN 

DEM KÖNIGREICH BELGIEN 

UND 

DER REPUBLIK ARMENIEN 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN DES PERSONALS 

DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND KONSULARISCHEN POSTEN  

 

 

 

 

 

 

 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, vertreten durch: 

Die Föderalregierung,  

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

 

 

UND  

 

 

DIE REPUBLIK ARMENIEN,  

vertreten durch: 

die Regierung der Republik Armenien, 

 

 

 

hierunter „die Parteien“ genannt,  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VON DEM WUNSCH geleitet, die Beschäftigungsmöglichkeiten von Familienmitgliedern des 

Personals der jeweiligen diplomatischen Missionen und konsularischen Posten zu erleichtern, 

 

 

 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

 

 

  



 

ARTIKEL 1 

 

ANWENDUNGSBEREICH DES ABKOMMENS 

 

Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, der Bestimmungen und Prinzipien des internationalen Rechts 

und der nationalen Gesetzgebung der jeweiligen Staaten kommen die Partien überein, einigen 

Familienmitgliedern des Personals der diplomatischen Missionen und konsularischen Posten des 

Entsendestaats die Genehmigung zu erteilen, Erwerbstätigkeiten im Hoheitsgebiet des Empfangsstaates 

auszuüben.    

 

 

 

ARTIKEL 2 

 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

 

 

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet:  

 

1. „Personal der diplomatischen Mission oder des konsularischen Postens“: die Personalmitglieder, die 

bei der diplomatischen Mission, dem konsularischen Posten oder der Ständigen Vertretung bei einer 

internationalen Organisation mit Sitz im Empfangsstaat im Sinne von Artikel 1 des Wiener 

Übereinkommens über diplomatische Beziehungen (1961) und des Wiener Übereinkommens über 

konsularische Beziehungen (1963), hierunter Wiener Übereinkommen, beschäftigt sind,  

 

2. „Familienmitglied“:  

 

a) der Ehepartner oder die Begleitperson des Personalmitglieds der diplomatischen Mission oder 

des konsularischen Postens, der oder die als solche vom Empfangsstaat anerkannt wird. 

 

b) die unverheirateten Kinder unter 18 Jahren eines diplomatischen oder konsularischen Beamten.   

 

3.  „Erwerbstätigkeit“: jede Form bezahlter Beschäftigung, die die Person als Selbständiger oder als 

Arbeitnehmer ausübt. 

  

 

 

 

ARTIKEL 3 

 

GENEHMIGUNG 

 

 

 

1. Die Behörden des Empfangsstaates erteilen die Genehmigung für die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit auf der Grundlage der dort geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 

nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Abkommens.  

 

 

2. Die Genehmigung gilt nicht für Staatsangehörige des Empfangsstaates oder für Personen, die ihren 

ständigen Wohnsitz in diesem Staat haben.  

 



3. Sofern der Empfangsstaat nichts Gegenteiliges beschließt, wird den Begünstigten, die eine 

Erwerbstätigkeit angenommen haben und nicht mehr in häuslicher Gemeinschaft mit dem Personal 

der diplomatischen Mission oder des konsularischen Postens leben, keine Genehmigung erteilt.  

 

4. Die Genehmigung ist solange gültig, wie das Personal der diplomatischen Mission oder des 

konsularischen Postens des Entsendestaates in dem Hoheitsgebiet des Empfangsstaates dienstlich 

tätig ist, und verliert ihre Gültigkeit bei der Beendigung der dienstlichen Tätigkeit.  

 

 

ARTIKEL 4 

 

VERFAHREN 

 

 

1. Jeder Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist im 

Namen des Begünstigten von der Botschaft des Entsendestaats an den Dienst Protokoll des 

Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der Republik Armenien beziehungsweise an die 

Direktion Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes Auswärtige Angelegenheiten, 

Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs Belgien zu richten.  

 

2. Nach Überprüfung, ob der Begünstigte ein Familienmitglied im Sinne von Artikel 2 dieses 

Abkommens ist und nach Bearbeitung des amtlichen Antrags notifiziert das Ministerium für 

Auswärtige Angelegenheiten des Empfangsstaats der Botschaft des Entsendestaats, dass das 

Familienmitglied eine Erwerbstätigkeit ausüben darf.   

 

3. Die einschlägigen Verfahren werden so angewandt, dass der Begünstigte der Genehmigung so 

schnell wie möglich eine Erwerbstätigkeit ausüben kann. Alle Bestimmungen in Sachen 

Arbeitserlaubnis und andere ähnliche Formalitäten werden vorteilhaft angewandt.  

 

4. Die Genehmigung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit schließt nicht die Befreiung des 

Begünstigten von der Erfüllung der Anforderungen oder Bestimmungen ein, die normalerweise im 

Hinblick auf persönliche Eigenschaften und auf berufliche oder andere Qualifikationen gelten, die 

der Begünstigte im Hinblick auf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nachweisen muss. 

 

 

 

ARTIKEL 5 

 

VORRECHTE UND IMMUNITÄTEN VON DER ZIVIL- UND 

VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT 

 

Genießt der Inhaber der Genehmigung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat die 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit gemäß den Bestimmungen der Wiener Übereinkommen oder 

eines anderen anwendbaren internationalen Vertrages, bezieht sich diese Immunität nicht auf 

Handlungen, die im Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit stehen und die in den 

Anwendungsbereich des  Zivil- oder Verwaltungsrechts des Empfangsstaats fallen. Der Entsendestaat 

wird die Immunität von der Vollstreckung aller gerichtlichen Entscheidungen, die im Zusammenhang 

mit solchen Handlungen getroffen werden, aufheben.    

 

 

 

 

  



ARTIKEL 6 

 

IMMUNITÄT VON DER STRAFGERICHTSBARKEIT 

 

Genießt der Inhaber der Genehmigung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat die 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit gemäß den Bestimmungen der obengenannten Wiener 

Übereinkommen oder eines anderen anwendbaren internationalen Vertrages:  

 

a) verzichtet der Entsendestaat auf die Immunität von der Strafgerichtsbarkeit, die der Begünstigte der 

Genehmigung im Empfangsstaat in Bezug auf Handlungen oder Unterlassungen im Zusammenhang 

mit der Ausübung seiner Erwerbstätigkeit genießt, außer in Sonderfällen, in denen der Entsendestaat 

der Ansicht ist, dass der Verzicht seinen Interessen zuwiderlaufen könnte; 

 

b) erstreckt sich der Verzicht auf die Immunität von der Strafgerichtsbarkeit nicht auf die Immunität 

von der Vollstreckung der gerichtlichen Entscheidung, auf die ausdrücklich zu verzichten ist. In 

einem solchen Fall prüft der Entsendestaat den Antrag des Empfangsstaats eingehend. 

 

 

 

 

ARTIKEL 7 

 

STEUER- UND SOZIALSICHERHEITSSYSTEME 

 

Gemäß den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen oder eines anderen 

anwendbaren internationalen Vertrages unterliegen die Begünstigten der Genehmigung für die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit den Steuer- und Sozialsicherheitssystemen des Empfangsstaates in 

Bezug auf alle Aspekte, die mit der besagten Tätigkeit in diesem Staat zusammenhängen.  

 

 

 

ARTIKEL 8 

 

ÄNDERUNGEN UND ERGÄNZUNGEN 

 

Dieses Abkommen kann jederzeit durch schriftliche Vereinbarung der Parteien geändert und ergänzt 

werden. Die Vereinbarung tritt gemäß den Bestimmungen von Artikel 11 in Kraft. 

 

 

ARTIKEL 9 

 

STREITBEILEGUNG 

 

 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens werden durch Verhandlungen 

und Konsultationen zwischen den Parteien beigelegt. 

 

 

 

  



 

ARTIKEL 10 

 

DAUER UND KÜNDIGUNG 

 

 

Dieses Abkommen gilt auf unbestimmte Zeit. Jede Partei kann das Abkommen kündigen, indem sie die 

andere Partei unter Einhaltung einer Frist von sechs (6) Monaten darüber schriftlich in Kenntnis setzt.  

 

ARTIKEL 11 

 

INKRAFTTRETEN 

 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach Erhalt der letzten auf diplomatischem 

Weg übermittelten Notifizierung über die Erfüllung der innerstaatlichen gesetzlichen Verfahren in 

Kraft. 

 

ZU URKUND DESSEN haben die von ihrer jeweiligen Regierung gehörig bevollmächtigten 

unterzeichneten Vertreter dieses Abkommen unterzeichnet. 

 

GESCHEHEN zu Brüssel, am 4. Dezember 2018, in zwei Urschriften in armenischer, französischer 

niederländischer und englischer Sprache. Im Falle unterschiedlicher Auslegung ist der englische 

Wortlaut maßgebend.  

 

 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN: 

 

Die Föderalregierung, 

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-

Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

FÜR DIE REPUBLIK ARMENIEN: 

Didier REYNDERS 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

und Europäische Angelegenheiten   

Zohrab MNATSAKANYAN 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten  

 

 

 

 



 



ACCORD 

ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 

ET 

L'UKRAINE 

SUR L'EXERCICE D' ACTIVITÉS Á BUT LUCRATIF 

PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 

DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 



ACCORD 
ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 
ET 

L'UKRAlNE 
SUR L'EXERCICE D' ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF 

PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 
DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 

LE ROYAUME DE BELGIQUE, REPRESENTE PAR : 

ET 

Ie Gouvernement fédéraI, 
Ie Gouvernement flamand, 
Ie Gouvernement de la Région wallonne, 
Ie Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale, 
Ie Gouvernement de la Communauté germanophone, 

L ' UKRAINE, 

CI-APRES DENOMMES {( LES PARTIES », 

DÉSlREUX de conclure un accord visant à faciliter I'exercice d'activités à but lucratif par 
certains membres de la familie de membres du personnel des missions diplomatiques de la 
Partie d'envoi ou des postes consulaires de cette dernière sm Ie territoire de la Partie 
d'accueil, 

SONT CONVENUS DE CE QUI SUlT: 



ARTICLE IER 

Champ d'application de I' Accord 

1. Sont autorisés, SUf base de réciprocité, à exercer une activité à but lucratif dans la Partie 
d'accueil : 

a) lepartenaire légaJ et les enfants célibataires àgés de moins de dix-huit ans à charge 
d'un agent diplomatique ou d'un fonctiormaire consulaire de la Partie d'envoi 
affectés: 

(i) auprès de la Partie d' accueil, ou 

(ii) auprès d'organisations internationales ayant un siège dans la Partie d'accueil ; 

b) de même Ie partenaire légal d 'un autre membre du persomlel de la mission de la 
Pattie d' envoi ou du persOlmeI du poste consulaire de la même Partie ; 

tels que définis à l ' articJe Ie, des Conventions de Vienne sur les Relations 
diplomatiques (1961) et sLlr les Relations consulaires (1963). 

2. L'autorisation d' exercer une activité à but lucratif sera donnée par les autorités de la 
Partie d'accueil confonnément aux dispositions légales et réglementaires en vigueur 
dans ladite Partie et conformément aux dispositions du présent Accord. 

3. Cette autorisation ne concerne pas les ressortissants de la Partie d'accueil 111 les 
résidents permanents sur son territoire. 

4. Sauf s la Partie d'accueiJ en décide autrement, l'autorisation ne sera pas accordée aux 
bénéficiaires qui, après avoir entrepris une activité à but lucratif, ces sent de faire prutie 
du ménage des personnes visées au paragraphe premier du présent Article. 

5. L'autorisation pro duit ses effets durant la période d'affectation des personnes visées au 
paragraphe premier du présent article dans la mission diplomatique ou Ie paste 
consulaire de la Partie d'envoi sur Ie territoire de la Partie d'accueil, et cesse ses effets 
au terme de cette affectation (ou druls un délai raisonnabie suivant cette échéance). 

ARTICLE 2 

Procédures 

1. Toute demande vi sant à obtenir l'autorisation d' exercer une activité à but Jucratif est 
envoyée, au nom du bénéficiaire, par l'ambassade de la Partie d'envoi à la Direction 
généraJe du Protocole d'État du Ministère des Affaires étrangères de l'Ukraine ou à la 
Direction du Protocole du Service public fédéral Affaires étrangères, Commerce 
extérieur et Coopération au développement du Royaume de Belgique, suivant Ie cas. 



Après vérification que la personne est à charge d 'un agent relevant du champ 
d' application de I' atiicle I , paragraphe premier, et après examen de la demande 
officielle, 1'ambassade de la Pattie d'envoi sera informée par Ie gouvemement de la 
Partie d'accueil que la personne à charge peut exercer I'activité à but lucratif 
considérée. 

2. Les procédutes SUIVJes · sont appliquées de manière telle que Ie bénéficiaire de 
l' autorisation puisse entreprendre une activité à but lucratif dans les meilleurs délais. 
Toutes les dispositions régissant les permis de travail et autres formalités analogues 
sont appliquées dans un sens favorable. 

3. L'autorisation d'exercer nne activité à but lucratif n'entraînera aucnne dispense pour Ie 
bénéficiaire de satisfaire aux exigences légales ou autres relatives aux caractéristigues 
personneJles, qualifications professionnelles ou autres dont l'intéressé doit justifier pour 
I'exerciee de 1'activité à but lucratif. Le bénéficiaire n'est done pas autorisé à occuper 
une fonetion gui, selon la législation en vigueur de la Partie d'accueil, ne peut être 
assurée gue par un citoyen de la Partie d'accueil. 
La reconnaissance par les Parties de tout diplöme, qualification, titre scientifique ou 
professionnel se fait conformément à la législation de la Partie d'accueil ou aux accords 
bilatéraux ou multilatéraux auxquels les Parties d'envoi et d'accueil sont patiies. 

4 L'ambassade de la Partie d'envoi informe la Division du Protocole du Service public 
fédéral Affaires étrangères, Commerce extérieur et Coopération au développement du 
Royaume de Belgique ou la Direction générale du Protocole d'État du Ministère des 
Affaires étrangères de l'Ulaaine de tout chatlgement lié au statut d'nn membre de la 
familie exerçant une activité à but lucratif en vertu du présent Accord. 

ARTICLE3 

Privilèges et immunités en matière civile et administJ"ative 

Au cas ou Ie bénéficiaire de l'autorisation d'exercer une activité à but lucratif jouit de 
l' imrnlrnité de juridiction en matière civi le et administrative dans la Partie d'accueil, en vertu 
des dispositions des Conventions de Vienne SUT les relations diplomatigues et consulaires ou 
de tout autre instrument international applicable, cette imrnunité ne s'appligue pas aux actes 
découlatlt de I'exercice de l'activité à but lucratif et entrant dans Ie champ d'application du 
droit civil ou administratif de la Pattie d'accueil. La Pattie d'envoi lèvera I' irnmunité 
d'exécution de toute décisionjudiciaire prononcée en rapport avec de tels actes. 

--



ARTICLE4 
, 

Immunité en matière pénale 

Au cas .ou Ie bénéticiaire de l'autorisation d 'exercer une activité à but [ucratif jouit de 
I'irnmunité de juridiction en matière péna[e dans la Partie d'accueil, en vertu des dispositions 
des Conventions de Vienne précitées ou de tout autre instrument international applicable : 

a) la Partie d 'envoi lève I'irnmunité de juridiction pénale dont jouit [e bénéticiaire de 
[' autorisation à I' égard de la Partie d' accueiJ pour tout acte ou omission découlant de 
J'exercice de l'activité à but Jucratif, sauf dans des cas particuJiers lorsque Ja Partie 
d' envoi estime que cette mesure pourrait être contraire à ses intérêts ; 

b) cette levée d'immunité de juridiction pénale ne sera pas considérée comme s'étendant à 
['Îmmunité d'exécution de Ja décision judiciaire, immunité pour laquelle une levée 
spécifique sera requise. Dans Ie cas d'une telle demande spécitique, [a Partie d'envoi 
examinera de manière approfondie la requête de la Pmiie d' accueil. 

ARTICLE5 

Régimes fiscal et de sécurité sociale 

Confonnément aux dispositions des Conventions de Vienne précitées ou en vertu de tout 
autreinstrument international applicable, les bénéficiaires de l'autorisation d'exercer une 
activité à but lucratif sont assujettis aux régimes tiscal et de sécurité sociale de la Partie 
d'accueil pour tout ce qui se rapporte à l'exercice de cette activité dans cette Partie. 

Article 6 

Durée et dénonciation 

Le présent Accord restera en vigueur pour une durée indéterminée, l'une ou l'autre Partie 
pouvant y mettre fin à tout moment moyennant un préavis de six mois notifié par écrit à 
l'autre Pm1ie. La dénonciation du présent Accord n'affectera pas la validité d'un pelmis de 
travaiJ délivré . en vertu du présent Accord avant sa dénonciation. Ledit permis de travail 
restera en vigueur pour la durée qui est spécifiée. 



ARTICLE7 

Amendements 

Le présent Accord peut être modifié à tout moment par consentement écrit des Parties 
confirmé par la voie dipJomatique. Cet amendement entrera en vigueur de la même manière 
que Je présent Accord. 

ARTICLE8 

Entrée en vigueur 

Le présent Accord entrera en vigueur Je premier jour du deuxième mois suivant la date de 
réception par les Parties pal' la voie diplomatique de la dernière notification écrite de 
I' accomplissement des procédures constitutiollllelies et Jégales requises. 

EN 1'01 DE QUOI, les représelltants soussignés, dûment autorisés ont signé Ie présent 
Accord. 

FAIT à Bruxelles, Ie 10 février 2021, en deux exemplaires originaux, chacun en langues 
anglaise, ukrainienne, française et néerlandaise, tous les textes faisant également foi. Le texte 
en langue anglaise prévaudra en cas de divergence d'interprétation. 

POUR LE ROYAUME DE BELGIQUE : 
Ie Gouvernement fédéraI, 

Ie Gouvernement f1amand, 
Ie Gouvernement de la Région wallonne, 

Ie Gouvernement de la Région de Bruxelles­
Capitaie, 

Ie Gouvernement de la Communauté 
germanophone, 

4 { 

POUR L'UKRAINE : 



 

 

 

 

 

 

ABKOMMEN 

 

ZWISCHEN 

 

DEM KÖNIGREICH BELGIEN 

 

UND 

 

DIE UKRAINE 

 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND 

KONSULARISCHEN POSTEN  

 

  



 
ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN  

UND 

DIE UKRAINE 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

 DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN 

UND KONSULARISCHEN POSTEN  

 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, vertreten durch  

 

Die Föderalregierung, 

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 

Und  

 

 

DIE UKRAINE  

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Abkommen zu schließen, um die Erwerbstätigkeit 

von Familienmitgliedern zu Lasten des Personals der Missionen des Entsendestaats 

beziehungsweise der konsularischen Posten, die dieser auf dem Hoheitsgebiet des 

Empfangsstaats unterhält, zu vereinfachen.  

 

SIND wie folgt übereingekommen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



ARTIKEL 1  

Anwendungsbereich des Abkommens 

 

1. Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit dürfen folgende Personen eine Erwerbstätigkeit im 

Empfangsstaat ausüben: 

 

a) Der gesetzliche Partner und die ledigen Kinder unter 18 Jahren des diplomatischen 

Beamten oder Konsularbeamten des Entsendestaats, der  

 

  (i) beim Empfangsstaat oder 

 

 (ii) bei einer internationalen Organisation mit Sitz im Empfangsstaat  

    tätig ist;  

 

b) Der gesetzliche Partner eines anderen Personalmitglieds der Mission des 

Entsendestaats oder eines anderen Personalmitglieds eines konsularischen Postens 

dieses Staats; 

 

 gemäß Artikel 1 der Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen und über 

konsularische Beziehungen. 

 

2. Die Behörden des Empfangsstaats erteilen die Genehmigung für die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit auf der Grundlage der dort geltenden gesetzlichen Regelungen und 

Vorschriften und gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens.  

 

3. Diese Genehmigung gilt nicht für die Staatsangehörigen des Empfangsstaats oder für 

Personen, die ihren ständigen Wohnsitz in seinem Hoheitsgebiet haben.  

 

4. Sofern der Empfangsstaat nichts anderes bestimmt, wird den Begünstigten, die eine 

Erwerbstätigkeit angenommen haben, aber nicht länger zum Haushalt der in Artikel 1, erster 

Absatz, genannten Personen gehören, diese Genehmigung nicht erteilt.     

 

5. Die Genehmigung ist für den Zeitraum gültig, in dem die im ersten Absatz dieses Artikels 

genannten Personen bei der diplomatischen Mission oder dem konsularischen Posten in dem 

Hoheitsgebiet des Empfangsstaats tätig sind und läuft spätestens bei der Beendigung der 

Tätigkeit ab (beziehungsweise innerhalb eines angemessenen Zeitraums danach). 

 

 

ARTIKEL 2  

Verfahren 

 

1. Die Botschaft des Entsendestaats richtet den Antrag auf Genehmigung einer 

Erwerbstätigkeit im Namen des Begünstigten an die Direktion Protokoll des Ministeriums für 

auswärtige Angelegenheiten der Ukraine beziehungsweise an die Direktion Protokoll des 

Föderalen Öffentlichen Dienstes Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und 

Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs Belgien. 

Die Regierung des Empfangsstaats setzt die Botschaft des Entsendestaats nach Überprüfung, 

ob der Betreffende eine Person zu Lasten eines Beamten im Sinne von Artikel 1, erster 

Absatz, ist und nach Prüfung des offiziellen Ersuchens davon in Kenntnis, dass die Person zu 

Lasten die Erwerbstätigkeit ausüben darf. 



2. Die einschlägigen Verfahren werden so angewandt, dass der Inhaber der Genehmigung so 

schnell wie möglich eine Erwerbstätigkeit ausüben kann; alle Bestimmungen in Sachen 

Arbeitserlaubnis und ähnliche Formalitäten werden vorteilhaft angewandt.  

 

3. Die Genehmigung einer Erwerbstätigkeit bedeutet nicht, dass der Begünstigte für die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit befreit wird von den Anforderungen oder Vorschriften, die 

normalerweise auf personenbezogene Daten, berufliche und andere Qualifikationen gelten, 

die der Interessent nachweisen muss. Der Begünstigte darf nicht in einer Stellung beschäftigt 

werden, die nach den im Aufnahmestaat geltenden Rechtsvorschriften nur von Bürgern des 

Aufnahmestaats ausgeübt werden kann. Die Anerkennung von Diplomen, 

Befähigungsnachweisen, wissenschaftlichen oder beruflichen Abschlüssen durch die 

Vertragsparteien erfolgt im Einklang mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaats oder mit 

bilateralen/multilateralen Übereinkünften, denen der Entsende- und der Empfangsstaat 

beigetreten sind.  

 

4. Die diplomatische Vertretung des Entsendestaats unterrichtet die Direktion Protokoll des 

Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten der Republik Ukraine oder die Direktion 

Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel 

und Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs Belgien, wenn sich der Status eines 

erwerbstätigen Familienangehörigen nach diesem Abkommen ändert.   

 

 

ARTIKEL 3 

Zivil- und verwaltungsrechtliche Vorrechte und Immunitäten  

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat zivil- und 

verwaltungsrechtliche Immunität von der Gerichtsbarkeit  genießt gemäß den Bestimmungen 

der Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische Beziehungen oder auf der 

Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen Vertrags, findet die Immunität keine 

Anwendung auf Handlungen, die im Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit 

stehen und die dem Zivil- und Verwaltungsrecht des Empfangsstaats  unterliegen. Der 

Entsendestaat verzichtet auf die Immunität der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, 

die in Bezug auf solche Handlungen ergangen sind.  

 

 

ARTIKEL 4 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit 

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit Immunität von der 

Strafgerichtsbarkeit im Empfangsstaat genießt gemäß den Bestimmungen der obengenannten 

Wiener Übereinkommen oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen 

Vertrags:  

 

a) verzichtet der Entsendestaat auf die Immunität der Strafgerichtsbarkeit, die der Inhaber 

der Genehmigung gegenüber dem Empfangsstaat in Bezug auf alle Handlungen und 

Unterlassungen im Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit genießt, außer 

in Sonderfällen, in denen der Entsendestaat der Ansicht ist, dass der Verzicht den eigenen 

Interessen zuwiderläuft; 

 

b) der Verzicht auf die Strafgerichtsbarkeit erstreckt sich nicht auf die Immunität der 



Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, auf die ausdrücklich zu verzichten ist. In 

diesem Fall zieht der Entsendestaat das Ersuchen des Empfangsstaats ernsthaft in 

Erwägung.  

 

ARTIKEL 5 

Steuer- und Sozialsicherheitssysteme 

 

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen 

oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen Vertrags unterliegen die 

Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit den Rechtsvorschriften der Steuer- und 

Sozialsicherheitssystemen des Empfangsstaats in Bezug auf alle Aspekte, die mit der 

Ausübung dieser Tätigkeit in diesem Staat zusammenhängen.  

 

ARTIKEL 6 

 

Dauer und Kündigung 

 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen mit der Maßgabe, dass jede Partei 

sie jederzeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch schriftliche Mitteilung an 

die andere Partei kündigen kann. Die Kündigung dieses Abkommens berührt nicht die 

Gültigkeit der im Rahmen dieses Abkommens vor der Kündigung erteilten Arbeitserlaubnis, 

die für den in dieser Arbeitserlaubnis angegebenen Zeitraum in Kraft bleibt. 

 

 

ARTIKEL 7 

Änderungen 

 

Dieses Abkommen kann jederzeit durch eine schriftliche Vereinbarung zwischen den 

Vertragsparteien geändert werden. Eine solche Vereinbarung tritt in der gleichen Weise in 

Kraft wie dieses Abkommen.  

 

 

ARTIKEL 8 

Inkrafttreten 

 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem die 

letzte Notifizierung über die Erfüllung der erforderlichen verfassungsmäßigen und 

gesetzlichen Verfahren ausgetauscht wurde.  

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Vertreter, von ihren jeweiligen 

Regierungen dazu ordnungsgemäß befugt, ihre Unterschrift unter dieses Abkommen gesetzt.  

 

GESCHEHEN zu Brüssel, am 10. Februar 2021, in zwei Urschriften in englischer, 

ukrainischer, französischer, niederländischer Sprache. Bei einer unterschiedlichen Auslegung 

ist der Wortlaut in englischer Sprache maßgebend.   

 

 



FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN 

 

Die Föderalregierung,  

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-

Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 

 

FÜR DIE OEKRAINE 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 



ROYAUME DE BELGIQUE 

Service public fédéral 

Affaires étrangères, 
Commerce extérieur et 
Coopération au Développement 

Monsieur Ie Ministre-Président 

du Gouvernement de la Communauté 
germanophone 
A l'Attention de Madame Rachel DODEMONT 

Rue Gospert 1-5 

4700 EUPEN 

Direction des Traités - J4 

Votre personne de contact : 
Ann De Ridder Conseiller général 

Tél: 02 501 82.70 
E-Ma il : ann.deridder@diplobel.fed.be 

011. Juli 2072 

votre communication du vos références nos références I 
J4/MDV/JUR.OS.07/2022 fA3'51l.J date 

2 9 JUIN 2022 
à mentiormer dans toute correspondance 

Monsieur Ie Ministre-Président, 

En application de I'a rticle 16, § 1 er, de la loi spéciale de réformes institutionnelles du 8 août 1980, tel 
qu'il a été modifié par la loi spéciale du 5 mai 1993, j'ai I'honneur de vous adresser, pour assentiment 
par Ie Parlement de la Communauté germanophone, la copie certifiée conforme de l'Accord suivant: 

Accord entre Ie Royaume de Belgique et la République Dominicaine sur I'exercice d'activités à but 
lucratif par certains membres de la familie du personnel de missions diplomatiques et de postes 
consulaires, fait à Bruxelles Ie 17 juin 2022. 

Je vous serais reconnaissant de bien vouloir m'informer lorsque la procédure d'assentiment sera 
terminée. 

Veuillez agréer, Monsieur Ie Ministre-Président, I'expression de ma parfaite considération. 

Annexe(s): 1 

Egmont I ' Rue des Petits Carmes 15, 1000 Bruxelles 
Tél. +32 2 501 81 11 ' https://dlplomalie.belglum.be 
Twitter: MFABelgium • Facebook: Dlplomatie.belgium ' Instagram : BelgiumMFA .!Je 



ACOORD 

ENTRE 

1,.E ROYAUlVlE DKBELGIQUE 

ET 

LA RÉPUBUQUE DOMINICAINE 

SURL'EXERCICE D'ACTIVI'fÉS À BUT LUCRATIF 

PAR (~ERTAlNS MEMBRES DE LA FAMILLE nu PEIlSONNEL 

DE MISSIONS DIPLQMATIQUES ET DE POSTES CONSULAffiES 



ACCORD 
ENTRE 

LE ROVAUME DE DELGIQUE 
ET 

LA n'ÉPlJBLIQuEDOMINICAINE 
SURVEXERÇICE :0' ACTIVIT'ÉS A DUT LUCllATIF 

PAR CERTAINS MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSON:N:EL 
DE MISSIoNS DipLOMKfIQU)];S ET DE POSTES CONSULAlRES 

LE ROYAUME DlE BELGIQUE, rcprésenté par: 

Lc Gouv~rnement fédéral, 
Le GOllwrnernent wation, 
Le Gouvcmernent flamand, 
L~ GOllvel'/lelilent de la Région <Ie Bruxelles-Capitale, 
Le GOI/Vernement de la Commnnauté germanophone, 

ET 

LA RÉPUBLlQUE DOMlIUCAINE, 

DÊSlREUX cle éohclurè Uil acèol'd visant à faciliter I'exerciee cl'!lctivi(és Ii but lucratif pal' 
certaJns mem bres de la fanl-ille de membres du i1~J'sOlll1eJ de missiollS de I' Etat d'envoi ou des 
pos,es qOJls\Ih.,ires cle ce dernier sur Ie territoire de I'Ëtai cI 'aecueil, 

BONT conveIlIIS de ce qui sLiit : 



,i\RTI CU 1 

Chmnp d'aplJliéation 

1. Sont antoris"" Slil' base. de réciprocil6, à ·exercer Ulle aotivité à büt luorati1' dans I 'Etnl 
d'a.c·clle11 : 

a) Ie oorûo)lll, Ie parten"i!'e légal et Jes enfants o"libot.ires agés do moins de dix-huit 
ans .à oharge d'ull agent diplomatique on d'ün foilctionoaÎrè oonsulaire de 1''Etat 
cl' eiJlloi àffii'ct6s : . 

(i) atip!'èS de I'EW {I'àèc\teil, 0\1 

(ii) auprès (Forganisations lnternatióJrales ayon! un siège a"llS l'Etat d'accueil ; 

b) de même, Ie cOl\Ïoinl el Ie pmiell.ire légàl d'un "Itlre membre du jlersQhneJ de la 
missióIi cie l'Elat d'el1voi Oll clu pèrsonnel du posle 00)1S111a;rc du même Efal; 

leis que définis à l'article 1 des COl1Ventiolls de Viejlnc sm' les Relation8 diplomatiques 
(1961) el consulaires (1963). 

2. l'autorisation tl'ex:ercer une aotivité à bul lu.cratif est dOlmee par les autoritGs de I'Etat 
cI'acoueil eor\fol1nément aux dispositlolls légales et réglémelllail'es en vigueur dans [eclit 
Etatel oonformément a,IX dispositiollS du présentAceord. 

3, Cette Autol'ÎSatipn l1e a(moerne pas les I'essortissnnts de l'Elat d'accueil ni les résldenls 
permanents sUl' son territoire. 

4. Sauf si 1'Etat cl'accueil eu décÎde aulremOlt!, l'autorisaiión ne sera pas acc!Jrdée à oelui 
des bénéfloiahes qui, après aveiir aeeepté une activité rémunérée, cesse de fahe partie 
de la familie des persollues visées au l'aragraphe premier du présent artiele. 

5. L'autorisation produit scs efMs. cluranl Ja période d'affeotatioli des· persolmes ylsées au 
pat'agtapho pre!\lier (lu présental'tiole dal)S la mission cliplomatiquooule posteeonsulairo 
de l'Etat el'envoi SUI Jo territoire clo l'Etu! cI'Rcctleil,et cesse sés effets au plus tàl'd au 
t~nile de oetlo aff'ectatio)l Otl 1110yellliallt tlll délai raisollllabie suivatlt cetle échéanoe. 

ARTKCLE2 

Pl'océehn'os 

1. Toute dcmande yisul1t à oblenir 'l'mitol'isatioll d'exercer lIne activité à bul lucratif e.~t 
"ciwoyée, nu nam du bélléficiaîre, par ))ambassade de )'Etat d'envoj fiuprès de laDireçtion 
du Prolooolc'du Ministère des Affaires ,Wang~re8 de la RéJlublique domillie>üue ou de la 
DiJ'ectioll cltl hotooole du Service ptlbJie fédéral cles Affaires étrangères, Commerce 
extérieur et CoopératioJl au développcment du RoyatJme cie Belgique, suivatlt Ie cus . 
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Après vérification quc la pers0l111e est à charge d'un agent visé pal' Ie ehamp d'applieation 
de Partiele J § J, et après examen de la demande offieielle, l'ambassade de l'Etat d'envoi 
sera infonnée par Ie gouvernement de {,Etat d'accueil que la persOJlI1e à charge peul 
exereer j'activité à but lllcratif. 

2, 1.es proeéclures suivies sont appliquées de l1lànière telle que Ie bénéfieiaire de 
I'aulorisation puiSSè entreprenclré une activité à but Inctatif dans les meillelll's clélais ; 
tautes les dispositiol1s régissanlles perl11Ît3 de iravail et au tres formalités analogll~s sont 
appliquées dans Uil S{~ns favorabIe. . 

3. I./autorÎsatioll (PexCrder tUle' 'aotivüé à hüt Jucratif n'entraînera auoüne dispense pçntr Ie 
bénéficîaire.de sntisfaire aux oxig~nces usuelles ou réglelnentaires relatives aux dOl1nées 
pcrsOllI1elles, qüalltés pwfdssionnelks Ol) a\ttres que l'lntóressé dOlt justifier ]lom 
I'excreice de SOll aetlvite rémunérée, 

4, Les dispositions du présenl AccOJ'c1 nc. ]leuvent pas être interprétées dans Ic sons de Ja 
reGOlllUlis'iancé dos titres, dipl6mès 011 études entre les dëuX EtatS. 

AR',fICLE 3 

Privilèges et immt1tlités en lI\a~ière civile et administrative 

Au cas ou Ie bénéficiaire de l'autorisation d'cxercer une activité à but lucratif jouit de 
l'immlll1Îté dejm'idictioll en matière civile et administrative dans 1'Etat d'accueil, ell vetlu des 
disposliiolls dos Conven\ions de Vienne SUl' les relations c1iplomatiques et consulaires ou cle 
tout autre instl1lment international &ppJicable, cette immunité ne s'appllque Itas aux actes 
·c1écoulant de J'exel'cÎce de I'activité à but lllol'atif et rentrant dans Ie ohamp d1application du 
droit civil ou administratif (h; 1'Elat cl 'accueil. L'Eta! d 'envoi lèvera l'immunité cI'exéoution cle 
toute décisionjuc1iciaire prol1oncée en rapport avM de tels actoS, 

ARTICLE4 

ImUllll1ité' en mntièl'c pémilé 

All oas ou le bénéficiaire de l'autorisatiol1 d'exercer tJl1e activjté à bul lucratif jouit de 
('j11111~llnité de Jurldiction en lllatière pénaie dans I 'Etat d'accueil, en \iertll des dispos-itions des 
Conventions de Vienne précitées ou de tout autre instrument international: 

a) I'Et~1 cl 'envoi love l'immql1it~ de juridiotion péna!e c1on! jouit Ie bénéfïciaire tie 
Pt-mtorisation à I'égard de l'Etat el'accucil {i(>ür tout flûte ou onüssiotJ découlan{ de 
J>exercice de Pactivité Ft but lucraLif, sauT dans des cas partic1..l1iers lorsque "RtaL cl'envoi 
estl!l1e que cetto mMure pourrait être oontraire à -ses intérêts ; 



~) cette levée c1'immunité de juridiotiöl1 pé.l.UÜe ll.e ser~ pas considérée COlUll1e s'étenelant 1\ 
l'inulllmité d'exéeution de la décision judieiaire, immunité pour la<iuclle une Jevée 
spéQifIque devra être requise. Dails le cas d'lll)ë telle delllaude spéeifique, l'Etat d'envoi 
prendra Ia l'equête de rEtat d'accueil sérieusement en consic1ération. 

ARTICLE5 

Régim.es fisc?!1 et de sócm"îté sociale. 

COllfOrmément a\lx dispositions des èönventions de Vienlle préóitées Ou ei) vertil de tout 
aulre instrument Îllternational applicable" les bénéficlaires de l'autorisation cFexGl'ccr uno. 
Mtivité à lw! lrwratif SOl)! aS$ujeltis allx régimes fiscal et de séoui'ité sociale de l'Bta! 
d'aeclleil pOllr tout ce gilt se rapporte à l'cxerciee de eette activité dans cei Eta!. 

ARTICLE6 

DUI'óe et (lénoncia/ion 

Le présen! Accorcl restera en vlguellr pour une pérlode indéfinie, chaClme des Pmlies 
pbUVallt y mettre fin à tout moniën!, moyennant Uil pl'éavis de six moïs f\dressé par écrità 
['autfe Pattie. 



------- ------- - --- - - - - --_ • .•.......... _ ..•. _ ..... -

ARTICLE7 

Erib'ée en vigll eU.i:' 

Le présent ACèorc1 entrera en viguenr Ie pl'e)l1 i.el' JOHr dn de\lxième mois suivallt Ja dale 
d' é!:hal1ge de la dernière llotification cle l'accomplissement des procédures constitn!Îonl1elles 
et légaies I'eql)ises. 

Î!)N FÇ>1 DJ): QUOI, Ics l'cpréscnt,mls sOUSSigllés, c1û1Iicl!t autiJrisés pal' leurs GOllvenwmellls 
I'cspectiJi;, Ollt slgllé Ie présent Aecol'd, 

lFA!T à Bmxclies, Ie. J 7 jui1l 2022, e11 èlél\X exei)jpJai l'es origiomix, chao.nn eillatiglles Ihinçaise, 
néel'lanc1aisc et espagnole, lous les lexles faisant égalemelll foi. En cas cle divergencc dans 
l' Iq1er'iii'étálioh, Ie lex!e fr,u\çf\ is pi'évallc1 ra. 

POUR LE ROYAUME DE 
BELGIQUE: 

Ie Gouvétnement fédéi'al, 
Ie Gouvernement wallon, 

Ie GO\lvernenleJlt de la Région de 
ai'uxellescCapitale, 

Ic Gouvel'Uemel1t cic lil Comruunauté 
germanophone, 

POUR LA RÉPUBLIQUE 
DOMINICAINE : 

----_ .....•... _.- ............... _--"----_ .. . .. _._- ---- .",._-, .. '.-_ ............. _ ......••.. -.. , . 
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OVEREENKÖMS'J[' 

TUSSEN 

lIET KONJNKRlJIK BELGlÊ 

EN 

DE DOlVilNKCAANSJE RÊPUnUEK 

lNZAlill HET VERRICHTEN VAN DEl' AAJLDE WERKZAA1VllillDEN 

DOOR DEPAALDE GEZnlTSLEDEN VAN BET PERSONEEL 

VAN DE DIPLOMATIElilllYJISSillS EN CONSlJLAlRE POSTEN 

.............. _"----- -~-~---- _ .. -._-.-.-.. --------- ..... _-.-----------_ ...... -_., .... _-



OVEREENKOMST 
TUSSEN 

HET KONINKRIJK BELGIË 
EN 

DE DOMINICAANSE REPUIILTEl{ 
lNZ;\.KE lIET VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAA1VJ.HEDEN 

DOOlt BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET PERSONEEL 
VAN D>E DJPLOMATAElill MISSIES EN CONSULAIRE POSTJ1:J1l 

HET KONINKRIJK BEVGIË, vertegenwoordigd dool': 

De Federale Regering, 
De Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 
De Regering van bet Brussels Iloofdstedeiijl,e Gewest, 
De Regering van 'Ile Dnitstalige Gemeenschap, 

EN 

DE DOMINICAANSE REPUBLIEK, 

GELEiD ))OOR DE WENS een overeenkomst te sluiten teneinde het verrièhten van betaalde 
werkzaamheden door bepaalde ger,insleden vàn het pej>soneel vat'l d~ ZOl1ditlgen va!'l dè 
Zendstaa! dan wel van GonsulRire.posten die deze heeft op het grondgebied van de Ontvangende 
Staat~ te vergemakkeI ijken, 

ZIJN het volgende overeengekomen: 



ARTiKEL 1 

l'iJëpassingsgebie<1 van de Overeen!wfllsÎ 

1. Mogen op grond van wederkeJ'igheid betaalde werkzaamheden ver1'i,ehten in de 
Ontvangende Staat: 

a) de eehtgen(o)t( el, de wetteltjke pmtner en de ongehuwde kinderen ten laste jonger 
dan 18 jaàr vfIn een -diplomatiekfl agent of een consulair ambtenaar van de 
Zendstaat die zijn aangesteld: 

(j) \lij de OntvilJlge!lrle Staat, (1i1,11 wel 
(H) Nj internationale org.al1isatles met een zetel in de Ontvangende Staat; 

h) evenzo, de eehtgen(o)t(e) en de wettelijke parlner van een ander personeelslid van 
de zendil1g vall de Zendstaa! ofvtln een ander personeelslid van de eonsl1lairepüst 

van deze Staat; 

zoals bepaald in artikel I vml de Verdragen van Wenen inzake diplomatiek verkeer 
(1961) e11 con,sl1lair v~rkèer (1~63). 

2. De toest\lmming om betaalde werkzaamhèdéil te verl'Îchten wordt verleel1d dom' de 
autoriteiten van de Ontvangende Staat overeenkomstig de aldaar van kracht zijnde 
wetgeving en voorschi'iften ell overeenkomstig hèt beNalde in deze Overeënl~önl$t. 

3. Deze toestemming geldt llkt voor de ingezetenen van de Ql1tvat\gende Staat oÎ de vaste 
verblijfuouders op zijn grondgebied. 

4. 'fenzij de Ontvangende Staat anderszins beslist, wordt geen toestemming verleend aan 
de begunstigden die, na betaalde Werkzaamheden te hebben aanvaard, 11ret langer deel 
ultmakelJ van hel gezin van de in de eerste paragraaf van dit artikel bedoelde personen. 

5. De toestemming is geldig VOOl' cIc pèriode dat de in de eerste paragTaafvan dit artikel 
bedoelde personen zijn aangesteld bij de diplomatieke zending of de consulaire post van 
de Zend,laa! op hel grondgebied van de Ontvangende Staat, en vervalt op zijn laatst 
wanneer de mmsteIIing-cindigt, dan \ve] binnen een redelükc termijn na de bcëit)cliging. 

ARTlIKlffiIL2 

Procedures 

1. Elk verzoek om tO'cstel11mingvool' het verrichten van betaalde werkzaamheden wordt 11il 
naam van de begunstigde dooi' de; am~nissácle van d$ Zt:\lè1.~äaat gcshimd Haar do Directie 
Protocol van het Ministerie van BuitenlaJl(lse Zaken van deDominioaanse.RGPubliek dan 
wel naiJl' de Directie Protocol van de FêdeJ1l)e OVérheidsdionst Bllitenlailc1s0 Zaken, 
Buitenlandse Handel en Ontwilckelingssamenwerking van het Koninkrijk België. 



Na ve!'itlcatie of de persoon ten laste is van een agent voorzien in hét toepassingsgebied 
van Jlet arlikel I, eersle paragraaf, en na onderzoek V'Ul he! ofljciële verzoek, zal de 
regering van de Ontval)gende Staal d", ambassade' vah de Zene1, taat ervan in kennis 
stillen dat de persoon ten laste de betaalde werkzaamheid mag uitoefenen. 

2. De gevolgde procedures worden c1usdallÎg toegepast c1at de begunstigde van de 
toeSt,emóling zo sl1el IUpgciijk betaalde werkzaamhèden kan verl'lchten; alle 
voorschriftei, inzake, werkvergunningen en soortgelijke formaliteiten worelen welwjllend 
toegëpast. 

3. Töestélil!ll ing om b,etaalcJe wel'kzaaml1edyjl te yerriohten betekentlliet e1~!de begqnsti'gde 
wordt vr\jg-eiteld van d. vereisten ofvoorsehriften die gewoonlijk Vàn toepassing zijn op 
pei'soonsgegevens, prOfe$siOJîele of "helere kwalificlltiès waarvan de belanghebbende hè! 
bewijs dien! te levercn voor het verrichten Vall de betaalde werkzaalllheelen. 

4. De bepalingen "all deze Overeenkomst kunnen niet worden geYnterpreieerd in de zin van 
<le erkenning van titels, diploma's of stndies Îllssen c1ó twee Staten. 

ARTnffiL3 

Civiel- cn administratiefrechtelijke voorrechten en immuuiteiten 

Ingeval de begpnstigde ván een toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten eiviel­
en administratièfl'echteliJke immuniteit van rechtsmacht geniet in de Ontvangende Staat, 
overeenkomstlg de bepàl1ngen van de Verdragen van Wenen inzake diplom'atiek en consulair 
verkeer, dan wel enig ander toepasselijk internationaal verdrag, is deze immuniteit niet van 
tQepassing op handelingen die voortlllo"i<lh uit het ver!,Jchtén var; betaalde wel'kzamnhedèn 
weike onder het burgerlijk en administratief recht van de Ontvau{!;ende Staat vallen. De 
Z6nclslaat zal "fstMd doen van de inuiuuriteit van tenuitvoerlegging va,u alle gerechteliJ llC 
uitspraken die mei betrekking tot dergelijke handelulgen worden uitgesproken. 

AR1'nml.l\ 

l'mmuuiteittell :umzieu van strafzaken 

Ingeval de bègünstigde Van de toestemming vMr het vei1'iehtcn van betaalde werkzaamheden 
immuniteit geniet ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken van de. Ontvangende Staat, 
overeonkpmstig de beJ~lHlingen van (le hovehgenoemde Verdragen vau \Venen, dan v,Ie1 Van 
enig ander toepassel ijk inteJ'Jla!iOJlflal verdrag: 

al <Ioc! cle Zendsta"t 'afstand van de immuniteit van de rechtsmacht in strafZaken die de 
begi\llstigcle yan pe toes!emliling ten aanzien van de Ontvan!;enge Slaat geniet liict 
betrekking tot elk handelen ofnaJatel1 dat voortvloeit uit de betaalde werkzaamheden, 



b) 

behalve in bijzondere gevallen wanneer de Zends!aa! vall mening is dat het doen van 
afstand in strijd zou kunnen zijn met zijn belangen; 

het doen van afstand van immlllliteit ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken word! 
niH geacht ille.de betl"ekki.ng te hëbbeli op ,1e immuniteit ten aanzien V411 de 
tennitvoerlegging van de gerec!ltelijke uitspraak, waarvan uitdrllkkelijk afstand moel 
Worde)) gedàan. In dergelijk geYàl neeM dezen,ls!aat het verzoek van de Ontvangende 
Staat ernstig in overweging. 

Belnstil1g- en "ochle zekerheidssteJsels 

In overeenstemming met de bepalingen van de bovengcl10e1J1dc Verdragen van Wenen dan wel 
krachtens enig ander toepasselijk intematiollaal verdrag zijn de begunstigdeti van de 
tOf;istemming voor hét verdohten van betaalde wer1o..aamheden onderworpen aan de belasfIng­
en sooiale zekerheidss!elsels van de Ontvangende Sta'!t, ten aanzien van alles wat verband 
houdt met het verrichten van bedoelde werkzaamheden in deze Staat. 

ARTllffiL6 

Duur ell beëindiging 

Deze Overeenkomst blijft Van kraoht voor onbepaalde duur, met dien verstande dat elk van de 
Partijen ze te allen tijde kan beeindigen door hiervan zes maanden van te voren sohriftelijk 
kelli1is te geVen aao cle andere Partij. 



ARTHmL7 

Inwerl,jngtreding 

D~z" Ovel'èenlcölllst zal in werking treden op cle eerste clág vdn de tweede tl1aänd voJgyl1d op 
dc dag van uitwisseling ván de laatste kennisgeving van de voltooiing van de grondwettelijke 
eil wettelijke prooedures. 

TEN lllLlJKE W AARVAl'! de oude1'tékenende yêl'tegenwoordigers, daartbe Mm- behoren 
gelnaebtigd dool' bUil respectieve Regeringen; deze Overeenkomst hebben ondertekend. 

GEDAAN te Bmssel, op 17 juni 2022, in tWee originele exemplaren, in de Ftanse, de 
Nederlandse en de Spaarlse Uial, zijnde alle teksten gelijkelijlc authentiek. In geval van verschil 
in interpretatie is de Franse lekst doorslaggevend. 

VOOR HET KONINKRIJK BELGIË: 

De Federale Regering, 
De Waalse Regering, 

De Regering van het Brussels 
Hoofdstedelijlw Gewest, 

De Regering van de Duitstalige 
Gemeellscbap, 

De Vlaamse. Regering, 

VOOR DE DOMINICAANSE 
REPUBLIEK: 



ENTRE 

EL REliNO DE BÉLGICA 

LA REPDELIiCA DOMINICANA 

somm EL DESEMPEi'lO DE ACTIVJfDADES DE CAi{ÁCTER LUCRA,TlVO 

:POR CIERTOS MlEMBROS DE LA FAMILIA 

DEL I'ERSONAL DE MISIONES DIPLOMÁ TICAS Y OFlCINAS CONSULARES 



ACUERDO 
J);NTRE 

EL REINO DE BÉLGICA 
Y 

LA REPÛBLICA DOJVlINICANA 
SQmm EL DESEMPEJ\lO DE ACTIVIDADES DE CARÁCTER J"UCRATIVÇ) 

POR CmRTOS MlE!\.1BROS DE LA l!'A1VIILJA DEL PERSONAL DE MïSIONES 
DJPLOlV1ÁTlCAS 'lI OFICINAS CONSULARES 

EL UEJNO DE :llJlLGlCA, represelltado por: 

EI Gobî''''~IO federal, 
'EI Gobierno val6n, 
EI Gobierno flamenco, 
El GobÎcrno tIe la Regióll de Brusdas-Capital, 
EI GObierno de la Comunidlid germauófona, , 

y 

LA RJEPÛBUCA DOMlN!CANA, 

EN SU vqlll l1tad cle petmitll' el ejeroicio cle activic1ac1es l'Ollllll1eradas por parte de los familiares, 
Et cargo del personal de. Jas respectivas misiones cl iplóll1átioas y oficinas consulà1'0s aCl'cditfido 
en el territorio de la otm Parte, 

HAl\[ acol'dado la siguien"': 

. -~ -- -_ .. --- -._ ... _ .. ---.. _.- ----- --.- --. .... - ----_ .. -- _. _ .. ". -,-- _ .. _--.. _-----------_._--~. __ ." .. - .. -_ .. _._-



AJl'fi CULO 1 

Ámbi!o del Acuer<1o 

1.. En base ij recipl'Ooidad, las sigllientes pemonas estarán autorizaelas a desem poft ar lIHa 

aotividad remllllerada en el territorio del Estado receptor: 

a) EI c6llyuge, el companerode ullión civil y los hijos soJtOl'OS menoros de,dieciocho 
anps ~eJjendientes de ün agentë (lipli)Juático 0' de un fimc;öl1iü'io CQllsülljJ' del 
Estaeio acreditante, acreditados: 

b) 

Cr') IE' cn e ,stat,o receptol', Q 

(i i) ai* UIJa organización internaoi'onal establ~ida en el Estado l'eMptbr; 

Asl coma, el cllllyuge, el oOl11pancro de llni6n clvil cl" I,os Qh'os miel1lbros dal 
pel'SóJlal de la misión del Bstado acreelitnota ó de la Oftcina c011sular del mismo; 

tal l' co'nlose deflno on el Articulo 1 de]a COllvenCÎ'ón de Viena sobre Relaciones 
Diplomátlcas (196]) y Coilsulares (1963). 

2. La a\itorÎzación para desempefial' una aclivldad de carácter lucrativo sel'á concedida por 
las AlltOridades cièl Estado receptor 'de conformidad con las disposiciones legales y 
reglamentarias vigentes en pS,a Estado y sujeto alo displlesto en el presente Aouerdo. 

3. Tal autorización no seextenderá a los naaionales del Estado receptor ni a los residentes 
permanentes eh su terlÎtQl'io. 

4. Salvo que el Estado receptor debida o(ra cosa, la aulo1'iz',ción ho será conoedid,a a los 
beneficiarios ql1ienes, habiendo empezado ft desempefiar una actividad remunerada, 
dcijcn de perlèi1ecer n la familia der IJ,e1'8011al deftltiilo eil e1lJáfl'afo \UlO (I) clel pteseilte 
artloulo. ' 

5. Es!. aulorización sel'á válida mienlras el Versol,"1 a quo sc refiere cl aportodo lUlO del 
pl'~S~l1t~ 'art!c\1lo èjeroe slis funcioncs en la n:1Î'sión 0 çl\ la ünGina constllar d~1 EstàdQ 
ael'eclitante en el territorio del Estaclo receptor y hasta la tcrminaci6n de S\1 designaci6n 
o dentro de un ij\.zo de tiem]Jo rAzonablc despuils de dicha lerminaci6n. 

ARTicUL02 

Proçef)imientos 

1. La solioitucl de alJtorizaoión para el desempei10 de llna actividad remunerada estará 
introduclda, 01' J\()rnbre del benefieia1'Îó, pei' la Embajac1a del Bstado áerec1italüe ante la 
Dirceción de Protocoio clel Minislerio c1eAslllllos Exteriores de la Rep(lbliea Dominicana 
o ai1le lii Di.rceci6il de Pi'öloeolo de) ,S.ervicid, Pilblieo Federal de MUIllos Extcriores, 
Comercio Exterior y Cooperación al DesarroIlo del Reino de Bélg,ica. 

- - _ .. _.-.+- - ---_. __ ._-,-_._."_._- --_. __ .~-_._-----_._._-----_ .. _---- -_._ ... _---~._._. _-.-, .... - -
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Oespllés de habel'verifioado quo la porsona es lIn dçpendiento do un agente 0 flilloionario, 
tal cbino defink(o on ei aJticlllo J § 1, Y procesado el pedido olieial, el Gobiel'n.o del 
Estmlo receptor 'infunnará a la Embajada del Estado aoreditallte.qlle el dependiente está 
atltoi'izado a aoel,tal' un emj,leo, 

2, Los prooédi.mionJos s"guidps ser"ll .plioados de tal I111\nora quc cl benoficiario de la 
aulo1'Ïzacl6n pued. desempefial' una actividad l'0111ll11etada [0 más pronto posible, 
Cl!alq,der l'equisitd SObl'" pennisos labotales y fonnàlidades similares se ilplieari\ 
favorablemen!e, 

3. La 3u{orizacJón de ejeJ"cel' u'na actividad luorativa no exime al boncÎ1ciario de cun'J.plir 
con los i'c'<jtierimlCIJIQs llstwlcs 0 rcglmilentariQs .con l'elacJ6)l a cal'acterfsticas 
profesiolJoles u otros eolificociöllCS qlle ~0 [jebo Clelllosö'al' pam ejereer diöha aClivitlad 
rcm·lmerada. 

4-, Las èlispQ,içiouC$ cle esle ACll~rdo j,o ~e illtel'jlretarán C01110 el recal1ooill1icnto cle 
calificuciones, diplomas o·estllcllos entre los dos Estados, 

ARTÎCUL03 

Pdvilcgios c illl1llll1id.des de In jurisdiccl6u civil y administrativa, 

En caso de que un beneficial'Ïo de la autol'izaci6n de tener una actividad remtInerada goce de 
inmunidad freule it Ja jlltisçliccî6n civil y administraJiva del Estado receptor, en viltlid de las 
provisiones de las Convenclones de Viena sobre Relaciones DJplomáticas y Consulares, ° de 
cuftlquier 011'0 ills(nimento 1rlleJhacionalaplicable, na se aplicatá esla inolllilidad con resjiécto 
a de los aclos derivados de la activiclad l'emunel'ada que se enmarqllen en el derecho civil y 
iIçllllinistrativo del Est~d9 receptol', E[ Estado àOredilanlc reimnoial'á a la il1l11Ullidad dc 
qicollción de toda senten cia con -relacl6n a oslos asuntos, 

ARTICUW4 

Inmuuidad de jUl'jsdicción pena) 

Eli easo de que. tin beneficiario de Ja antorizaci6n dç ejercer UIlA ftctivklad rCllUuuH'ada go'CC 
de il1liWnidacl ti"ento a IfiJurisclic'Ciói1 pJf1'laI del Estaclo receptor) en vÎrtud-de Jäs provisiones 
de las Convenciones de Viena arriba m0ncionadas 0 de.cnalquicl' ot1'O jns{nlluento 
internacional: 

a) EI Estado ncreditantc rcmmciará a la iÜl11unidad de jurisdicci6n penal de la qllal gooe el 
beueiioiario de la Rutorizaci6n el1 el Estaclo receptor, frente a cualquicl' acción u omisión 
que teng~\ relación con el ~iei'cit:io de la actjvidacl remunerada, salvo en casos espebiales 
en que d TIstado acreditanfc·,consictere 'lue hll renuIlcia es contraria a sus intereses; 



b) La ren\lllCia a la )l1ll1ullidad de jurisdicci6n pel1al1\Q será În!erpreJac1a C0ll10 exJellsiva a 
la 111mupid~c1 de ejecución de sentenoia, para la bual se requefirá uoa renuncia especifica. 
En easo de tal soJicitud, el Bstado acreditallte es!ueliará muy se1'Îamente toda solieitud 
que Ie presente el Estado receptor. 

ARTîcUlL05 

R,eginienêS. (Je impt1c..~tos y segui"idad soda] 

De acuerdo C011 las c1isposicionos de las ConveJlcjones de Viena al1'jba mèncionadas 0 de 
cuaJgliler otl:Ö !.ilsJniü)eJlto internadonal àJilicable, los beneJlciarios de la auto1'Îzaoi611 de 
ejeroer una actjvidac1 r0111unel'ada ostal'án slljetos a 10$ teglmel10s fiscal y de seguriclac1 soüÏal 
del Bstado i'eoeJJ!ör para todos aSlmlos reJaciol1aelos con el ~iercicio ele la activic1ad rell1uneracta 
eneste Bstaclo .. 

ARTîcUL06 

Dllración y teJ'minacÎón 

El presente Acuerdo quedará en vigor por Uil periodo indefillido y cualquiera cle las Partes 
podrá denunciario en cualql1ier momonto mediante preaviso de seis (6) meses notificado po)' 
escrito a la otra Parte. 



Entmda en vigm' 

EI presél)te Aöuerc!o éhtrará ijn vigor el primer' dfa del sógundo mes qUe sig~Je a la feGha del 
interGambio de la ültima notifiGaci6n por la que se comunique el cumplimien!o cle los 
reg~rG1'Îmielltos constituciönaJes y legales, 

EN FE DE LO CUAlL, los ab~jo fiimàn!es debiclml1Gntc autorÎzadös a esle efeGto p'or StlS 

resp!9ctivos Gobiernos" han firmado el presente acucrdo. 

llfECl10 én BrüseJás, el c!fä 17 de jnnio de 2022, en dos ~ieil1j)lal'GS origillales, en leilgua 
fl-anoes3) necl'landesa y espafiola,. sienclo cada ullO de los toxtos iguafmente allténtico. En oasa 
de divcl'gênc1a de interprGtación, prevalecerá cl tcxto on lejlgua fj'unáesa. 

POR EL REINO DE BÉLGICA: 

El Cobierno fedorai, 
El Gobierno yalón, 

El Gobierno dela Región 
de Bruselas-Capital, 

El Gobierno de la COInunidad 
gërmanófona, 

El Gobierno flamenco, 

POR LA REPlmLICA 
DOMINICANA: 
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COPIE CERTIFIÉE CONFORME À l'ORIGINAl 
MET HEf O!~iGINEE.L EENSLUIDEND VERKLAARD AFSCHRIfT 
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ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN  

UND 

DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK  

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

 DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN 

UND KONSULARISCHEN POSTEN  

 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, vertreten durch  

 

Die Föderalregierung, 

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 

Und 

 

 

DIE DOMINIKANISCHE REPUBLIK, 

 

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Abkommen zu schließen, um die 

Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern zu Lasten des Personals der Missionen des 

Entsendestaats beziehungsweise der konsularischen Posten, die dieser auf dem 

Hoheitsgebiet des Empfangsstaats unterhält, zu vereinfachen.  

 

SIND wie folgt übereingekommen: 

 

 

ARTIKEL 1  

Anwendungsbereich des Abkommens 

 

1. Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit dürfen folgende Personen eine Erwerbstätigkeit 

im Empfangsstaat ausüben: 

 

a) der Ehepartner, der gesetzliche Partner und die ledigen Kinder unter 18 Jahren 

des diplomatischen Beamten oder Konsularbeamten des Entsendestaats, der  

 

  (i) beim Empfangsstaat oder 

 (ii) bei einer internationalen Organisation mit Sitz im Empfangsstaat  

 tätig ist;  

 



b) sowie der Ehepartner und der gesetzliche Partner eines anderen 

Personalmitglieds der Mission des Entsendestaats oder eines anderen 

Personalmitglieds eines konsularischen Postens dieses Staats; 

 gemäß Artikel 1 der Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen und 

über konsularische Beziehungen. 

 

2. Die Behörden des Empfangsstaats erteilen die Genehmigung für die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit auf der Grundlage der dort geltenden gesetzlichen Regelungen und 

Vorschriften und gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens.  

 

3. Diese Genehmigung gilt nicht für die Staatsangehörigen des Empfangsstaats oder für 

Personen, die ihren ständigen Wohnsitz in seinem Hoheitsgebiet haben.  

 

4. Sofern der Empfangsstaat nichts anderes bestimmt, wird den Begünstigten, die eine 

Erwerbstätigkeit angenommen haben, aber nicht länger zum Haushalt der in Artikel 1 

genannten Personen gehören,  diese Genehmigung nicht erteilt.     

 

5. Die Genehmigung ist für den Zeitraum gültig, in dem die im ersten Absatz dieses 

Artikels genannten Personen bei der diplomatischen Mission oder dem konsularischen 

Posten in dem Hoheitsgebiet des Empfangsstaats tätig sind und läuft spätestens bei der 

Beendigung der Tätigkeit ab, beziehungsweise innerhalb eines angemessenen Zeitraums 

danach. 

 

 

ARTIKEL 2  

Verfahren 

 

1. Die Botschaft des Entsendestaats richtet den Antrag auf Genehmigung einer 

Erwerbstätigkeit im Namen des Begünstigten an die Direktion Protokoll des 

Außenministeriums der Dominikanischen Republik beziehungsweise an die Direktion 

Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes Auswärtige Angelegenheiten, 

Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs Belgien. 

Die Regierung des Empfangsstaats setzt die Botschaft des Entsendestaats nach 

Überprüfung, ob der Betreffende eine Person zu Lasten eines Beamten im Sinne von 

Artikel 1, erster Absatz, ist und nach Prüfung des offiziellen Ersuchens davon in 

Kenntnis, dass die Person zu Lasten die Erwerbstätigkeit ausüben darf. 

 

2. Die einschlägigen Verfahren werden so angewandt, dass der Inhaber der Genehmigung 

so schnell wie möglich eine Erwerbstätigkeit ausüben kann; alle Bestimmungen in 

Sachen Arbeitserlaubnis und ähnliche Formalitäten werden vorteilhaft angewandt.  

 

3. Die Genehmigung einer Erwerbstätigkeit bedeutet nicht, dass der Begünstigte für die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit befreit wird von den Anforderungen oder Vorschriften, 

die normalerweise auf personenbezogene Daten, berufliche und andere Qualifikationen 

gelten, die der Interessent nachweisen muss.  

 



4. Die Bestimmungen dieses Abkommens können nicht im Sinne einer gegenseitigen 

Anerkennung von Titeln, Diplomen oder Studien zwischen den zwei Staaten ausgelegt 

werden.  

 

 

ARTIKEL 3 

Zivil- und verwaltungsrechtliche Vorrechte und Immunitäten  

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat zivil- und 

verwaltungsrechtliche Immunität von der Gerichtsbarkeit  genießt gemäß den 

Bestimmungen der Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische 

Beziehungen oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen 

Vertrags, findet die Immunität keine Anwendung auf Handlungen, die im 

Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit stehen und die dem Zivil- und 

Verwaltungsrecht des Empfangsstaats  unterliegen. Der Entsendestaat verzichtet auf die 

Immunität der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, die in Bezug auf solche 

Handlungen ergangen sind.  

 

 

ARTIKEL 4 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit 

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit Immunität von der 

Strafgerichtsbarkeit im Empfangsstaat genießt gemäß den Bestimmungen der 

obengenannten Wiener Übereinkommen oder auf der Grundlage eines anderen 

anwendbaren internationalen Vertrags:  

 

a) verzichtet der Entsendestaat auf die Immunität der Strafgerichtsbarkeit, die 

der Inhaber der Genehmigung gegenüber dem Empfangsstaat in Bezug auf 

alle Handlungen und Unterlassungen im Zusammenhang mit der 

Ausübung der Erwerbstätigkeit genießt, außer in Sonderfällen, in denen 

der Entsendestaat der Ansicht ist, dass der Verzicht den eigenen Interessen 

zuwiderläuft; 

b) der Verzicht auf die Strafgerichtsbarkeit erstreckt sich nicht auf die 

Immunität der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, auf die 

ausdrücklich zu verzichten ist. In diesem Fall zieht der Entsendestaat das 

Ersuchen des Empfangsstaats ernsthaft in Erwägung.  

 

ARTIKEL 5 

Steuer- und Sozialsicherheitssysteme 

 

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen 

oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen Vertrags unterliegen 

die Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit den Rechtsvorschriften der Steuer- 

und Sozialsicherheitssystemen des Empfangsstaats in Bezug auf alle Aspekte, die mit der 

Ausübung dieser Tätigkeit in diesem Staat zusammenhängen.  



 

ARTIKEL 6 

 

Dauer und Kündigung 

 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen mit der Maßgabe, dass jede 

Partei sie jederzeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch schriftliche 

Mitteilung an die andere Partei kündigen kann. 

 

ARTIKEL 7 

Inkrafttreten 

 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem 

die letzte Notifizierung über die Erfüllung der erforderlichen verfassungsmäßigen und 

gesetzlichen Verfahren ausgetauscht wurde.  

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Vertreter, von ihren jeweiligen 

Regierungen dazu ordnungsgemäß befugt, ihre Unterschrift unter dieses Abkommen 

gesetzt.  

 

GESCHEHEN zu XXX, am XXX 

 

in zwei Urschriften in französischer, niederländischer und spanischer Sprache, wobei 

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. Bei einer unterschiedlichen Auslegung ist 

der Wortlaut in französischer Sprache maßgebend.   

 

FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN 

Die Föderalregierung,  

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-

Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 

 

FÜR DIE DOMINIKANISCHE 

REPUBLIK 

 

 

 



ACCORJDJ 

ENTRE 

JLE ROY AUlVIE DE BELGIQUE 

ET 

LA RÉPUBLIQUE DU KOSOVO 

sun L'EXERClCE D'ACTlVlTÉS A Bl JT LUCRATIF 

PAR CERTAINS lVlEMBRES DE LA FAlVilLLE DU PERSONNEL 

DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAmES 
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ACCORD 
ENTRE 

LE nov. AUIVlE DE BELGIQUE 
ET 

LA RÉPUBLIQUE DU KOSOVO 
SUn. L'EXERCICE .0' ACTIVITÉS À BUT LUCRATIF 

J: An CERTAKNS MElVfflRES DE LA FAIViILLE DU PERSONNEL 
DE M ISSIONS DIPLOIVIATIQUES JET DE POSTES CONSUL AIRES 

lLE ROYAUIVlE DE BELGIQUE, rep l'éSellté par: 

Le Gouvernement fédéntI, 
Le Gouvernement f1amand, 
Le Gouvel'llcment wallon, 
Lc Gouvernement de la Régioll de Bl'Uxclles-Capitalc, 
Le Gouvernement de la Commullauté gCl'manophone, 

ET 

LA RÉPUBLIQUE nu KOSOVO, 

DESIREUX de conclure Uil accord "i sant à faciliter l'exercice d'aclivitós à bu! l11cratif par 
certailJs I11cl11bres de la familie de membres dll personnel de missions dc I 'Etai accréditant Oll 

des postes cOl1suJaircs de ee dernier sm )e terrifoire de I'Etat d'acclleil, 

SONT convenlIs deee qui suit : 



ARTICLE 1 

Chmn p d ' a pplicntioll de I' ACCOI'd 

1. Sont autorisés, sur base de réc ipl'Ocité, ft exercer UIIC activité à but lucratif délllS l'Etat 
cI ' accueil : 

1.1 Je partenai re légal, Lel que défilli par la législation respeclive cic !'Etat accréc1itant, 
et les enfants célibataires agés cle l110ins cic clix··Jmil ans à charge cI'Ull agcnt 
diplomatiglle ou cI'ul1 fonctiol1naire consulaire cic l'Etal accréditant affectés : 

a) auprès cic I'Blat c]'accueil, ou 

b) éluprès cI 'organisations intemationales ayant un siège clans J'Etat cI 'accueiI ; 

1.2 cic même Je pnrtenaire légal, tel que défini par la Iégislation rcspective cle I 'Etat 
accréclitant, ci'un atllre membre du persol1llel cle la mission de l'Etat accréclilanl ou 
du personncl clu postecol1sulaire du même Etat ; 

tels que définis à I'artiele 1 des Conventions de Vienne sm les Relatiolls c1iplol11atiques 
(1961) et consulaires (1963). 

2. L'autorisatiQll d'exercer une élctivité à but lucratifest donnée par les élutorités de l'Etat 
d'aecueil conformémenl aux dispositions léga1es et réglementaircs en viglleur dans ledit 
Etat et confonnément aux dispositions du présent Aecord. 

3. Cette autorisation ne eoncerne pas les ressortissants cle l'Etat d'accueit ni les résidents 
permanents BUI' son territoire. 

4. Sauf si l'Etat d'acclleil en décicle autrement, l'autorisationl1e sera pas aceordée à celui des 
bénéficiaires qni, après avoir acccpté une aelivité à but lllcratif, cesse de faire partie de 
la fa mille cles persol1nes visées au paragraphe premier du présent arlic1e. 

5. L'alltorisalioll produit ses effets clurantJa périoc1e c1 'affeetation des personnes visées all 
paragraphe premier du présent artic1e dans la mission c1iplomatiCjlle 011 Ie poste consulaire 
de l'Etat accréditant Stil" Ie territoire de l'Etat d'accueil, ct cesse ses effets au plus tarel au 
tenne de celle affeetation (otlmoyennant un cléJai raisonnable suivanl cette éehéallce). 



ARTICLE2 

Pi'océd UI'CS 

1. 'foute clel11Hndc visant à oblenir l'alltol'Ïsatioll cI'exercer unc activité à but Iucl'atif est 
cnvoyée, au nom clu bénéficiaire, par I'ambassade de l'Etat accréditant auprès de la 
Direction c1u Protocole du Ministère des Affaires étrangères cic la République clu Kosovo 
ou de Ja Direction du Prolocole clu Servicc public féc1éral des Affaires étrangères, 
Commerce extérieur et Coopération au développement dl1 Royaull1e cle Belgique, suivant 
Ie cas. 

Après vérificatiol1 que la pers0l1l1e esl à charge c1'un agent vlsé par Ic chamjJ d'application 
de I' mticle 1, paragraphc prel1l ier, et après examen de la clemanc1eofficielle, Ie 
gouvernement de l'Etat cl'accueil infonncra )'ambassacle de J'Elal accréditanl quc la 
perS0l1llC à charge peul excrccr l'aclivité à but lucratiC 

2. Les procéclures :;uivies sonl appliquées cic manière telle que Ie bénéticiaire cic 
J'autorisatioll puisse entrepreJldre une activité à but lucmlif dans les meilleur:; clélais ; 
tontes les disposilions r6gissant Jes permis de travail et autres fonnalités !1nalogues sont 
appliquées dans llll sens favorable. 

3. L'autol'isation c1'exercer une activité à but lucratif n'cntraînera auculle dispense pour Ie 
bélléficiaire de satisfaire aux exigences llsuelles ou réglementaires relatives aux c1ol1nées 
personnelIes, qllalités pröfessiol111elles ou autres que l'intéressé doit jllstifier pour 
l'exercice de S011 activité réil1unérée. 

ARTICLE3 

Privilègcs ct immunHés ClI matièl'c civile et administl'ative 

Au cas oll Ie bénéficiaire cic I'autorisation c1'exercer uneactivité à but Jucralif jouit de 
]'imll1unité de juriclictioJl en matière civile ct aclminislralive dans J'Etat c1'aeeueil, eli vertu des 
c1isposiliOJ)s des ConvenlioJls de VieJlne sm les relalio11s cliplomatiques et consulaircs ou de 
tout aulre instrument international applieable, celle immunité ne s'applique pas aux aetes 
c1écou lant cleTexerei ce cle I 'activlté à but Illeralif el rentrant clans Je ehamp cl 'application clu 
droil civil ou aclll1inistralifde 1 'Etat cI'aceueil. J.,'Rtat accréditant lèvera I'iinmunilé cI'cxécution 
cle loule clécisionjudiciairc proJloncée en rapporl avee de tels actes. 



ARTICLE4 

Immu uité en ma tièl'c péllule 

Au cas Oll ie bénéficiaire de J'autorisation c1'exercer une activ ité à but Jucratif jouit de 
l'iml1111nité de jllricliction en malière pénale dans l'Etat cI 'accueil, en vertu des c1 ispositiol1s des 
Convcntions de VicJ1lle précitées ou de tout élutre instrument intel1lational applicable : 

1.1 J'Etat accréditant lève l' im\11unité de juriclictiol1 pénale dont jouit Ie bénéficiaire de 
I'autorisation à I'égard de I'Etat c1'acclleil pOUl' toul acte ou oll1ission découlallt de 
I'cxercice cle J'activité à but lncratif, sauf clans cles cas particuliers Jorsglle l'Etat 
accréditant estime gtlC cette mesure pourrait être contraire à ses intérêts ; 

1.2 celle levéc cI'ill1ltllll1ité de juriclictiol1 péllale ne sera pas cQl1sic1érée comme s'étendantà 
J'iIl1ll111nité c1'exécutioJl cle la décisiol1 jucliciaire, i1l1ll1unité pour laguelJe une levéc 
spécifiqlle clevra être reC]uise. Dans Ie cas cl'une telle demande spéeifigue, l'Elat 
accréditallt prenclra la reguêle de l'Etat d'aceueil séricusemellt en consiclération. 

ARTICLE5 

Régimes fis cal et dc séclIdté sociale 

Conformél11ent aux dispositions des Conventiol1s de Vienne préoitées on en vertll de tout autre 
inslllll11entinternationaJ applicabie, les bénéficiaires de J'autorisation d'excrcer une activité à 
but lllcratif sont assujeuis aux régimes fiscal et de séCllrité sociale de I' Etat d' aecueil pour tout 
ce gui se rapporteà l'exereice de cette activité dans cet Eta!. 

ARTICLE6 

DUl'éc ct dénoncial"ioll 

Lc présent Accord rCf>tcra en vigueur ]lour une périoc1c incléfinie, chamJlle des Parties 
pouvant y mettre Jin à tout moment, moycnnant un préflvis de six mois aclressé par écrit à I'·aulre 
Parl;e. 

. ..... _ .. .. ~.=..-=. =====-:----===----= --=== === ._- ---=-......... :::::-: . 



ARTICLE 7 

Eutn5c en vigueul' 

Le présent AeoOl'c! entrera en vigueur Ie premier jour du deuxièllle mois suivélnt la date 
cl'échange de la dernière notifit:a liol1 de I' aocomplissement cles plOcéclmes COl1stitutlollneJles 
et légales requises. 

Jil:N FOI DE QUOI, les représentants sOllssignés, dl\\l1ent alltorisés par lelll's GOl1vernemenls 
respectif.~, onl signé Ie préscnt Accord. 

FAIT à Bruxelles, Ie 17 jllin 2022, en c1ellx exemplaires originalIx, chacun en l!lngues fhmçaise, 
nécrlanclaise, albanaise, serbe et anglaisc, tOllS les textes faisanl également foi. En cas de 
cl ivergence c1'intcrprétation, Ie texte anglais prévallclra. 

POlJR LE ROYAUME DE 
BELGIQUE : 

le Gpuvel'llemellt fédéral, 
Ic Gouvernement wallon, 

le GOllVCl'IlCmcnt de la Régioll de 
BI'uxelles-Capitale, 

Ie Gouvernement de la Communauté 
gel'luauophonc, 

Ie Gonvcl'ucmcnf fIamand, 

POUR LA RÉPUBLIQUE DU 
KOSOVO: 

.~u)r 



TUSSEN 

l-IET KONINKRIJK BELGIË 

EN 

DE REPUBLIEK KOSOVO 

INZAKE HET VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMlillDEN 

DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET PERSONEEL 

VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN 

--~-----._---------:=------_.-_._--------=-.:-.::-::-.:--=-=-::---------------



OVEREENKOMST 
TUSSEN 

HET KONINKRI.JK BELGIË 
EN 

DE REPUBLIEI( KOSOVO 
ll"JZAlill HET VERRICHTEN V Al\f BETAALDE WERKZAAMlffiDEN 

DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN I:IE1l' PERSONEEJL 
VAN J)J~ DIP1LOMATIElill MISSIES EN CONSUl ,AJRlE l'OSTEN 

HET K ONINKRIJI( BELGIË, vCl'tegenwoordigd <lOOI' : 

De Federale Regering, 
De Vlaamse Regering, 
De Waalse Regel'ing, 
De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van de Duitstalige GemeenschuIl, 

EN 

DE REPUBLIEK KOSOVO, 

GELEID nOOR DE WENS een overeenkomst te sluiten teneinde het verrichten van betaalde 
werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van hel personeel van de zendingen vall de 
Zendstaat dan wel van consulaire posten clie deze heef!: op het grondgebied van cle Ontvangende 
Staal, te vergemakkelijken, . 

ZIJN het volgende overeengekomen: 

---------- ----_ .. _------ --. _._--_ .. _ .. _-... _- ._.- _ .... --,---.-----------------_ .. ----_._-------------_ .. ' ... _-- ._ .. ----_._._-_ .. _-_ .... _-----_ .. _ .. __ ._--_ .. _-~ ... _---



ARTIKEL 1 

T oepassingsgebied van de Ovcl"eelllw l1url 

1. Mogen op grond vau wederkerigheid betaalde werkzaamheden verrichten in cle 
Ontvangende Staat: 

1.1 de wettelijke partner, zoals gedefinieerd door cle respectievelijke wetgeving van de 
Zendslaat, en de ongehuwde kind eren ten laste jonger dan 18 jaar van een 
diplomatieke agel1t of een consulair ambtenaar van de Zendstaat die zijn 
aangesteld: 

a) bij de Onlvangencle Staat, clml wel 

b) bij internationale organisaties met een zetel JIJ de Ontvangende Staat; 

1.2 evenzo, de wettelijke paitner, zoals gedefinieerd door de respcct\evelijke 
wetgeving van de Zenclstaat, van een ander personeelslid van cle zending van de 
Zendstaal ofvan een ander personeelslid van de consulaire posl van cleze Staal; 

zoals bepaald in artikel J van de Verdragen van Wenen inzake diplomatiek verkeer 
(1961) en consulair verkeer (1963). 

2. De toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten wordt verleend door de 
autoriteiten van de Ontvangende Staat overeenkomstig cle aldaar van krachl zijnde 
wetgeving en voorsclu-iften en overeetikomstig het bepaalde in deze Overeenkomst. 

3. Deze toestemming geldt niet voor de ingezetenen van de Ontvangende Staat of de vaste 
verblijfhouders op zijn grondgebied. 

4. Tenzij de Ontvai1gcncle Staat anderszins beslist, wordt geen toestemming verleend aan 
de begunstigden clie, na betaalde werkzaamheden te hebben aanvaard, niel langer deel 
uitmaken van hel gezin van de in de eerste paragraaf van dit art.ikel bedoelde personen. 

5. De toestemming is geldig voor de periode dat de in cle eerste paragraaf van dit artikel 
bedoelde personen zijn aangesteld bij de diplomatieke zending of de consulaire post van 
cle Zendstaat op het grondgebied van de Ontvangende Slaat, en vervalt op zijn laatst 
wanneer de aanstelling eindigt (dan wel binnen een redelijke termijn na cic beëindiging). 



ARTlKEL 2 

P rocedures 

J. Elk verzoek om toestemming voor het verrichten van betaalde werkzaamheden wordt uil 
naam van de begullstigde dool' de ambassade van de Zenclstaat gestulll'd naar de Directie 
Protocol van het Ministerie van Buitenlandse Zaken van de Republiek Kosovo dan wel 
naar de Directie Protocol van de Federale Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, 
Buitenlandse Handel en Ontwikkelingssamenwerking van het Koninkrijk België. 

Na verificatie of de persoon ten laste is van een agent voorzien in het toepassingsgebied 
van het artikel 1, eerste paragraaf; en na onderzoek van het officiële verzoek, zal de 
regering van de Ontvangende Staat de ambassade van de Zenc1staat ervan in kennis 
stellen dat de persoon ten laste de betaalde werkzaamheid mag uitoefenen . 

2. De gevolgde procedures worden dusdanig toegepast dat de begunstigde van de 
toestemming zo snel mogelijk betaalde werkzaamheden kan velTichten; alle 
voorschriften inzake werkvergunningen en soortgelijke formaliteiten worden welwi IIcnt! 
toegepast. 

3. Toestell1ming 0111 betaalde werkzaamheden te verrichten betekent niet dat de begunstigde 
wordt vrijgesteld van de vereisten of voorschriften die gewoonlijk van toepassing zijn op 
persoonsgegevens, professionele of andere kwalificaties waarvan de belanghebbende het 
bewijs dient te leveren voor het verrichten van de betaalde werkzaamheden. 

ARTnmL3 

Civiel- cu administl'aticfl'eclltelijke voorrechtcn en immuniteiten 

Ingeval de hegnnstigde van een toestemming om betaalde werkzaanihec1en te verrichten civiel­
en ac1ministraticfreehtelijke immuniteit van rechtsmacht geniet in de Ontvangende Staat, 
overeenkomstig de bepalingen van de Verdragen van Wencn inzakc diplomatiek en consulair 
verkeer, dan wel enig ander toepasselijk internationaal verdrag, is deze immuniteit niet van 
toepassing op handelingcn die voortvloeien uit het verrichten van betaaldc werkzaamheden 
,veJke onder hct bmgcrlijk en administratief recht van de Ontvangende Staat vallen. De 
Zendstaat zal afstand eloen van de immuniteit van tenuitvoerlegging van alle gerechtelijke 
uitspraken die met betrekking tot dergelijke handelingen worden uitgesproken. 

==---======- - -- ---:--.::=-_.:=--



ARTnmL4 

Immuniteit tcn aanzien van strafzaken 

Ingeval de begunstigde van de toestemming voor het verrichten van betaalde werkzaamheden 
immuniteit geniet ten aanzien van de rechtsmacht in strarz<lkcn van de Ontvangende Staat, 
overeenkomstig de bepalingen V<lIJ de bovcngenoe::l11c1e Verdragen van Wenen, dan wel van 
enig ander toepasselijk internationaal verdrag: 

1.1 doet cle Zendstaat afstand van cic immuniteit van de rechtsmélcht in strafzaken die de 
begunstigde van dc toestemming ten aanzien VHn de Ontvangende Staat genict met 
betrekking tot elk handelen of nalaten dat voortvloeit uil de betaalde werkzaamheden, 
behalve in bijzondere gevallen wanneer de Zenclstaat van mening is dat het doen Wil) 

af.~tancl in strijd ZOl! kunncn zUn met zijn belangen; 

1.2 het doen van afstand vall immuniteit ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken worclt 
niet geacht mede betrekking te hebben op de immuniteit ten aanzien van de 
tenuitvoerlegging van de gerechtelijke uitspraak, waarV<1n uitdrukkelijk afstand moel 
worden gedaan. In c1ergel ijk geval neemt de Zcndstaat het verzoek van cle Ontvangende 
Staat ernstig in overweging. 

ARTIKELS 

Belasting- en sociale zekel'heidsstelscls 

In overeenstemming met de bepalingen van de boveilgenoemde Verdragen van Wenen clan wel 
krachtens enig ander toepasselijk internationaal verdrag zijn de begunstigden van de 
toestemming voor het ve1'l'iehten van betaalde werkzaamheden onderworpen aan de belasting­
en sociale zekerheidsstelsels van de OnNangende Staat, ten aanzien van alles wat verband 
houdt met het verrichten van bedoelde werkzaamheden in deze Staat . 

ARTIKEL 6 

Duur cn beëindiging 

Deze Overeenkomst blijft van kracht voor onbepaalde duur, met dien verstande dat elk van de 
Partijen 7..e te allen tijde kan beëindigen dool' hiervan zes maanden van te voren scbriftelijk 
kennis te geven aan cle andere Partij . 

---- ------------========--- -------_ .. __ -::::-..... -...... = .. _. 



ARTIKEL~/ 

Inwerkingtreding 

Deze Overeenkomst zal in werking treelen op de eerste dag V!ln cle tweede maand volgend op 
cle dag van uitwisseling van de l!latste kennisgeving van de voltooiing van de grondwellelijke 
en wettelijke procedmcs. 

TEN ULIJKE WAAUV Al'IT de ondertekenende vertegenwoorcligers, daartoe naar behoren 
gemachtigd door hun respectieve Regeringen, deze Overeenkomst hebben Qi1c1ertekend. 

GEDAAN te Brussel, op 17 juni 2022, in twee originele exemplaren, in de Franse, 
de Nederlandse, de Albanese, de Servische en de Engelse taal, zijnde alle teksten gelijkelijk 
authentiek. In geval van verschil in uitlegging is de Engelse tekst doorslaggevend . 

VOOR HET KONINKRIJK BELGIË: VOOR DE REPUBLIEK KOSOVO: 

De Waalse Regering, 1 1)/'\·' -
De Federale Regering, ~ A. ~ 

De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, _ v J 
De Regering van de Duitstalige 

Gemeenschap, 

De Vlaamse Regering, 

._-- _ ._--



AGREEMENT 

BETWEEN 

TI-IE KIN{mOM OF BELGIUJVJf 

AND 

TBE REPUBLIC OF KOSOVO 

ONTBE GAINFUL OCCUPÀTION 

OF CERTAIN DEPENDENTS OF TB E PERSONNEL 

OF TUE DIPLOMATIC lViISSIONS AND CONSULAR POSTS 

-------- --



AGREEMENT 
BETWEEN 

TUE KINGDOM OF BELGIUlVI 
AND 

THE REPUDLIC Ol? KOSOVO 
ON THE GAll'lFUL OCCUPATION 

OF CERTAlN DEPENI)ENTS Oir THE I>ERSONNEL 
OF THE DIPLOMATIC I\f.U(SSIONS AN.O CONSULAR POSTS 

THE KINGnOM. OF BELGHJM, reprcscnted hy : 

The Fedcral Govcl'Dment, 
The Flemish Government, 
The Government of the Walloon RegioJl, 
T he Govel'llmcnt oftltc Brussels-Capital Regioll, 
The Goverument OftllC Germ:m-spcaldng CommuuÎty, 

AND 

THE REPUBLIC OF KOSOVO, 

DES)[RING to conc1l1c1e an agreement 'vvllich ail11s to facilitate tlle gainful oecupalion of certain 
falllily members of persoJlnel of diplomatie missions from the senc1ing State or of consular 
posts o[(he latter on the territory ofthe rcceivjng State, 

AGREE on the following: 

.... _ ....... __ . __ . ~_ .=--~- -.:-:.::-==========------------- --- -: _--------' 



ARTICLE 1 

Scope ofthe Agreement 

1. On a rceiprocal basis, the fol Jowing are aulhorizec1 to cngage in gain'll.tI occupation in the 
reeeiv ing state: 

1.1 the legal partner, as defined by the rcspecti ve Icgislation ofthc seneling State anel 
unmarriec1 dcpenc1enl children up to eighteen yeal'S of a diplomatie agent Ol' of a 
eonslIlar offi cial oflhe sending State assigned 

a) to the receiving State, or 

b) to international organizations with a scat in the receiving State; 

1.2 as weJlas the legal partner, as defineel by Ihe respective fegi slation ofl11e sending 
State of another mcmber ofthe personnel oftlle mission oflhe sending State or of 
lhe persol1nel of the consular post of the same State; 

as definec1 in Artiele 1 of the Vienna Convenlions on Diplomatie (1961) anel Conslllal' 
Relations (1963). 

2. Authorizations to engage in a gainTItl occupation is given by the authorities of the 
l'eceiving State inaccorelauce with the laws anel regulations in force in this State anel 
subject to the provisions ofthis Agreement. 

3. Such authorizatioll cloes not extend tö the nationals ofthe receiving State or permallent 
l'esic1ents in lts territory. 

4. Unless the receiving State c1eeides otherwise, authorization shall not be given to those 
benefieial'Îes who, having engagcc1 in a gainTItl occupation, cease to f0l'l11 part of the 
householc1 ofthe persons clescribcd in the first paragraph of this ArlicJe. 

5. The aulhorization shall apply cltll'ing the period in which the persons, eoverecl in the tirst 
paragraph ofthis Arlicle, are assignecl to the diplomatie 111ission or eonsular post of the 
sencling State in the te1'l'ito1'y of(l1e receiving State until the conc1uslon ofthe term ofthe 
assignment (or ",i(hin an acceptahlc timeframe following tllis evellt.) 



ARTICL '!:Z 

Pl'ocedures 

I. Allreqllests for Hu[JlOl'ization to engage in a gainflll occupatiol1 shall be sent, on behalf 
ofthe beneficiary, by the Embassy ofthe sending State 10 the Office ofthe State Protocol 
in the Ministry ofForeign Affairs ofthe Republic of Kosovo or to thc Protocol Division 
of the Federal Pllblic Service Foreign Affairs, Poreign Trade anel Developmenl 
CooperalioJl ofthe Kingc\om ofDelgiull1 accorc\ingly. 

Upon verificatioll thai the pers on is a c\epenc1ent of an agent within thc scope of the 
provisions of article 1, fi rst paragraph, anel proccssing of the official request, the 
government ofthc receiving State sholl intorll1 the embass)' ofthe senc\ing State that the 
depenc\ent is eligible tor gainful occllpalioll . 

2. The procedures foJlowcel shalJ be applied in a way that cnables the beneficiar)' of the 
anthorization to engage in a gainflll occupalion as soon as possible. All requircmenls 
reJating to work permits anel an)' other similar forl11alities shall be favorably appJiec\ . 

3. Authorization for the beneficiary to engage in a gainful occllpation shall not imply 
exempt ion ll'om ally legal or other requirements relating to personal characteristics, 
professional Ol' other qualifications Ihat the individual concerneel must dcmonslrate in 
engaging in a gainfl.ll occupation. 

ARTICLE3 

Civil allel administl'ative privileges and immunitics 

In cases vihere the beneficiary ofthe authorization to en gage ina gninful occupatioJl enjoys 
im1l1unily from the civil anel administrative jmiseliclioll ofthe receiving State, in accordance 
with the pJ'ovisions of the Vienna COllventions on diplomatic anel cOllsular J'elatiollS OJ' of all)' 
ather applicabie inte1'l1ational inslrument, SL1ch ill1lUUllity shallnol apply in respect of any act 
catTieel out in the course oftile gainflll occupationanel falling within the civiJ OJ' adminislrative 
law of the receiving State. The scnding State shall ,,,,aivc ill1l11unity from execntion of any 
sentence in relation to these matters. 

_ ._--



ARTJCU!: t! 

Criminal I mmuniiy 

In cases where a beneficimy of the allt1lOrization 1'0 cngage in a gainflll occupatioll enjoys 
illlJl1unity from the criminal jllriscliction of the receiving State, in accorclance with tl1e 
provisions ofthe aforemenlionecl VieJUHl Conventions or of any other applicable intematiomll 
instrument: 

1.1 thc scncling State shall waive the il11Jnunity ÜOI1l criminal jUl'isdiction el~ioyed by the 
beneIiciary ofthe authorizatioll with regard to the reC!::iving State in respect of any acl or 
mission arisingfrolU the gainfnl occllpation, except in special instances where the 
senc1ing State cOllsic1ers thaI such a waiver cOlllc1 be contrary to its own interests; 

1.2 sneh él waiver ofilllnll111ity from cï'jmillélljurisdiction shall not be constl'llcd as extcncling 
to im1l1unity fi'ol)) exccution oftlJe sentence, for which aspecific waivcr shélIl be requi re(l. 
ln the Célse of sllch request, the sending State shall givc seriolls consicleration 10 tIJc 
request ofthe receiving State. 

ARTICLE 5 

Taxation and socia) secudty regimes 

In accorc1ance with the provÎsions of the aforementioned Viel111a Conventlons or of any othel' 
applicable international instrument, beneficiaries of the authorizatioll to engage in a gainful 
occupéltioll shall be subject to the taxatioJl anc1 socialsecurity regimes ofthc receiving State for 
all matters cOl1l1ectec1 with their gainfi.ll occupation in that State. 

ARTJCLE6 

Durlltio.ll llnd tel'millaHoll 

This Agreement shall remain in force for an inclefjnite periocl, eithe1' Parly beiag ablc 10 
teJ'\l1inate it at any time by giving six months' notice iJl wriling to the other Party. 

---_._. --- _.- - - ----



ARTICLE 7 

Eutry into Force 

Tl1is Agreement shalJ enter jnto force on the first clay ofthe seconc1 month following the dato 
of exchange of tbe last notification of the completion ofthe necessary l:Ol1sLÎl uUonal flllci Icgal 
procedures. 

IN WITNESS WHEREOF, the unc1ersignecl representativcs, dul)' authorized by [heir 
rospoctivo Governments, have signed this Agreement. 

DONE al Brussels, on tho 171h cla)' oftho mOllth of Juue of [he year 2022, in two originals 
copies, each in Frellch, Dlltch, Albanian, Serbian anel Ellglish languages, each text bcing 
equally authentlc. The English Janguage text shhll prevail in case of di[[erences in 
interpretation. 

FOR THE IGNGDOM OF DELGIUM: 

The Fedel'al Govemmcnt, 
The Governlllent ofthe Walloon Region, 
Tbe Govel'J1ment oftlle Brussels-Capital 

Region, 
Thc Govcrnment ofthe Germall­

sllCaldng Comlllllnity, 

Thc F'Jcmish Govel'J1ment, 

FOR THE REI>UBLIC OF KOSOVO: 

--_ .... _ .... _----- --_._-- - -~ - _ .-._------ _._--_ .. _--_._._ .. __ ._--------
-- --_. --- --- -------- -- - -- . -. - - - ------"."--------



MARRËVESHJlE 

NDËRMJET 

MBRETËRISË SE BELGJlKËS 

DHE 

IillPUHLIKES sË KOSOVËS 

MBI PROFESIONIN FITllVlPRURËs 

TË VARTËSVETË CAKTUAR TE STAFIT 

Tit MISIONEVE DIPLOlViATIKE DHE POSTEVE KONSULLORE 

-----.. --.. _-.... -.... -.. _ .. _--.. -----.. -.... .:--.-...... -._.-.... -::-..:-:---_ .. - - _ .. _ _ .. - ..... _--_. --....... _-_ ... _ ..... _-_ ... __ ._-._-_ .... __ ._ ...... _ .... _ .. __ .. _- -------"------ - _._--_._-. 



lVIARRËVESHJE 
NDËRIV1JET 

MBRETËRISË sit DELG.HKËS 
DHR 

llEPUBLJl(ËSSË KOSOVËS 
lViBl PROFESIONIN FITIlViPRURËS 

TË V ARTËSVETË CAKTUAR TË STAFIT 
TË MISIONEVE DIPJJOMA TIKE DHE POSTEVE KONSUl ,I,Ol"ill 

lVillRETËRIA E BELGJIKËS, PËRFAQËSUAR NGA: 

Qevel'Îa federale, 
Qcvel'ia ftmnane, 
Qevcl'ia c Rajonit të Walloon, 
Qevel'ia e Rajonit të kl'yeqytetit Bl'Ulcscl, 
Qeveria e Komunitetit gjel'lnallofolës, 

DHE 

REPUBLIKA E KOSOVËS, 

DUKE DASInJR të Jidhill një marrëveshje që s)'l1on të Ichtësojë profeslonin fitimprurës të 
anëtarëve të caktuar të familjcs të sfafit të misioneve diplomatike nga shteti dërgucs ose posteve 
konsullOl"C të këlij të fundit në territorin e shletit pritës, 

l>AJ'JL'ÜBlENMF. SA VUON: 

".:======--=----==== .=-=--==------=--=---~---"_ .. _._. __ .. ==-===.=-._-. 



NEN](l 

Fm:hëveprimi i mlllTëvcshj es 

I. Mbl baza reciproke, personat sa vijonjanë lë é1l1lorizlIé1r të lIshtrojnë profesiolJ fttimpi'll1'ës 
llë shtetin pritës: 

l.l parlne1'i ligjor, siç përcalctohet nga Jegjislacioni përkatës i shtetit clërgnes clhe 
fèmijët vartës të pé1mmtllar deri në 1l10shën tetëmbëdhjetë vjoç të një agjenti 
diplomatik apo të lljë z)'l'lari konslillor të shtetit clërgues të venclosur; 

a) në slltetin pritës, apo 
b) në orgallizatat nc1ërkombëtare me soli llë sbtetin pritës; 

1.2 si c1 llC partneri Iigjor, siç përcaktohet nga legjislacioni përlcatës i shteti l clërgues të 
një anëtari tjetër të staftt të misionit të shletit c1ërglles ose lë stafit të postil konsuJlor 
të lë njëjtit shtet; 

siç përcalctohet në Nenin 1 të Konventës së Vjenës mbi Marrëclhëniet Dlplomatike (1961) 
c1he Marrëdhëniet KonslilJore (1963). 

2. Autorizimet për t'u angazhllar në l)jë profesion fitimprl11'ës jepen nga autoritctet e shtetit 
pritës në përputl* me Iigjet dhe rregulloret në fllgi në këtë shtet, dhe val'ësisht nga 
dispozitat e 1cësaj Marrëveshjeje. 

3. Autorizhni i tillë nuk i përfshinë shtetasit e shtetit pritës apo banorëte përhershëm në 
territorin e tij . 

4. Përveç nëse shteti pritës vendos ndryshe, autorizimi nuk do t'\,l jepet pël'fitllesve të eilët, 
pas angazhimit l1ë një protèsiol1 fitimpmrës, pushojnë të jenë pjesë të ekonomisë 
fall1iljare të pel'sonave të përshkl'l1ar në paragrafin e parë të këtij neni. 

5. Autorizil11i zbatohet gjatë perludhës në të eilën personat, që Il1bulohen në paragrafin e 
parë të këtij neni, janë caktuar në misionin diplomalik apo postin 1consullor të shtetit 
clël'glles 11ë tel'rilorjn e shtetit pritës deri në pël'funclimin e afatit të c1etyrës së caktuar (apo 
brcnda një afati kohor të pranneshëm pas kësaj ngjatjeje.) 



NENI 2 

Procedlll'at 

1. Të gjitha kërkesat për autorizim për t'u angaZhl1fll' në një profesioll fitimp1'llrës dërgohen, 
në emër të pël'fituesit, nga Ambasacla e shtetit dërgllcs në Zyrën e Protokollit të shleti t në 
Ministl'inë e Pllnëve të Jashtme të Republikës së Kosovës apo në Divizionin e Pl'otokoU it 
lë Shërbimit PlIblik Feclel'al për PUl1ë të Jashtme, Tregli të .l ashtme clhe Bashkëpunim 
Zhvillimol' lë Mbrctël'isë së Belgjikës, sipas rrcthanave. 
Pas verifikimit që pcrsoni është varlës i një agjenti brenc1a fushëvep1'Îmit të cli spozitavc 
të nenit 1, paragrafi i parë dhe pas procedimit lë kërkcsës zyrtare, qeveria e shtetit pritës 
infortnon ambasadëJl e shtetit clërglles se persoJli varlës ka të cll'ejtë të llshtroj profes ion 
fitimpl'lIl'ës. 

2. Procec1urat e ncljekura zbatohen në I~ë mënyrë që i lejoll përfitllesit të autol'izimit të 
angazhohet në një profesion fitim))l'lIl'ës sa më shpejt që lë j etë c munc1ul'. Të gjitha 
kërkesat në lic1hje me Ie:iet e punës dhe çdo formalitet tj etër i ngjashël11 do të zbatohen në 
mënyrë të favorshme. 

3. Autorizimi që përfituesit të angazhohet në l\ië profesion fitimprurës nuk nënkuptoll 
pëljashtim nga çfarëdo Icërkesë Iigjore apo tjetër në lic1hje me karakteristilcat personale, 
kualifildmet profesionale apo kualiflkimet e tjem që inc1ivicli në fjalë cluhet të 
clcll1onstrojë për t'u përfshirë në një profesion fltimpl'l1rës . 

NENI3 

Privilegjet dhe imunitctet chiile dhe administrative 

Në rastet km përfituesi i antorizimit për tu angazhuar në qjë profesion fitimprurës gëzOJl 
imunitet nga juric\iksioni civil dhc administrativ i sl1tetit pritës, në përputhje me dispozitat e 
Konvcntavc të Vjenës për marrëdhëniet c1iplomatike dhe konsullore apo të ndoJ~ë instrumenti 
~ictër të zbatueshëm ndërkombë!ar, ky ill1uniteti !luk do vlejë në Jidl1je me asnjë veprim të kryer 
gjatë llshtrimittë profesionil fitimprurës c\he që bie brenda të drcjtës civile ose administrativ të 
shtetit pritës. Shteti c\ërgllcs heg imunitetin nga ekzekutimi i çclo èlënimi në liclhjc me këto 
çështje. 

-~ _. ---- .. _-_ ... - ._ .. _- .- .. _ .. _._. - . 



NENlt/· 

I muuiteti penH] 

Në rastet kul' një përfi tues i alltorizil1llt për tll angazhuat' Ilë një profesloll fit impl'lll'ës gëzon 
ill1l1l1itet nga juridiksioni penal i shtetit pritës, në përpll thje me dispozitat e KOllvenlave të 
slpërpërmenc\ura të Vjenës apo të ndonjë instrll l11enti tjetër ndërkombëtar të zbaluesbëm: 

] . J shtetl c1ërgues heg c10rë nga il1luuiteti nelaj juriel iksionit pellal që përflt1l0si i flutorjzimit c 
gëzOJl në raport me shtetin pritës për çc10 veprim apo mision që njedh nga profesi oni 
fïtimprllrës, përveç në raste të veçanta kur shteti c\ërgues konsicleron se një hegje dol'ë e 
tillë mUlle! të të jctë në kUllclërshtim me intCl'esat e veta; 

1.2 heqja c10rë c tillë nga illlllllitetit ndaj jllJ'ic1iksioni ponal nuk intcrpretohet si zgjerim i 
il1lllniletilnga ekzekutimi i c1 ënimit , për lë ci/ën kërkohet një heqje e! orë e veçalltë. Në 
raslÏn e një kërkese 1ë lilW, shteti dël'glles shgyrtoll serioz.isht kërkesën e shletil pritës . 

NENI 5 

Regjimet e t atimeve dhe siglll'Îmeve shoqël'Ol"e 

Në përputI~e 111e dispozitat e Konventave të sipërpërmenclura të Vjenës apo tëndonjë 
mstrumenti tjetër ndërkombëtar të zbatlleshëm, pëdituesit .e autorizimit për t'lt angazhuar në 
ltië profes ion fitil11prnrës i nënshtl'Ohen l'egjil11eve të tatil11it c1he siglll'lmeve shoqërore të shtetit 
pl'itës për të gjitha çështjet gë lic1hen me profesionin e tyre fitimprurës në atë shtet. 

NENI6 

K ohëzgjntja <lhe përfuudimi 

Kjo Marrëveshje do të mbetet në fugi për një periudhë të pacaktuar, ku secila Palë Jlllll1cl ta 
përful1clojë alë ilë çdo kobë duke e njofluar me shhjlJl palën tjetër gjashtë I11Ui\i përpal'fl. 

===-======= .. _- _:.....-. --._-_-:---- ._-_.-



NENI 7 

Hyrja në fuqi 

Kjo Marrëvesl\ie hyn në fuqi në ditën e parë të muajit· të c1ytë pas datës së shkëmbimit të 
njoftim it të n1l1c1 it për përn ll1c1imin e procedlll'ave lë nevojshme kushtetuese clbe J igjorc. 

NË DËSHlVlI TE KËSAJ, përfaqësuesit e nënshlcrllar, të autoriZlIélr llga qevcritë e tyre 
përkatëse, kanë uënshklllar këtë Marrëveshjc. 

E PËRPILUAR në Brulcsel më 17 qcrshor 2022, në dy kopje origjinale, secila në frëngjisht, 
holanc1isht, shqip, serbisht clhe angIlsht, secili tekst është J*soj aulentik. Tekst i në gjuhën 
angleze mbizotëron në rast të clallimeve në interpretim. 

PËR lVillRETËRINË E BELGJIKES: 

Qeveria federale, 
Qevel'ia e Rajollit të Walloon, 

Qeveria e Rajonit të lU'Yeqytetit Bl'ulcsel, 
Qevcria e Komunitetit gjel'munofolës, 

Qevel'ia tlamane, 

-_ .. _- -_ ._- .. _--_ ._-­._-- -

iII<:ËN E KOSOv.itS : 

- ---- _ ._ ....... _ ..... _--..... ...... -=-::.:...~::::~-:::::.: .... . 



SPORAZUM 

IZMEDU 

KRALJEVJNE BELGI.JE 

I 

REPUBLIKE KOSOVO 

o PLAéANIlVl ZANIMANJIMA ODREDENID IZDRZA V ANII-I CLANOVA 

OSOBLJA DIPLOMATSKm lVIISIJAl l(ONZULARNllI PREDSTAVNISTAVA 

-============================~I 



SPORAZUM 
IZMEDU 

KRALJEVINE BELGIJE 
I 

UEPUBLUill KOSOVO 
o PLAé:ANIIV1 ZANI MANJllVlA ODREDENIH IZDRZA VANllI CLANOVA 

OSOBLJA DlPLOlViATSIOH IVlISIJA I KONZ ULARNIH I>REDSTAVNISTAVA 

ICRAL JEVINA BELGIJA, KOJU ZASTUl)A: 

Savezna vlada, 
Flamallska vlada, 
Vlada J'egije Valonijà, 
Vlada J'egije glavJlog gl'ada Bl'Îsela, 
Vlada zajednice Ilemackog govornog podJ'ucja, 

I 

REPUBLllU KOSOVO, 

U ZELJI cia zakljuce spol'azum kojiima za eilj ola1csati plaéana zunÎmall,ia odreàenih clanova 
poröc1ica osoblja cliplomatslcih misija iz drzavc posiljaoca ili konzl11arnih predstavnistava 
potonje na teritoriji c1rZave primaoea 

DOGOVORILI SU SE 0 SLEDEéEM: 



CLAN 1 

l>oihucje prill1cIlc sporazuma 

I. Na LJzajanll10j osnovi, slec1eéi su ovlaséeni da se bave pla6anim zanimanjcm ti c1rzavi 
pl'imaoca: 

1.1 zakol1ski partner, kalm je defillisano odgovaraju6im zaJconodavstvolll c1rzave 
posiljaoca i llelldata/ncozenj ena izell'zavana e1eca do OSfi111naest goclina 
diplomatskog agell!a ili kOllzularnog slllzbenika c1 rZave po~ iij aoca 

a) c1l:zavi primaoca iJj 

b) meèlunaroclnim organizacijama sa.secli!HcI1l11 drzavi primaoca; 

1.2 kao i zakonski partncr, kalm je c1efinisHllo oclgovarajuéim zakonoclavslvom dr7.uve 
posiljaocH c1rllgog clanu osoblja misije c1rzave posiljaoca ili osoblja !conzlllarnog 
predslavnistva iste drzave; 

leao sto je definisal10 11 Clàl1t1 1. Becke Konvencije0 e1iplomatskim oclnósima (1961) i 
Konzulal1lim odnosima (1963). 

2. Ovluséerua za obavljanjc plaéanog zanil11anja izdaju organi drzave primaoca \I skladu sa 
zakonima j pl;opisima kojisu na snazi ti ovoj c1rzavi i 11 skladu sa odreclbama ovog 
sporaztüna. 

3. Takvo se oc1obrel* 11e odnosi na drZavljal1e c1rzave primaoca ili osobe sa stalriim 
prebivalistem na l1jelloj teritorlji. 

4. Alm di'zava prfmaoca 11e oclluci c1rugacije, neée se dati oclobl'enje onlm lcorisnicima koji 
su, baveéi se plaéanim zanimanjem, presta1i predstavljàti deo doma6instva osoba 
.opisanih u prVOl11 stavu ovog clana. 

5. Ovlaséel* se pri1l1cllitüe tokol11 periocla ti kojell1 su osobe obuhvaéene prvimstavom 
o\'og clallél raspol'ectenc ti clipJ0111 atsktl misiju j li IcOllZ\llarno preclstavniSlvo c1iZa'i'e 
Jlosiljaoca na teritoriji e1rzave primaoca do zélldjuccnja mandala (ili ti prihvatljivolll rolw 
l1éilcon ovög clogadaja) . 



èL AN 2 

Postupci 

I . Sve zahteve za oc1 obreqje za bavljenje plaéanim zanimanjem, 11 ime kOl'isnika, fll11basada 
drzave poSilj aooa salje Kallcelariji drzavnog protokola ti Ministm-slvll spolj nih poslova 
Republike Kosovo ili Odeljenj u za protokol Savezne sluzbe za spoljne poslove, spolj nll 
tl'gOVillll j razvojnu saradnjll Kraljevinc Belgije 11 skladll s t im. 
Nakon provere ela li je osoba izclrzavana osoba II okvirll oclredaba clana I, prvi stav, i 
obrac1e slllzbenog zahteva, vlada c1rzave pril11aoca obavestiée ambasadll drzave 
IJosiljaoca cia izdrZavana osoba ispllnjava liS love za plaéano zanimal1je. 

2. Postupci koj l se slede prlmenjt\Îll se 11ft nacin koji omoguéava kOl'isJlikli oclobrenja da se 
sto pre bàVi pIaéanitn zanimanjem. Svi zahtev'i koji se oclnose na raclne c1ozvole i bilo 
koje druge slicne fonllainosti priInel~ivaée se povoljno, 

3. Oclobrellje za korisnika za bavljenje pla6anim z~min1a11i eJll ne pocl razul11eva iZllzeée oel 
bilo lcàlevih zaIconskih ili drugih zahteva koji se oclnose na .li~lle karakteristilce, 
prolesionalne ili druge kvalifikacije koje c10ticni pojeclinac mom pokazati prililcom 
bavljenja plaéanill1 zanimanjem. 

èLAN3 

Grailanske i ac1ministrativne priviIegije i imu.,iteti 

U sltlc~evima kada kOrlsnik öclobl'tll1ja ea bavljenjc pIaéanim zanimanjem tlziva imtlllitet od 
gradansice i llpravne nadleZllosti drZave primaoca, u sklac\u sa oclrcclbama Beckih konvencija 0 

clipJomatskim i kal1zuJarnil11 oc1nosima Bi bilo kaj im drugim primenjivim ITIcélunaroc1nim 
instrumentom, kao sto je imunitet, Ilc6e se primenjivali na bilo koji akt pocinjen u tolm 
pla6anog zRllimanja i koji spacla l\ gractansIco ili aclministrativno pravo c1rzave primaoca. DJ'zava 
posiljalac ée se oc1l'eéi iJllunitcta oel Î7.vl'scl1ia bilo koje kazne ti vezi sa ovim pilanjima. 



CLAN 4 

Kl'ivicni imuuitet 

U shlcajevima kac1a korisnik oclobrenja za bav UeIlle plaÛfmil11 zanimanjel11 l1Ziva ill1unitet oei 
krivicne nadleznosti dl'zave primaoca, ti skJaelu sa ocll'edbamél gore spomenutih Beckih 
1convencij a ili bilo kojeg dmgog primenjivog meallnal'Ocinog ins tl'lllllenta: 

1.1 eh'zava posilja lac odrice se il11l1niteta oel krivicne nacllezllosti kojll tlZJva korisnik 
oclobrenja u oc1nosll na dr~avll pJ'imaoca II vezi sa bilo kojim cinoll1 i1i misUolll Icoja 
proizlazi iz plaéanog zanim anja, osim ti posebnim slucajcvima kac1a drZava posi ljalac 
smatra cia takvo oc1ri canje moze hiti ti sllprotnosli sa vlaslitil1l interesima; 

1.2 Takvo odl'icanje ad hinmilela od krivicne nadleznosti neée se tllll1aciti kao prosirenje na 
imunitet oei izvrsel1ja kazne, za sta 6e biti potrebno oc1reéteno oclricanje. U slllcajll lakvog 
zahteva, clrzava posiUalac ée ozhiIjno razmotriti zahtev dl'zave prÎmaoca. 

CLANS 

OpoJ'ezivanjc i r ezin'lÎ socijalne sigurnosti 

U skladu sa odredbama gore spomenutih Beckih 1col1vencija ili bilo kojeg e1r~lgog primenjivog 
medl1narodnog inst1'llmenta,korisnici odobreqja za bavljellje plaéanim Zallltnanjem podlezu 
oporezivanju i rezimil11a socijalne sigürnosti drZ~ve primaoca za sva pital~a ti vezi sa njihovim 
plaéanim ZaninH\l~em ti toj drzavi. 

CLAN 6 

Traja llje i raskid 

Ovaj sporazum ostaje na si1azi na ncodl'cc1eno Vl'eme, bilo koja od strana 1110ze ga u bi lo koj em 
tl'cllutku raskilluti davanjem pismenog obavestenja dl'llgoj stl'aJfi sest mesecÎ pre raskida. 



CLAN 7 

St upanjc na snagu 

Ovaj spOraZlI lI1 stllpa na snagu prvog dana drugog meseca naleoD c1atlllna razmene poslec1nj cg 
obavestenja 0 zavrsetlcu potrebnih llstavnih i pravnih postnpaka. 

U POTVRDU CE GA su doJe potpisani predstavnici, ureclno ovlaséeni od strane svojih vlacIa, 
potpisali ovaj SporaZllll1 . 

Saslavljeno 11 Briseln, ) 7 Jun 2022, n c1va primer1ca, svaki na francus\com, holandskol11, 
alballskom, srpsJcom i engleskol11 jezikll, pri cemu je sva1ci tekst jcc1nako veroc1ostojan . Teksl 
na englesJcomjeziku ima6e prec1nost II slucaju razli\ca u tumacenju. 

ZA KRALJEVINU BELGlJü: 

Savezna vlada, 
Vlada l'egije Valoni.ia, 

Vlada l'egijc glavllog gl'ada Bl'isela, 
Vlada zaje<1nice nemaclwg 

gOVOl'Dog pocIl'lIcja, 

F lamallska vhuIa, 



Abkommen 

zwischen 

dem Königreich Belgien und der Republik Kosova 

über Ausübung von freien erwerbstätigen Berufen von Familienangehörigen des Personals 

diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen  

 

Das Königreich Belgien, vertreten von:  

Bundesregierung 

Flämische Regierung 

Wallonische Regionalregierung  

Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt 

Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

 

und 

 

Die Republik Kosova 

Ausgehend von dem guten Willen, eine Vereinbarung zu treffen, Ausübung der freien 

erwerbstätigen Berufe seitens der Familienangehörigen des Personals diplomatischer Missionen 

des Entsendestaates oder konsularischer Posten in dem Gebiet des Empfangsstaates zu erleichtern 

einigten sich wie folgt:  

 

Artikel 1. 

Vertragsumfang 

1. Auf gegenseitiges Einvernehmen sind folgende Personen erlaubt, ihre freien erwerbstätigen 

Berufe in dem Gebiet des Empfangsstaates auszuüben  

 

1.1 Ehepartner, wie es in dem Entsendestaat gesetzlich geregelt ist, und deren Kinder, soweit 

sie nicht verheiratet sind und nur bis zum 18. Lebensjahr, eines diplomatischen 

Bevorrechtigten oder eines Konsularbeamten des Entsendestaates,  

 

a) in dem Empfangsstaat Aufenthalt genießt oder 

b) in einer internationalen Organisation mit dem Sitz in dem Empfangsstaat 

 



1.2 Ehepartner, wie es in dem Entsendestaat gesetzlich geregelt ist, eines anderen 

Personalmitglieds der diplomatischen Mission des Entsendstaates oder des konsularischen 

Personals desselben Staates  

wie in Artikel 1 der Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen (1961) und über 

konsularische Beziehungen (1963) festgelegt ist.. 

2. Das Erlaubnis zur Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs wird von der Behörde des 

Empfangsstaats gemäß den in diesem Staat geltenden Gesetzen und Vorschriften erteilt und unter 

Beachtung von Bestimmungen dieses Abkommens. 

3. Diese Erlaubnis gilt nicht für Staatsangehörige oder ständige Einwohner auf dem Gebiet des 

Empfangsstaates. 

4. Sofern der Empfangsstaat nicht anderes beschließt, wird die Erlaubnis einem Begünstigten, der 

nach Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs nicht mehr zu der in Absatz 1. dieses Artikels 

beschriebenen Familienmitglied gehört, aufgehoben. 

5. Die Erlaubnis zur Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs bleibt in Kraft, solange genannte 

Personen in Absatz 1. dieses Artikels der diplomatischen Vertretung oder dem konsularischen Amt 

des Entsendestaats in dem Gebiet des Empfangsstaats bis zum Ablauf der Frist (oder innerhalb 

einer bestimmten Frist nach der Bevorrechtigung) gehören.  

 

Artikel 2 

Verfahren 

1. Alle Anträge auf Erlass einer Erlaubnis zur Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs werden 

auf den Namen des Begünstigten von der Botschaft des Entsendestaates an das staatliche 

Protokollamt des Außenministeriums der Republik Kosova oder an die Protokollabteilung des 

Bundesdienstes für Öffentlichkeit und auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und 

Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs Belgien gestellt. 

Nach der Feststellung, dass die Person Familienmitglied eines Vertreters im Rahmen der 

Bestimmungen von Artikel 1. Absatz 1. ist, und nach Bearbeitung des Antrags, informiert die 

Regierung des Empfangsstaats die Botschaft des Entsendestaats darüber, dass der 

Familienangehörigen das Recht hat, einen feien erwerbstätigen Beruf ausüben darf. 

2. Die angewandten Verfahren werden in der Art durchgeführt, so dass der Begünstigte so schnell 

wie möglich einen freien erwerbstätigen Beruf ausüben könnte. Alle Anforderungen in Bezug auf 

Arbeitserlaubnisse und ähnliche Formalitäten werden in bevorzugter Art und Weise durchgeführt. 

3. Der Erlass einer Erlaubnis des Begünstigten zur Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs 

unterstellt kein Ausnahme, gesetzliche oder sonstige Anforderungen in Bezug auf die persönlichen 

Merkmale, beruflichen oder sonstigen Qualifikationen, die diese Person nachweisen muss, um 

einen feien erwerbstätigen Beruf auszuüben. 



 

Artikel 3 

Zivil- und Verwaltungsprivilegien und Immunitäten  

In Fällen, in denen der Begünstigte zur Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs, gemäß den 

Bestimmungen der Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische Beziehungen 

oder eines anderen anwendbaren internationalen Instruments, Immunität von der Zivil- und 

Verwaltungsgerichtsbarkeit des Empfangsstaats genießt, erlöscht diese Immunität bezüglich der 

Ausübung eines freien erwerbstätigen Berufs, der im Bereich der Zivil- oder 

Verwaltungsgerichtsbarkeit des Empfangsstaats fällt. In solchen Fällen wird der Entsendestaat die 

Immunität gegen Vollstreckungsmaßnahmen jeglicher Angelegenheiten aufheben. 

 

Artikel 4 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit 

In Fällen, in denen ein Begünstigter zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, gemäß den 

Bestimmungen der vorgenannten Wiener Übereinkommen oder eines anderen anwendbaren 

internationalen Instruments, Immunität von der Strafgerichtsbarkeit des Empfangsstaats genießt: 

1.1 der Entsendestaat hebt die Immunität von der Strafgerichtsbarkeit auf, die der 

Begünstigte in dem Empfangsstaat für Handlungen oder Aufgaben aus einem freien 

erwerbstätigen Beruf genießt, außer in Fällen, in denen der Entsendestaat der Ansicht ist, 

dass eine solche Aufhebung gegen eigene Interessen sein könnte; 

1.2 eine solche Aufhebung der Immunität von der Strafgerichtsbarkeit ist nicht als 

Verlängerung der Immunität von der Strafvollstreckung zu verstehen, für die eine 

besondere Aufhebung beantragt wird. Im Falle eines solchen Antrags prüft der 

Entsendestaat den Antrag des Empfangsstaats ernsthaft. 

 

Artikel 5 

Steuer- und Sozialversicherungspflicht 

Gemäß den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen oder eines anderen 

anwendbaren internationalen Instruments stellt ein Begünstigte bei Ausübung eines freien 

erwerbstätigen Berufs der Steuer- und Sozialversicherungspflicht des Empfangsstaats keine 

Ausnahme 

Artikel 6 

Dauer und Ende 



Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft. Jede Vertragspartei kann es jederzeit 

unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich 

kündigen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Datum des Austauschs der 

letzten Mitteilung über den Abschluss der erforderlichen Verfassungs- und gesetzlichen Verfahren 

in Kraft. 

 

ZU BEWEIS DESSEN haben die unterzeichneten Vertreter, die von ihren jeweiligen Regierungen 

ordnungsgemäß ermächtigt wurden, dieses Abkommen unterzeichnet. 

 

Verfasst am ……………………. in zwei originalen Exemplaren in französischer, 

niederländischer, albanischer, serbischer und englischer Sprache. Alle Texte sind gleichermaßen 

identisch. Bei Auslegungsunterschieden gilt der in der englischen Sprache abgefasste Text. 

 

 

Für das Königreich Belgien:        Republik Kosova: 

 

Bundesregierung 

 

Flämische Regierung 

 

Wallonische Regionalregierung  

 

Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt 

 

Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 

 

 

 



 

 



 

 

ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN  

UND 

DIE REPUBLIK MOLDAU 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

 DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN 

UND KONSULARISCHEN POSTEN  

 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, vertreten durch  

 

Die Föderalregierung, 

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 

Und  

 

 

DIE REPUBLIK MOLDAU  

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Abkommen zu schließen, um die 

Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern zu Lasten des Personals der Missionen des 

Entsendestaats beziehungsweise der konsularischen Posten, die dieser auf dem 

Hoheitsgebiet des Empfangsstaats unterhält, zu vereinfachen.  

 

SIND wie folgt übereingekommen: 

 

 

ARTIKEL 1  

Anwendungsbereich des Abkommens 

 

1. Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit dürfen folgende Personen eine Erwerbstätigkeit 

im Empfangsstaat ausüben: 

 

a) Der gesetzliche Partner und die ledigen Kinder unter 18 Jahren des 

diplomatischen Beamten oder Konsularbeamten des Entsendestaats, der  

 

  (i) beim Empfangsstaat oder 

 

 (ii) bei einer internationalen Organisation mit Sitz im Empfangsstaat  

    tätig ist;  

 



b) Der gesetzliche Partner eines anderen Personalmitglieds der Mission des 

Entsendestaats oder eines anderen Personalmitglieds eines konsularischen Postens 

dieses Staats; 

 

 gemäß Artikel 1 der Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen und 

über konsularische Beziehungen. 

 

2. Die Behörden des Empfangsstaats erteilen die Genehmigung für die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit auf der Grundlage der dort geltenden gesetzlichen Regelungen und 

Vorschriften und gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens.  

 

3. Diese Genehmigung gilt nicht für die Staatsangehörigen des Empfangsstaats oder für 

Personen, die ihren ständigen Wohnsitz in seinem Hoheitsgebiet haben.  

 

4. Sofern der Empfangsstaat nichts anderes bestimmt, wird den Begünstigten, die eine 

Erwerbstätigkeit angenommen haben, aber nicht länger zum Haushalt der in Artikel 1 

genannten Personen gehören,  diese Genehmigung nicht erteilt.     

 

5. Die Genehmigung ist für den Zeitraum gültig, in dem die im ersten Absatz dieses 

Artikels genannten Personen bei der diplomatischen Mission oder dem konsularischen 

Posten in dem Hoheitsgebiet des Empfangsstaats tätig sind und läuft spätestens bei der 

Beendigung der Tätigkeit ab, beziehungsweise innerhalb eines angemessenen Zeitraums 

danach. 

 

 

ARTIKEL 2  

Verfahren 

 

1. Die Botschaft des Entsendestaats richtet den Antrag auf Genehmigung einer 

Erwerbstätigkeit im Namen des Begünstigten an die Direktion Protokoll des 

Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten und europäische Integration der Republik 

Moldau beziehungsweise an die Direktion Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes 

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit des 

Königreichs Belgien. 

 

Die Regierung des Empfangsstaats setzt die Botschaft des Entsendestaats nach 

Überprüfung, ob der Betreffende eine Person zu Lasten eines Beamten im Sinne von 

Artikel 1, erster Absatz, ist und nach Prüfung des offiziellen Ersuchens davon in 

Kenntnis, dass die Person zu Lasten die Erwerbstätigkeit ausüben darf. 

 

2. Die einschlägigen Verfahren werden so angewandt, dass der Inhaber der Genehmigung 

so schnell wie möglich eine Erwerbstätigkeit ausüben kann; alle Bestimmungen in 

Sachen Arbeitserlaubnis und ähnliche Formalitäten werden vorteilhaft angewandt.  

 

3. Die Genehmigung einer Erwerbstätigkeit bedeutet nicht, dass der Begünstigte für die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit befreit wird von den Anforderungen oder Vorschriften, 



die normalerweise auf personenbezogene Daten, berufliche und andere Qualifikationen 

gelten, die der Interessent nachweisen muss. Die Anerkennung von Diplomen, 

Befähigungsnachweisen, wissenschaftlichen oder beruflichen Abschlüssen durch die 

Vertragsparteien erfolgt im Einklang mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaats oder 

mit bilateralen/multilateralen Übereinkünften, denen der Entsende- und der 

Empfangsstaat beigetreten sind.  

 

4. Der Begünstigte darf nicht in einer Stellung beschäftigt werden, die nach den im 

Aufnahmestaat geltenden Rechtsvorschriften nur von Bürgern des Aufnahmestaats 

ausgeübt werden kann.  

 

5. Die diplomatische Vertretung des Entsendestaats unterrichtet die Direktion Protokoll 

des Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten und europäische Integration der 

Republik Moldau oder die Direktion Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes 

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit des 

Königreichs Belgien, wenn sich der Status eines erwerbstätigen Familienangehörigen 

nach diesem Abkommen ändert.   

 

 

ARTIKEL 3 

Zivil- und verwaltungsrechtliche Vorrechte und Immunitäten  

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat zivil- und 

verwaltungsrechtliche Immunität von der Gerichtsbarkeit  genießt gemäß den 

Bestimmungen der Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische 

Beziehungen oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen 

Vertrags, findet die Immunität keine Anwendung auf Handlungen, die im 

Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit stehen und die dem Zivil- und 

Verwaltungsrecht des Empfangsstaats  unterliegen. Der Entsendestaat verzichtet auf die 

Immunität der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, die in Bezug auf solche 

Handlungen ergangen sind.  

 

 

ARTIKEL 4 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit 

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit Immunität von der 

Strafgerichtsbarkeit im Empfangsstaat genießt gemäß den Bestimmungen der 

obengenannten Wiener Übereinkommen oder auf der Grundlage eines anderen 

anwendbaren internationalen Vertrags:  

 

a) verzichtet der Entsendestaat auf die Immunität der Strafgerichtsbarkeit, die der 

Inhaber der Genehmigung gegenüber dem Empfangsstaat in Bezug auf alle 

Handlungen und Unterlassungen im Zusammenhang mit der Ausübung der 

Erwerbstätigkeit genießt, außer in Sonderfällen, in denen der Entsendestaat der 

Ansicht ist, dass der Verzicht den eigenen Interessen zuwiderläuft; 



 

b) der Verzicht auf die Strafgerichtsbarkeit erstreckt sich nicht auf die Immunität der 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, auf die ausdrücklich zu verzichten ist. In 

diesem Fall zieht der Entsendestaat das Ersuchen des Empfangsstaats ernsthaft in 

Erwägung.  

 

ARTIKEL 5 

Steuer- und Sozialsicherheitssysteme 

 

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen 

oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen Vertrags unterliegen 

die Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit den Rechtsvorschriften der Steuer- 

und Sozialsicherheitssystemen des Empfangsstaats in Bezug auf alle Aspekte, die mit der 

Ausübung dieser Tätigkeit in diesem Staat zusammenhängen.  

 

ARTIKEL 6 

 

Dauer und Kündigung 

 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen mit der Maßgabe, dass jede 

Partei sie jederzeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch schriftliche 

Mitteilung an die andere Partei kündigen kann. 

 

 

ARTIKEL 7 

Änderungen 

 

Dieses Abkommen kann jederzeit durch eine schriftliche Vereinbarung zwischen den 

Vertragsparteien geändert werden. Eine solche Vereinbarung tritt in der gleichen Weise 

in Kraft wie dieses Abkommen. 

 

 

ARTIKEL 8 

Inkrafttreten 

 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem 

die letzte Notifizierung über die Erfüllung der erforderlichen verfassungsmäßigen und 

gesetzlichen Verfahren ausgetauscht wurde.  

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Vertreter, von ihren jeweiligen 

Regierungen dazu ordnungsgemäß befugt, ihre Unterschrift unter dieses Abkommen 

gesetzt.  

 

GESCHEHEN zu XXX, am XXX 

 



in zwei Urschriften in rumänischer, französischer, niederländischer und englischer 

Sprache. Bei einer unterschiedlichen Auslegung ist der Wortlaut in englischer Sprache 

maßgebend.   

 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN 

 

Die Föderalregierung,  

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-

Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 

 

FÜR DIE REPUBLIK MOLDAU 

 

 

 



ACCORD ENTRE LE ROYAUME DE BELGIQUE  
ET LA REPUBLIQUE DE MOLDAVIE SUR L’EXERCICE D’ACTIVITES 

A BUT LUCRATIF PAR CERTAINS MEMBRES DE LA 
FAMILLE DU PERSONNEL DE MISSIONS 

DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 
 
 
Le Royaume de Belgique, représenté par : 
 

Le Gouvernement fédéral, 
Le Gouvernement wallon, 
Le Gouvernement flamand, 
Le Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale,  
Le Gouvernement de la Communauté germanophone,   

 
et 
 
La République de Moldavie, 

 
DESIREUX de conclure un accord visant à faciliter l’exercice d’activités à but lucratif 
par certains membres de la famille de membres du personnel de missions de l’Etat 
d’envoi ou des postes consulaires de ce dernier sur le territoire de l’Etat d’accueil, 
 
SONT convenus de ce qui suit : 
 
 

Article 1 
Champ d’application de l’Accord 

 
1. : Sont autorisés, sur base de réciprocité, à exercer une activité à but lucratif dans l’Etat 
d’accueil : 
 

a) le partenaire légal et les enfants célibataires âgés de moins de dix-huit ans à 
charge d’un agent diplomatique ou d’un fonctionnaire consulaire de l’Etat d’envoi 
affectés : 

 
(i) auprès de l’Etat d’accueil, ou 

 
(ii) auprès d’organisations internationales ayant un siège dans l’Etat 

d’accueil ; 
 

b) de même le partenaire légal d’un autre membre du personnel de la mission de 
l’Etat d’envoi ou du personnel du poste consulaire du même Etat. 

 
Tels que définis à l’article 1 des Conventions de Vienne sur les Relations 
diplomatiques (1961) et consulaires (1963) . 

lve
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2. : L’autorisation d’exercer une activité à but lucratif est donnée par les autorités de 
l’Etat d’accueil conformément aux dispositions légales et réglementaires en vigueur dans 
ledit Etat et conformément aux dispositions du présent Accord. 
 
3. : Cette autorisation ne concerne pas les ressortissants de l'Etat d'accueil ni les résidents 
permanents sur son territoire. 
 
4. : Sauf si l'Etat d'accueil en décide autrement, l'autorisation ne sera pas accordée à celui 
des bénéficiaires qui, après avoir accepté une activité à but lucratif, cesse de faire partie 
de la famille des personnes visées au paragraphe premier du présent article. 
 
5. : L’autorisation produit ses effets durant la période d’affectation des personnes visées 
au paragraphe premier du présent article dans la mission diplomatique ou le poste 
consulaire de l’Etat d’envoi sur le territoire de l’Etat d’accueil, et cesse ses effets au plus 
tard au terme de cette affectation (ou moyennant un délai raisonnable suivant cette 
échéance).  
 

Article 2 
Procédures 

 
1. : Toute demande visant à obtenir l’autorisation d’exercer une activité à but lucratif est 
envoyée, au nom du bénéficiaire, par l’ambassade de l’Etat d’envoi auprès de la 
Direction du Protocole du Ministère des Affaires étrangères et de l’Intégration 
européenne de la République de Moldavie ou de la Direction du Protocole du Service 
public fédéral des Affaires étrangères, Commerce extérieur et Coopération au 
développement du Royaume de Belgique, suivant le cas.  
 
Après vérification que la personne est à charge d’un agent visé par le champ 
d’application de l’article 1, paragraphe premier, et après examen de la demande officielle, 
le gouvernement de l’Etat d’accueil informera l’ambassade de l’Etat accréditant que la 
personne à charge peut exercer l’activité à but lucratif. 
 
2. : Les procédures suivies sont appliquées de manière telle que le bénéficiaire de 
l’autorisation puisse entreprendre une activité à but lucratif dans les meilleurs délais ; 
toutes les dispositions régissant les permis de travail et autres formalités analogues sont 
appliquées dans un sens favorable. 
 
3. : L'autorisation d'exercer une activité à but lucratif n'entraînera aucune dispense pour le 
bénéficiaire de satisfaire aux exigences usuelles ou réglementaires relatives  aux données 
personnelles, qualités professionnelles ou autres que l’intéressé doit justifier pour 
l'exercice de son activité rémunérée. La reconnaissance par les Parties de tout diplôme, 
qualification, titre scientifique ou professionnel se fait conformément à la législation de 
l’Etat d’accueil ou aux accords bilatéraux ou multilatéraux auxquels l’Etat d’envoi et 
d’accueil sont parties.  
 



4. Le bénéficiaire n’est pas autorisé à occuper une fonction qui, selon la législation en 
vigueur de la Etat d’accueil, ne peut être assurée que par un citoyen de l’Etat d’accueil.  
 
5. L’ambassade de la Etat d’envoi informe la Direction du Protocole du Ministère des 
Affaires étrangères et de l’Intégration européenne de la République de Moldavie ou de la 
Direction du Protocole du Service public fédéral des Affaires étrangères, Commerce 
extérieur et Coopération au développement du Royaume de Belgique de tout changement 
lié au statut d’un membre de la famille exerçant une activité à but lucratif en vertu du 
présent Accord.  
 

Article 3 
Privilèges et immunités en matière civile et administrative 

 
Au cas où le bénéficiaire de l’autorisation d’exercer une activité à but lucratif jouit de 
l’immunité de juridiction en matière civile et administrative dans l’Etat d’accueil, en 
vertu des dispositions des Conventions de Vienne sur les relations diplomatiques et 
consulaires ou de tout autre instrument international applicable, cette immunité ne 
s’applique pas aux actes découlant de l’exercice de l’activité à but lucratif et rentrant dans 
le champ d’application du droit civil ou administratif de l’Etat d’accueil. L’Etat d’envoi 
lèvera l’immunité d’exécution de toute décision judiciaire prononcée en rapport avec de 
tels actes. 
 
 

Article 4 
Immunité en matière pénale 

 
Au cas où le bénéficiaire de l’autorisation d’exercer une activité à but lucratif jouit de 
l’immunité de juridiction en matière pénale dans l’Etat d’accueil, en vertu des 
dispositions des Conventions de Vienne précitées ou de tout autre instrument 
international applicable : 

 
a) l’Etat d’envoi lève l’immunité de juridiction pénale dont jouit le 

bénéficiaire de l’autorisation à l’égard de l’Etat d’accueil pour tout acte ou 
omission découlant de l’exercice de l’activité à but lucratif, sauf dans des 
cas particuliers lorsque l’Etat d’envoi estime que cette mesure pourrait être 
contraire à ses intérêts ; 

b) cette levée d’immunité de juridiction pénale ne sera pas considérée comme 
s’étendant à l’immunité d’exécution de la décision judiciaire, immunité 
pour laquelle une levée spécifique devra être requise. Dans le cas d’une 
telle demande spécifique, l’Etat d’envoi prendra la requête de l’Etat 
d’accueil sérieusement en considération. 

 
Article 5 

Régimes fiscal et de sécurité sociale 
 
Conformément aux dispositions des Conventions de Vienne précitées ou en vertu de tout 



autre instrument international applicable, les bénéficiaires de l’autorisation d’exercer une 
activité à but lucratif sont assujettis aux régimes fiscal et de sécurité sociale de l’Etat 
d’accueil pour tout ce qui se rapporte à l’exercice de cette activité dans cet Etat. 
 

Article 6 
Durée et dénonciation 

 
Le présent Accord restera en vigueur pour une période indéfinie, chacune des Parties  
pouvant y mettre fin à tout moment, moyennant un préavis de six mois adressé par écrit à 
l’autre Partie. 
 

Article 7 
Amendements 

 
Le présent Accord peut être modifié à tout moment par consentement écrit des Parties 
confirmé par la voie diplomatique. Cet amendement entrera en vigueur de la même 
manière que le présent Accord 

 
Article 8 

Entrée en vigueur 
 
Le présent Accord entrera en vigueur le premier jour du deuxième mois suivant la date 
d’échange de la dernière notification de l’accomplissement des procédures 
constitutionnelles et légales requises.  
 
 
 
EN FOI DE QUOI, les représentants soussignés, dûment autorisés par leurs 
Gouvernements respectifs, ont signé le présent Accord. 
 
 
FAIT à          , le 
En deux exemplaires originaux, chacun en langues roumaine, française, néerlandaise et 
anglaise. En cas de divergence d’interprétation, le texte en langue anglaise prévaudra.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



POUR LE ROYAUME DE BELGIQUE 
 
le Gouvernement fédéral 
le Gouvernement wallon, 
le Gouvernement flamand, 
le Gouvernement de la Région de 
Bruxelles-Capitale, 
le Gouvernement de laCommunauté 
germanophone,   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

POUR LA REPUBLIQUE DE 
MOLDAVIE 
 
 
 
 

 



 
 

OVEREENKOMST TUSSEN HET KONINKRIJK BELGIË EN DE REPUBLIEK 
MOLDAVIË INZAKE HET VERRICHTEN VAN BETAALDE 

WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET 
PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN  

 
 
 
Het Koninkrijk België, vertegenwoordigd door: 
 
De Federale Regering,  
De Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 
De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
En 
 
 
De Republiek Moldavië, 
 

 
GELEID DOOR DE WENS een overeenkomst te sluiten teneinde het verrichten van 
betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de zendingen 
van de Zendstaat dan wel van consulaire posten die deze heeft op het grondgebied van de 
Ontvangende Staat, te vergemakkelijken.  
 
ZIJN het volgende overeengekomen: 
 
 

ARTIKEL 1  
Toepassingsgebied van de Overeenkomst 

 
1. :Mogen op grond van wederkerigheid betaalde werkzaamheden verrichten in de 
Ontvangende Staat: 
 

a) de wettelijke partner en de ongehuwde kinderen ten laste jonger dan 18 jaar van 
een diplomatieke agent of een consulair ambtenaar van de Zendstaat die zijn 
aangesteld:  

 
  (i) bij de Ontvangende Staat, dan wel 
 (ii) bij internationale organisaties met een zetel in de Ontvangende 

Staat;  
 
b) evenzo, de wettelijke partner van een ander personeelslid van de zending van de 



Zendstaat of van een ander personeelslid van de consulaire post van deze Staat; 
 
zoals bepaald in artikel 1 van de Verdragen van Wenen inzake diplomatiek verkeer 
(1961) en consulair verkeer (1963). 

 
2. : De toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten wordt verleend door de 
autoriteiten van de Ontvangende Staat overeenkomstig de aldaar van kracht zijnde 
wetgeving en voorschriften en overeenkomstig het bepaalde in deze Overeenkomst.  
 
3. : Deze toestemming geldt niet voor de ingezetenen van de Ontvangende Staat of de 
vaste verblijfhouders op zijn grondgebied.  
 
4. : Tenzij de Ontvangende Staat anderszins beslist, wordt geen toestemming verleend 
aan de begunstigden die, na betaalde werkzaamheden te hebben aanvaard, niet langer 
deel uitmaken van het gezin van de in de eerste paragraaf van dit artikel bedoelde 
personen.  
 
5. : De toestemming is geldig voor de periode dat de in de eerste paragraaf van dit artikel 
bedoelde personen zijn aangesteld bij de diplomatieke zending of de consulaire post van 
de Zendstaat op het grondgebied van de Ontvangende Staat, en vervalt op zijn laatst 
wanneer de aanstelling eindigt (dan wel binnen een redelijke termijn na de beëindiging). 
 
 

ARTIKEL 2  
Procedures 

 
1. : Elk verzoek om toestemming voor het verrichten van betaalde werkzaamheden wordt 
uit naam van de begunstigde door de ambassade van de Zendstaat gestuurd naar de 
Directie Protocol van het Ministerie van Buitenlandse Zaken en Europese Integratie van 
de Republiek Moldavië dan wel naar de Directie Protocol van de Federale 
Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, Buitenlandse Handel en 
Ontwikkelingssamenwerking van het Koninkrijk België. 
 
Na verificatie of de persoon ten laste is van een agent voorzien in het toepassingsgebied 
van het artikel 1, eerste paragraaf, en na onderzoek van het officiële verzoek, zal de 
regering van de Ontvangende Staat de ambassade van de Zendstaat ervan in kennis 
stellen dat de persoon ten laste de betaalde werkzaamheid mag uitoefenen. 
 
2. : De gevolgde procedures worden dusdanig toegepast dat de begunstigde van de 
toestemming zo snel mogelijk betaalde werkzaamheden kan verrichten; alle voorschriften 
inzake werkvergunningen en soortgelijke formaliteiten worden welwillend toegepast.  
 
3. : Toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten betekent niet dat de 
begunstigde wordt vrijgesteld van de vereisten of voorschriften die gewoonlijk van 
toepassing zijn op persoonsgegevens, professionele of andere kwalificaties waarvan de 
belanghebbende het bewijs dient te leveren voor het verrichten van de betaalde 



werkzaamheden. De erkenning door de Partijen van diploma’s, kwalificaties en 
wetenschappelijke of beroepsopleidingen geschiedt overeenkomstig de wetgeving van de 
Ontvangende Staat of krachtens bilaterale of multilaterale overeenkomsten waarbij de 
Zendstaat of de Ontvangende Staat partij zijn.  
 
4. De begunstigde mag niet worden tewerkgesteld in een functie die volgens de in de 
Ontvangende Staat van kracht zijnde wetgeving alleen door een burger van de 
Ontvangende Staat mag worden uitgeoefend.  
 
5. De ambassade van de Zendstaat stelt de Directie Protocol van het Ministerie van 
Buitenlandse Zaken en Europese Integratie van de Republiek Moldavië dan wel de 
Directie Protocol van de Federale Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, Buitenlandse 
Handel en Ontwikkelingssamenwerking van het Koninkrijk België in kennis van alle 
wijzigingen met betrekking tot de status van een gezinslid dat op grond van deze 
Overeenkomst betaalde werkzaamheden verricht.  
 
 
 
 

ARTIKEL 3 
Civiel- en administratiefrechtelijke voorrechten en immuniteiten 

 
Ingeval de begunstigde van een toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten 
civiel- en administratiefrechtelijke immuniteit van rechtsmacht geniet in de Ontvangende 
Staat, overeenkomstig de bepalingen van de Verdragen van Wenen inzake diplomatiek en 
consulair verkeer, dan wel enig ander toepasselijk internationaal verdrag, is deze 
immuniteit niet van toepassing op handelingen die voortvloeien uit het verrichten van 
betaalde werkzaamheden welke onder het burgerlijk en administratief recht van de 
Ontvangende Staat vallen. De Zendstaat zal afstand doen van de immuniteit van 
tenuitvoerlegging van alle gerechtelijke uitspraken die met betrekking tot dergelijke 
handelingen worden uitgesproken. 
 
 

ARTIKEL 4 
Immuniteit ten aanzien van strafzaken 

 
Ingeval de begunstigde van de toestemming voor het verrichten van betaalde 
werkzaamheden immuniteit geniet ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken van de 
Ontvangende Staat, overeenkomstig de bepalingen van de bovengenoemde Verdragen 
van Wenen, dan wel van enig ander toepasselijk internationaal verdrag:  
 
a) doet de Zendstaat afstand van de immuniteit van de rechtsmacht in strafzaken die de 
begunstigde van de toestemming ten aanzien van de Ontvangende Staat geniet met 
betrekking tot elk handelen of nalaten dat voortvloeit uit de betaalde werkzaamheden, 
behalve in bijzondere gevallen wanneer de Zendstaat van mening is dat het doen van 
afstand in strijd zou kunnen zijn met zijn belangen; 



 
b) het doen van afstand van immuniteit ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken 
wordt niet geacht mede betrekking te hebben op de immuniteit ten aanzien van de 
tenuitvoerlegging van de gerechtelijke uitspraak, waarvan uitdrukkelijk afstand moet 
worden gedaan. In dergelijk geval neemt de Zendstaat het verzoek van de Ontvangende 
Staat ernstig in overweging. 
 
 

ARTIKEL 5 
Belasting- en sociale zekerheidsstelsels 

 
In overeenstemming met de bepalingen van de bovengenoemde Verdragen van Wenen 
dan wel krachtens enig ander toepasselijk internationaal verdrag zijn de begunstigden van 
de toestemming voor het verrichten van betaalde werkzaamheden onderworpen aan de 
belasting- en sociale zekerheidsstelsels van de Ontvangende Staat, ten aanzien van alles 
wat verband houdt met het verrichten van bedoelde werkzaamheden in deze Staat. 
 

ARTIKEL 6 
Duur en beëindiging 

 
Deze Overeenkomst blijft van kracht voor onbepaalde duur, met dien verstande dat elk 
van de Partijen ze te allen tijde kan beëindigen door hiervan zes maanden van te voren 
schriftelijk kennis te geven aan de andere Partij.  
 
 

ARTIKEL 7 
Wijzingen 

 
Deze overeenkomst kan te allen tijden worden gewijzigd na schriftelijke toestemming 
van de Partijen die langs diplomatieke weg wordt bevestigd. Dergelijke wijzigingen 
treden op dezelfde wijze in werking als deze Overeenkomst  
 

ARTIKEL 8 
Inwerkingtreding 

 
Deze Overeenkomst zal in werking treden op de eerste dag van de tweede maand volgend 
op de dag van uitwisseling van de laatste kennisgeving van de voltooiing van de 
grondwettelijke en wettelijke procedures.  
 
 
TEN BLIJKE WAARVAN de ondertekenende vertegenwoordigers, daartoe naar 
behoren gemachtigd door hun respectieve Regeringen, deze Overeenkomst hebben 
ondertekend.  
 
GEDAAN  te XXX, op XXX 
 



in twee originele exemplaren, in de Roemeense, de Franse, de Nederlandse en de Engelse 
taal. In geval van verschil in uitlegging is de Engels tekst doorslaggevend.  
 
 
 
 
 
VOOR HET KONINKRIJK BELGIË 
 
De Federale Regering,  
De  Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 
De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van de Duitstalige 
Gemeenschap, 
 

 
 
VOOR DE REPUBLIEK MOLDAVIË 
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OVEREENKOMST 
TUSSEN 

HET KONINIOOJK BELGIË 
EN 

DE REPUBLIEK MOLDAVIË 
INZAI(E HET VERRICHTEN VAN BETAALDE WERKZAAMI-IEDEN 

DOOR BEPAALDE GEZINSLEDEN VAN HET PERSONEEL 
VAN DE DIPLOMATIEI(E MISSIES EN CONSULAIRE POSTEN 

HET KO:NINKRIJ.!:( BELGIË, vertegemvoordigd door: 

De Federale Regering, 
De Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 
De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van cle Duitstalige Gemeenschap, 

EN 

DE REPUBLIEK MOLDAVIË, 

GELEID DOOR DE WENS een oveieenkomst te slmten tenemde het venichten van betaalde 
v,1erkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het personeel van de zendmgen van de Zendstaat dan wel 
van consulaire posten die deze heeft op het grondgebied van de Ontvangende Staat, te ve1gemakkehJken, 

Z][JN HET VOLGENDE OVEREENGEKOMEN: 



ARTIKEL 1 

Toepassingsgebied van de Overeenkomst 

1 Mogen op grond van wedeikei igheid betaalde werkzaamheden vernchten in de Ontvangende Staat' 

a) de echtgeno( o )t( e ), ge1 eg1streerde partner en de ongehuwde kinderen ten laste Jonger dan 18 Jaar 
die permanent deel mtmaken van het hmshouden van een diplomatieke agent of een consulair 
ambtenaar van de Zendstaat die ziJn aangesteld: 

(i) bij de Ontvangende Staat, dan wel 
(ii) biJ internationale orgarnsaties met een zetel m de Ontvangende Staat, 

b) evenzo, de echtgeno(o)t(e) en ge1eg1Sti·ee1de patiner die pe1manent deel mt maken van het 
huishouden van een ander peisoneelslid van de zendmg van de Zendstaat of van een ander 
personeelslid van de consulaire post van deze Staat, 

zoals bepaald in aiiikel 1 van de Veidragen van Wenen mzake diplomatiek verkeer (1961) en 
consulair verkeer (1963) 

2. De toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten wordt verleend door de autoriteiten van 
de Ontvangende Staat overeenkomstig de aldaar van kracht ziJnde wetgeving en voorschriften en 
overeenkomstig het bepaalde m deze Overeenkomst 

3 Deze toestemming geldt niet voor de ingezetenen van de Ontvangende Staat of de vaste 
verblijfhouders op zijn grondgebied. 

4. TenziJ de Ontvangende Staat anderszins beslist, wordt geen toestemming verleend aan de 
begunstigden die, na betaalde werkzaamheden te hebben aanvaard, niet langer deel uitmaken van het 
huishouden van de in de eerste paragraaf van dit at tikel bedoelde personen 

5 De toestemming 1s geldig voor de peiiode dat de 111 de eeiste paragraaf van dit artikel bedoelde 
peisonen ziJn aangesteld b1J de diplomatieke zendmg of de consulaire post van de Zendstaat op het 
grondgebied van de Ontvangende Staat, en vervalt op ziJn laatst wanneer de aanstellmg eindigt ( dan 
wel binnen een 1edel1Jke tenniJn na de beemdigmg). 

ARTIKEL2 

Procedures 

1 Elk ve1zoek om toestemmmg voo1 het vemchten van betaalde weikzaamheden wordt uit naam van de 
begunstigde dom de ambassade van de Zendstaat gestuurd naai de Directie Protocol van het 
M1111stene van Buitenlandse Zaken en Emopese Integiatre van de Republiek Moldavie dan wel naai 
de Directie P10tocol van de Federale Overheidsdienst Bmtenlandse Zaken, Bmtenlandse Handel en 
Ontwikkelmgssamenweikmg van het KoninknJk Belgie 



Na verificatie of de peisoon ten laste 1s van een agent voorzien m het toepassingsgebied van het 
artikel 1, eerste paragraaf, en na onderzoek van het officiële verzoek, zal de rege11ng van de 
Ontvangende Staat de ambassade van de Zendstaat ervan in kennis stellen dat de persoon ten laste de 
betaalde werkzaamheid mag uitoefenen. 

2 De gevolgde procedures worden dusdanig toegepast dat de begunstigde van de toestemming zo snel 
mogelijk betaalde werkzaamheden kan venichten; alle voorschnften mzake werkvergunnmgen en 
soortgelijke fo1maliteiten worden welwillend toegepast. 

3 Toestemming om betaalde we1kzaamheden te veruchten betekent niet dat de begunstigde w01dt 
vrijgesteld van de vereisten of voorsch1iften die gewoonhjk van toepassmg zijn op peisoonsgegevens, 
p1 ofessionele of an dei e kwalificaties waai van de belanghebbende het bewiJs dient te leveren voor het 
vemchten van de betaalde werkzaamheden De eikennmg door de Patt1jen van diploma's, 
kwalificaties en wetenschappelijke of beroepsople1dmgen gesclnedt ove1eenkomst1g de wetgevmg 
van de Ontvangende Staat of krachtens bilaterale of multilaterale oveieenkomsten waarbij de 
Zendstaat of de Ontvangende Staat pattij zijn. 

4 De begunstigde mag derhalve met w01den tewe1kgesteld m een functie die volgens de in de 
Ontvangende Staat van kracht zijnde wetgevmg alleen dooi een bmge1 van de Ontvangende Staat 
mag w01den mtgeoefend. 

5 De Ambassade van de Zendstaat stelt de Directie Protocol van het M1111sterie van Buitenlandse Zaken 
en Europese Integratie van de Republiek Moldavië dan wel de Directie Protocol van de Federale 
Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, Buitenlandse Handel en Ontwikkelingssamenwerking van het 
Koninkrijk België in kennis van alle wijzigingen met betrekking tot de status van een gezinslid dat op 
grond van deze Overeenkomst betaalde werkzaamheden verricht 

ARTTICEL3 

Civiel- en administratiefrechtelijke voorrechten en immuniteiten 

Ingeval de begunstigde van een toestemming om betaalde werkzaamheden te vernchten c1v1el- en 
administ1at1efiechtelijke nnmumteit van 1echtsmacht gemet 111 de Ontvangende Staat, overeenkomstig de 
bepalmgen van de Verdrngen van Wenen mzake d1plomatiek en consulan verkeer, dan wel erng andei 
toepasseliJk mternationaal veidrag, 1s deze 1111mrn11tel1 met van toepassmg op handelingen die 
vo01tvloe1en mt het verrichten van betaalde werkzaamheden welke onder het burgeihJk en adn11111stratief 
recht van de Ontvangende Staat vallen De Zendstaat zal afstand doen van de nnrnumtelt van 
temntvoerleggmg van alle gerechtelijke u11spraken che met betrekkmg tot de1geliJke handelmgen worden 
mtgesproken 



ARTilCEL 4 

Immuniteit ien aanzien van strafaaken 

Ingeval de begunstigde van de toestemming voor het verrichten van betaalde werkzaamheden immumteit 
gemet ten aanzien van de rechtsmacht in strafzaken van de Ontvangende Staat, oveieenkomstig de 
bepalmgen van de bovengenoemde Veidragen van Wenen, dan wel van emg ander toepasselijk 
mternationaal verd1ag· 

a) doet de Zendstaat afstand van de mmrnniteit van de 1echtsmacht in stiafzaken die de begunstigde van 
de toestemming ten aanzien van de Ontvangende Staat gemet met betrekkmg tot elk handelen of 
nalaten dat vo01ivloeit uit de betaalde werkzaamheden, behalve 111 bijzondere gevallen wanneer de 
Zendstaat van mening 1s dat het doen van afstand m stujd zou kunnen zijn met zijn belangen; 

b) het doen van afstand van immuniteit ten aanzien van de rechtsmacht 111 strafzaken wordt niet geacht 
mede betrekk111g te hebben op de nnmumteit ten aanzien van de temntvoeilegging van de 
gerechtelijke mtspraak, waai van uitdrnkkehjk afstand moet wo1den gedaan. In dergelijk geval neemt 
de Zendstaat het verzoek van de Ontvangende Staat ernstig in ovei weging 

ARTIKELS 

Belasting- en sociale zekerheidsstelsels 

In overeenstemming met de bepalingen van de bovengenoemde Verdragen van Wenen dan wel krachtens 
enig ander toepasselijk mtemationaal verdiag zijn de begunstigden van de toestemming voor het 
verrichten van betaalde werkzaamheden onderworpen aan de belastmg- en sociale zeke1heidsstelsels van 
de Ontvangende Staat, ten aanzien van alles wat verband houdt met het veITichten van bedoelde 
werkzaamheden in deze Staat 

ARTIICEL 6 

Duur en beëindiging 

Deze Overeenkomst bhJft van kiacht voor onbepaalde duur, met dien verstande dat elk van de Partljet1 ze 
ie allen tijde kan beemd1gen dooi hiervan zes maanden van 1e v01en schnftehJk kenms te geven aan de 
an dei e P aiiIJ . 



-

ARTIKEL7 

Wijzingen 

Deze overeenkomst kan te allen tijden worden gewijzigd na sch1iftehJke toesternrnmg van de Partijen die 
langs diplomatieke weg wmdt bevestigd DeigehJke wtjz1gmgen tteden op dezelfde wijze 111 werking als 

deze Ove1 eenkomst 

A..RTIKEL8 

fowerkingtreding 

Deze Overeenkomst zalm weiking treden op de eerste dag van de tweede maand volgend op de dag van 
mtw1sseling van de laatste kenmsgevmg van de voltooimg van de grondwettelijke en wettehjke 

procedures 

TEN BLIJI{E WAARVAN de ondertekenende vertegenwo01d1gers, daartoe naar behoren gemachtigd 
door hun respectieve Regeringen, deze Overeenkomst hebben ondertekend. 

GEDAAN te Praag, op 31 augustus 2022, in twee originele exemplaren, in de Roemeense, de Franse, de 
Nederlandse en de Engelse taal In geval van verschil in uitlegging is de Engelse tekst doorslaggevend. 

VOOR HET KONINKRIJK BELGIË: 

IDe lFeclerale Regering, 
IDe Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 

IDe Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 

1 

J,~ ~c ~:r---

VOOR DE REPUBLIEK MOLDAVIË: 



AGREEMENT 

BETWEEN 

THE KINGDOM OF BELGIUM 

AND 

THE REPUBLIC OF MOLDOVA 

ON THE GAINFUL OCCUPATION 

OF CERTAIN DEPENDENTS OF THE PERSONNEL 

OF THE DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 



AGREEMENT 
BETWEEN 

THE KINGDOM OF BELGIUM 
AND 

THE REPUBLIC OF MOLDOVA 
ON THE GAINFUL OCCUPATION 

OF CERTAIN DEPENDENTS OF THE PERSONNEL 
OF THE DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POST§ 

THE KINGDOM OF BELGIUM, represeniecl by: 

The Federal Government, 
The Flemish Government, 
The Government of the Walloon Region, 
The Government of the Brussels-Capita} Region, 
The Government of the German-speaking Community, 

AND 

THE REPUBLIC OF MOLDOVA, 

DESIRING to conclude an agreement which atms to fac1htate the gamföl occupat1011 of ceiiain family 
members of peisonnel of diplomatie m1ss10ns from the sending State or of consular posts of the latte1 
on the temt01y of the 1ece1vmg State, 

AGRIEE ON THE FOLLOWING: 



ARTICLE 1 

Scope of the Agreement 

1. On a 1ec1p1ocal basis, the following me authonsed to engage in gainful occupation in the rece1ving 
state: 

a) spouse, 1egistered partne1, and umnauied dependent children up to eighteen years who 
pennanently form pmt of the household of a diplomatie agent or of a consular official of the 
sendmg State ass1gned. 

(i) to the 1eceiving State; 01 
(il) to international 01gamsat10ns w1th a seat in the 1eceivmg State; 

b) spouse and 1 egiste1 ed partner who pennanently fonn part of the household of another member 
of the pe1sonnel of the miss10n of the sending State or of the peisonnel of the consular post of 
the same State; 

as defined in A1ticle 1 of the Vienna Conventions on Diplomatie (1961) and Consulai Relations 
(1963). 

2. Authorisation to engage in a gainful occupation is given by the authorities of the receivmg State 111 

accordance with the laws and regulations m fo1ce in this State and subject to the provisions of this 
Agreement. 

3. Such authorisation does not extend to the nationals of the receiving State or permanent 1 esidents in 
its territory. 

4. Unless the receiving State decides otherwise, authorisation shall not be given to those beneficiaries 
who, having engaged 111 a gainful occupation, cease to form part of the household of the persons 
descübed in the fitst paragraph oftms Article 

5 The auth01isation shall apply during the pe1iod in which the persons, coveied in the first paragraph 
of this Ait1cle, are assigned to the diplomatie mission 01 consular post of the sendmg State in the 
terntory of the receivmg State until the conclusion of the tenn of the assignment ( 01 within an 
acceptable tnnefiame followmg thls event) 

ARTICLE2 

Procedures 

1 All 1equests fm auth011sat1011 to engage m a gamful occupation shall be sent, on behalf of the 
benefic1a1y, by the diplomatie 1111ss1011 of the sendmg State to the State D1plomat1c P1otocol Office 
of the Mimstiy ofFore1g11 Affahs and Eutopea11 Integiat1011 of the Repubhc of Moldova 01 to the 
Protocol D1vis1011 of the Fedeial Public Seiv1ce Foreign Affaiis, Fo1e1gn Tiade and Development 
Coopeiation of the Kingdom ofBelgmm accmdmgly 



Upon verification that the person is a dependent of an agent within the scope of the provisions of 
art1cle 1, füst paragiaph, and p1ocessing of the official 1equest, the government of the 1eceiving 
State shall inforrn the diplomatie mission of the sending State that the dependent is eligible for 
gainful occupat10n 

2. The p10cedures followed shall be applied 111 a way that enables the beneficiary of the authonsation 
to engage in a gainful occupatlon as soon as poss1ble. All 1equiiements relatmg to work peimits and 
any other similar fonnalities shall be favourably applied. 

3. Authonsation for the beneficiaiy to engage in a gainful occupat10n shall not imply exemption from 
any legal or other 1equirements ielating to peisonal chatacteristtcs, p10fessional or other 
quahficat1011s that the ind1vidual concerned must demonstiate in engaging in a gamful occupation 
Recognition by the Part1es of any diploma, quahficat1011, sc1entific 01 p10fessional degiee shall be 
done m accmdance w1th the leg1slation of the 1eceivmg State or bilateial / multtlateial ag1eements 
to whlch the sending and receivmg State are party. 

4 The beneficiary is not allowed to be employed 111 a positton which acco1dmg to the leg1slation in 
force in the receivmg State can be held only by the citizens of the rece1ving State 

5. The diplomatie miss10n of the sendmg State shall mform the State Diplomatie Protocol Office of 
the Mmistry of Foreign Affaits and Eu10pean Integration of the Repubhc of Moldova 01 the 
P1otocol D1vis10n of the Fedetal Public Service Fo1eign Affairs, Foreign Trade and Development 
Cooperation of the Kmgdom of Belgium when changes occur with 1 egat d to the status of a family 
member engaged in a gainful occupation under this Agreement. 

ARTICLE3 

Civil and administrative privileges and immunities 

In cases where the beneficiaty of the authonsat1011 to engage in a gatnful occupation enjoys immunity 
:from the ei.vil and administiative jmisd1ction of the receiving State, in accmdance with the prov1sions 
of the V1enna Conventions on diplomatie and consulat relations or ofany othe1 applicable mtemational 
instrnment, such immumty shall not apply in 1espect of any act cairied out in the course of the gamful 
occupation and fallmg witlun the c1vil 01 admimsttat1ve law of the receiving State. The sending State 
shall waive 1mmumty :from execution of any sentence in relation to these matters 



ARTICLE4 

Criminal Immunity 

In cases where a beneficiaty of the authonsation to engage ma gainful occupation enJoys immurnty 
from the crimina! jmisd1ction of the 1eceivmg State, in accordance with the provis10ns of the 
aforementioned V 1enna Conventions 01 of any other applicable mtemat10nal instrument' 

a) the sending State shall waive the immunity from c11mmal juusdiction enJoyed by the beneficiary 
of the autho11sat10n with1egatd to the 1ece1vmg State m 1espect ofany act or omiss10n ausing from 
the gamful occupation, except m special mstances where the sending State conside1s that such a 
wmver could be conttmy to lts own inte1ests, 

b) such a wmver of nmnunity from c111rnnal Juiisdiction shall not be construed as extendmg to 
nnmumty fiom execution of the sentence, fo1 wh1ch a spec1fic waive1 shall be requned. In the case 
of such a iequest, the sendmg State shall give seiious considerat10n to the request of the receivmg 
State. 

ARTICLE5 

Taxation and social security regimes 

In acco1dance with the provisions of the aforementioned Vienna Conventions or of any other applicable 
international mstrument, beneficiaries of the authorisation to engage in a gainful occupation shall be 
subject to the taxation and social secunty regimes of the receiving State for all matters connected with 
theit gainful occupation in that State. 

ARTICLE6 

Duration and terrnination 

Tl11S Agreement shall 1emam m fo1ce fm an mdefinite peüod, e1the1 Party bemg able to tenninate it at 
any time by g1ving s1x months' notice m wntmg to the othei Patty 



1 

ARTICLE7 

Amendments 

This Ag1eement may be amended at any time by a wntten ag1eement between the Parties Any such 
ag1eement shall enter mto fmce m the same ma1mer as th1s Agreement. 

ARTICLE8 

Enfry into Force 

Tl11S Ag1eement shall ente1 into fo1ce on the füst day of the second month following the date of 
exchange of the last notificatlon of the complet10n of the mte111al p1ocedures necessary fo1 lts entry into 
force 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned 1epresentatives, duly autho11sed by their respective 
Governments, have signed th1s Agreement. 

DONE at Prague, on the 3 l't day of the month of August of the year 2022, m two original copies, each 
in the Romanian, French, Dutch and Enghsh languages In case of any d1vergence of interpretation, the 
English text shall prevail. 

FOR THE KINGDOM OF BELGIUM: 

The Federal Government, 
The Flemish Government, 

The Government of the Walloon Region, 
The Government of the Brussels-Capita! 

Region, 
The Government of the Gerrnan-speakmg 

Community, 

1/ 

FOR THE REPUBLIC MOLDOVA: 



 

 

ABKOMMEN ZWISCHEN DEM KÖNIGREICH BELGIEN  

UND 

DER REPUBLIK UGANDA 

ÜBER DIE ERWERBSTÄTIGKEIT VON FAMILIENMITGLIEDERN 

 DES PERSONALS DER DIPLOMATISCHEN MISSIONEN 

UND KONSULARISCHEN POSTEN AUF GEGENSEITIGKEITSBASIS 

 

 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, vertreten durch  

 

Die Föderalregierung, 

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 

Und  

 

 

DIE REPUBLIK UGANDA  

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Abkommen zu schließen, um die 

Erwerbstätigkeit von bestimmter Familienmitgliedern zu Lasten des Personals 

diplomatischer Vertretungen (einschließlich der Vertretungen bei internationalen 

Organisationen) des Entsendestaats oder von dessen konsularischen Vertretungen im 

Hoheitsgebiet des Empfangsstaats, zu vereinfachen,  

 

 

SIND wie folgt übereingekommen: 

 

 

ARTIKEL 1  

Anwendungsbereich des Abkommens 
 

Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit sind Familienangehörige von Mitgliedern einer 

diplomatischen Mission, einer Mission bei einer internationalen Organisation mit Sitz im 

Empfangsstaats oder einer konsularischen Vertretung berechtigt, im Empfangsstaats eine 

Erwerbstätigkeit auszuüben. Dazu gehören:  

 

a) der von den Behörden des Empfangsstaats anerkannte Ehegatte eines Mitglieds der 

Mission; oder 

 

b) unverheiratete unterhaltsberechtigte Kinder eines Missionsmitglieds im Alter von bis 

zu 18 Jahren. 



ARTIKEL 2  

Definition von Begriffen 

 

 

Für die Zwecke dieses Abkommens gilt Folgendes 

 

(a) "Mitglied der Mission" ist der Leiter der Mission oder ein Mitglied des Personals der 

Mission im Sinne von Artikel 1 des Wiener Übereinkommens über diplomatische 

(1961) und konsularische Beziehungen (1963); 

 

(b) "Erwerbstätigkeit" bedeutet jede Form der entgeltlichen Tätigkeit, sei es als 

Selbständiger oder als Angestellter. 

 

ARTIKEL 3 

Schlüsselprinzipien 

 

1. Die Behörden des Empfangsstaats erteilen die Genehmigung für die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit auf der Grundlage der dort geltenden gesetzlichen Regelungen und 

Vorschriften und gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens. Diese Genehmigung 

gilt nicht für die Staatsangehörigen des Empfangsstaats oder für Personen, die ihren 

ständigen Wohnsitz in seinem Hoheitsgebiet haben.  

 

2. Sofern der Empfangsstaat nichts anderes bestimmt, wird den Begünstigten, die eine 

Erwerbstätigkeit angenommen haben, aber nicht länger zum Haushalt des Mitglieds der 

Mission,  diese Genehmigung nicht erteilt.     

 

3. Die Genehmigung gilt für den Zeitraum, in dem das Mitglied der Mission der 

diplomatischen Mission oder der konsularischen Vertretung des Entsendestaats im 

Hoheitsgebiet des Empfangsstaats zugewiesen ist, bis zum Ende der Laufzeit des 

Auftrags (oder innerhalb von 60 Tagen nach diesem Ereignis).  

 

 

ARTIKEL 4  

Verfahren 

 

1. Die Botschaft des Entsendestaats richtet den Antrag auf Genehmigung einer 

Erwerbstätigkeit im Namen des Begünstigten an die Direktion Protokoll des 

Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten der Republik Uganda beziehungsweise an 

die Direktion Protokoll des Föderalen Öffentlichen Dienstes Auswärtige 

Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit des Königreichs 

Belgien. 

 

2. Die Regierung des Empfangsstaats (der Staatssekretär des Außenministeriums im Falle 

Ugandas) setzt die Botschaft des Entsendestaats nach Überprüfung, ob der Betreffende 

eine Person zu Lasten eines Beamten im Sinne von Artikel 1, erster Absatz, ist und nach 

Prüfung des offiziellen Ersuchens davon in Kenntnis, dass die Person zu Lasten die 



Erwerbstätigkeit ausüben darf. 

 

3. Die einschlägigen Verfahren werden so angewandt, dass der Inhaber der Genehmigung 

so schnell wie möglich eine Erwerbstätigkeit ausüben kann; alle Bestimmungen in 

Sachen Arbeitserlaubnis und ähnliche Formalitäten werden vorteilhaft angewandt.  

 

4. Die Genehmigung einer Erwerbstätigkeit bedeutet nicht, dass der Begünstigte für die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit befreit wird von den Anforderungen oder Vorschriften, 

die normalerweise auf personenbezogene Daten, berufliche und andere Qualifikationen 

gelten, die der Interessent nachweisen muss.  

 

 

ARTIKEL 5 

Zivil- und verwaltungsrechtliche Vorrechte und Immunitäten  

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit im Empfangsstaat zivil- und 

verwaltungsrechtliche Immunität von der Gerichtsbarkeit  genießt gemäß den 

Bestimmungen der Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische 

Beziehungen oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen 

Vertrags, findet die Immunität keine Anwendung auf Handlungen, die im 

Zusammenhang mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit stehen und die dem Zivil- und 

Verwaltungsrecht des Empfangsstaats  unterliegen. Der Entsendestaat verzichtet auf die 

Immunität der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, die in Bezug auf solche 

Handlungen ergangen sind.  

 

 

ARTIKEL 6 

Immunität von der Strafgerichtsbarkeit 

 

Falls der Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit Immunität von der 

Strafgerichtsbarkeit im Empfangsstaat genießt gemäß den Bestimmungen der 

obengenannten Wiener Übereinkommen oder auf der Grundlage eines anderen 

anwendbaren internationalen Vertrags:  

 

a) verzichtet der Entsendestaat auf die Immunität der Strafgerichtsbarkeit, die der 

Inhaber der Genehmigung gegenüber dem Empfangsstaat in Bezug auf alle 

Handlungen und Unterlassungen im Zusammenhang mit der Ausübung der 

Erwerbstätigkeit genießt, außer in Sonderfällen, in denen der Entsendestaat der 

Ansicht ist, dass der Verzicht den eigenen Interessen zuwiderläuft; 

 

b) der Verzicht auf die Strafgerichtsbarkeit erstreckt sich nicht auf die Immunität der 

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen, auf die ausdrücklich zu verzichten ist. In 

diesem Fall zieht der Entsendestaat das Ersuchen des Empfangsstaats ernsthaft in 

Erwägung.  

 

ARTIKEL 7 



Steuer- und Sozialsicherheitssysteme 

 

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der obengenannten Wiener Übereinkommen 

oder auf der Grundlage eines anderen anwendbaren internationalen Vertrags unterliegen 

die Inhaber einer Genehmigung einer Erwerbstätigkeit den Rechtsvorschriften der Steuer- 

und Sozialsicherheitssystemen des Empfangsstaats in Bezug auf alle Aspekte, die mit der 

Ausübung dieser Tätigkeit in diesem Staat zusammenhängen.  

 

ARTIKEL 8 

Änderung 

 

 

Dieses Abkommen kann jederzeit durch eine schriftliche Vereinbarung zwischen den 

Parteien geändert werden. Eine solche Vereinbarung tritt in der in Artikel 10 

vorgesehenen Weise in Kraft. 

 

ARTIKEL 9 

 

Dauer und Kündigung 

 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen mit der Maßgabe, dass jede 

Partei sie jederzeit unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten durch schriftliche 

Mitteilung an die andere Partei kündigen kann. 

 

 

 

ARTIKEL 10 

Inkrafttreten 

 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem 

die letzte Notifizierung über die Erfüllung der erforderlichen verfassungsmäßigen und 

gesetzlichen Verfahren ausgetauscht wurde.  

 

ARTIKEL 11 

Beilegung von Streitigkeiten 

 

 

Alle Streitigkeiten zwischen den Parteien, die sich aus der Anwendung und Auslegung 

dieses Abkommens ergeben, werden auf diplomatischem Wege im gegenseitigen 

Einvernehmen beigelegt. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Vertreter, von ihren jeweiligen 

Regierungen dazu ordnungsgemäß befugt, ihre Unterschrift unter dieses Abkommen 

gesetzt.  

 



GESCHEHEN zu XXX, am XXX 

 

in zwei Urschriften in englischer, französischer und niederländischer Sprache. Bei einer 

unterschiedlichen Auslegung ist der Wortlaut in englischer Sprache maßgebend.   

 

 

FÜR DAS KÖNIGREICH BELGIEN 

 

Die Föderalregierung,  

Die Flämische Regierung, 

Die Wallonische Regierung, 

Die Regierung der Region Brüssel-

Hauptstadt, 

Die Regierung der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft 

 

FÜR DIE REPUBLIK UGANDA 
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KONINKRIJK BELGIË 

Federale Overheidsdienst 

Buitenlandse Zaken, 
Buitenlandse Handel en 
Ontwikkelingssamenwerking 

Directie Verdragen - J4 

Uw contactpersoon: 
Ann De Ridder 

Tel: 02 501 82 70 
E-mail: Ann.deridder@diplobel.fed.be 

Brussels International 
Gewestelijke Overheidsdienst Brussel 
T.a.v. Mevrouw Olivia RODRIGUEZ 
Attaché 
Directie Externe Betrekkingen 
Sint-Lazarusplein 2 
1035 Brussel 

uw bericht van uw kenmerk ons kenmerk datum 

J4/MDV/JUR.05.10/2022 I /Iy-121 14/12/2022 

te vermelden in elke briefwisseling 

Geachte mevrouw, 

In uitvoering van artikel 16, §1 van de bijzondere wet van 8 augustus 1980 tot hervorming der 
instellingen, zoals gewijzigd door de bijzondere wet van 5 mei 1993, heb ik de eer U, met het oog op 
instemming door het Parlement van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest, een voor eensluidend 
verklaard afschrift van volgende Overeenkomst over te maken: 

Overeenkomst tussen het Koninkrijk België en de Republiek Oeganda inzake het op grond van 
wederkerigheid verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van het 
personeel van de diplomatieke missies en consulaire posten, gedaan te Kampula op 8 december 
2022. 

Mag ik U verzoeken mij op de hoogte te brengen zodra het Parlement van het Brussels 
Hoofdstedelijk Gewest zijn instemming heeft gegeven. 

Voor de Minister: 

Ann De Ridder, 
Adviseur-generaal 

Bijlage(n): 1 

Egmont I• Karmelietenstraat 15, 1000 Brussel 
Tel. +32 2 501 81 11 • https://diplomatie.belgium.be 
Twitter: MFABelgium • Facebook: Diplomatie.belgium • lnstagram: BelgiumMFA .be 



AGREEMENT 

BETWEEN 

THE KINGDOM OF BELGIUM 

AND 

THE REPUBLIC OF UGANDA 

CONCERNING THE GAINFUL OCCUPATION OF FAMILY MEMBERS 

OF THE PERSONNEL OF THE DIPLOMATIC MISSIONS 

AND CONSULAR POSTS ON A RECIPROCAL BASIS 



THE REPUE3LIC OF UGANDA 

AGREEMENT 
BETWEEN 

THE KINGDOM OF BELGIUM 
AND 

THE REPUBLIC OF UGANDA 
CONCERNING THE GAINFUL OCCUPATION OF FAMILY MEMBERS 

OF THE PERSONNEL OF THE DIPLOMATIC MISSIONS 
AND CONSULAR POSTS ON A RECIPROCAL BASIS 

THE KINGDOM OF BELGIUM, represented by: 

The Federal Government, 
The Flemish Government, 
The Government of the Walloon Region, 
The Government of the Brussels-Capital Region, 
The Government of the German-speaking Community, 

AND 

THE REPUBLIC OF UGANDA, 

DESIRING to con clude an agreement which aims to facilitate the gainful 
occupation of certain family members of personnel of diplomatic 
missions (including missions to international organisations) from the 
sending State or of consular posts of the latter on the territory of the 
receiving State, 

AGREE AS FOLLOWS: 

 

Q~. :.~...~-. 



THE REPUBLIC OF UGANDA 

ARTICLE 1 
Scope of the Agreement 

On a r eciprocai basis, family members of members of a diplomatic 
mission, a mission to an international organisation with a seat in 
the receiving >tate, oi a consular post are authorised to engage in 
gainful occupatcn in the ieceiving State. This includes: 

a) the spousF-, reccgnised as such by the receiving State's 
authorities, of a rncrnber of the mission; or 

b) unrna.rried depEnûen t children of up to 18 years of age of a 
m.erriber of i;he missior.. 

AR T IC]'i.E 2 
Definition of *erms  

For the purpose of this .? greement: 

(al "Membzr uf tY;<e.rnission" zneans the heacï of the mission or a 
mer;sSP}- of the Ÿtaff of the mission as defined in Article 1 of the 
Vienn.a. Conventions on Diplomatic (1961) and Ccnsular 
Relations (1963); 

(b) "Gainful occupation.".  r.neans , every form of remunerative 
activity, whether self-employed or as an employee. 

 a 



THE REPUBLIC OF l!(;ANDA 

ARTICLE 3 
Key principles 

1. Authorisation to engage in a gainful occupation is given by the 
authoritics of the receiving State in accordance with the laws and 
regulations ir. force :^ this State and subject to the provisions of 
this Agreezírenl. Such authorisation dnes not extend to the 
nationals of the receiving State or permanent residents in its 
territory. 

2. Unless the rPcP1V??lg State decídes otherwise, authorisation shall 
not be given to those fárnily members who, having engaged in a 
gainful occupation,, , cease to forrn. part ef the household of the 
?nember of the mission. 

3. The authorisation shall Gpply during the period in which the 
member of thé mission is assigned to tlie diplomatic mission or 
consular post of the sending State in the territory of the receiving 
State until the conclusion of the term of the assignment (or within 
60 days following this event). 

- ARTICLE 4 
ProceQures 

1. All reqLiests 'for authorisatlon t.c engage in a gáinful occupation 
Shall bé srn t, or-  béhaif of thc fanlily mernber, by the Embassy of 
the sendin g Sti7 fe to L'r►e Protoccl Section in the Ministry of Foreign 
'Affu.rs of tr.e Reaûhlic of Uganda cr to thc Protóc.ol Divisior_ of the 
Fedéral • Public _ Service - -Foreign Affairs, Foreign Trade and 
DevelopniPn l Cooperation of the Kingdom oî Belgium acccrdingly. 
Tr.e request shall be accomranied by the necessary documentation 
cencerning the relationship the fariily member has wàtri an 
accredited n=Prnbcr of the mi.ssion, the full identity cf the family 
mexiibe.r, and the -r_3ture-caf the rerllune;rativP activity for which the 
auth.orisation• í;s reqL!ested. . . .• 

~~; 



' , „THE RLPUBLtC OF UGANDA 

t 

2. Upon verification that the person is a family m ember of a member 
of the mission, and processing of the official request, the 
government of the receiving State (the Perrnanent Secretary of the 
Ministry of Foreign Affairs in the case of Uganda) shail info} m the 
ernbassv of the sending 3tatr, that the family member is eligible for 
gainful occupaticn. 

3. The proce(Iiires followed shall be applied in a way that enables the 
family memher 10 engage in a gáinful occupation as, soon as 
possible. Ali reqsuireinents relating to work permits and any other 
similar formalities shall be favour.ably app,lied. : 

4. Authorisation fe.r the family ,member to engage in a .gainful 
oçcup.ation shali not irnpiy- exerr.ption from , any legal or o.ther 
re(tuirernonts reíµt,ng to personal characteristics, professional or 
other cluali fica' i cns that the rndividual concerned rnust 
dernonst.rate in engaging in 'a gainful dccupation. 

ARTICLE 5 
Civil and administrative privileges and immunities 

In cases •wher,e- the fam.ily rriCxnher enjoys immunity from the civil and 
adm.ini^trative jt.;ri^~.liction of the receiving State, in accordance with thç 
provisions ef tzhe V:ç::nna Conventic,;ls • on diplomatic and. consular 
relations or of, any •other_ applir.able international instrument,,, such 
immunity shall not araply in rçspect of any act carried out in the course 
of the gainfu_ oa.:upation and falling w:thin the civil or administrative 
law of the rr-.ceiving S'rate. The.sPnding State shall waive immunity from 
exec.ut.ion of any senenre,in relation to these mattPrs. 



THE KE;E'UE3LIC OF UGANDA 

ARTICLE 6 
Criminal Immunity 

 

  

In cases where the family mernber Pnjoys imrnunity from the criminal 
jurisdiction of the receiving State, in accordance with the provisions of 
the afcrementionzd Vienna Conventions or of any other applicable 
international itistrunlent: 

a) the sending State shall waive the immunity frorn criminal 
jurisdiction eftzjoyed by the beneficiary of the authorisation with 
regard to the rec:Eiving State in .respect of any act or omission 
arising from the gainful occupation, except in special instances 
,where • the sending State çoilsiders that .su.ch .a•.waiver could be 
c.ontrary to its own-interests;  

b) such a waiver of immunity from c.rirninal jurisdiction shall not be 
construed as exrcnding to immunity from execution of the 
sentence, for whi'; ?1 a specific waiver. shall be required. In the case 
of such a requc-qt, the senc?i=ig-  State shall give seríous consideration 
to the.request of tr,c-receiving State. 

1 
ARTICLE 7 

Taxation and social security regi;nes 

Ii E accordance with..,th,,, , p, ovisions. ,.cf .the aforemcntioned Vienna 
Cor,ventions or of anv. other- applicabie inter.national instrument, thE 
fa.mily mernber shall be - subjrpt. to .tne.. taxation. and social -security 
regimzs of the receivir.g State for ;  all matters connected with their 
gainful occupation in ttiat State. 



THE REPL'HLIC OF UGrWDA 

ARTICLE 8 
Amendment 

This Agreernent rr_ay be amended at any time by a written agreem.ent 
between the Parties. Any such agreement shall eriter into force in a 
ma;,ncr provided fc,ï in Aiticle 10. 

ARTICitE 9 
Duration and termination 

This Agreement shall remain in force for an indefinite period, either 
Party: bPing:able •to terminate it at any rime by giving six months'.notice 
in writing to the other Party. 

ARTICLE 10 
Entry in.*.o -Force 

This Agreement shall enter into force on the first day of the second 
rnonth . following ig the . date of exchange of the last notification of the 
cempletion of the necessary constitutiqnal and legal procedures. 

ARTICT,E 11 
Settlement of disputcs 

Any dispute between the parties arising from the application dnd 
interpretation of this AgrPenieilt shall be settled through diplomati,c 
channels by. mutual,-c:oxa.sFnt,. . . . 



.,,  ..    L .   

Rudi V~estxaeten -- 
AMSASSADJR_C,F BELGIUM. 

  
THE R[:f'UI3LIC OF UGANDA 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned representatives, duly 
authorised by their respect=~te Goveri,mPrits, have signed this 
Agreement. 

DONE at KAMPALA, on the 8th day of the month of December of the 
year 2022, in two original copies, each in the English, French, and 
Dutch languagcs. In case of any divnrger.ce of interpretation, the 
Engiish text shall prevail. 

FOR THE KINGDOM OF 
SEI,GIUM: 
THE FE,DERAL GOVERNMENT, 
TIiE. Ft.EMISH GOVERNMENT,. 
THE GOVERNMENT OF THE 
WALLOON REGION, , 
THE GrOVERNMEN T. OF THE 
BRUSSELS-CAPITAL ?EGION, 
THE GOVERNí`IdENT OF THE 
GERMP.,.N-SPEAKIr?G 
CQMMUNITY, 

FOR THE REPUBLIC OF 
UGANDA: 

Hon. Odongc, .De,~e Abubakhar 
MINISTEtr OF FOREIGN 
AFFAIRS 



ACCORD 

ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 

ET 

LA REPUBLIQUE D'OUGANDA 

SUR L'EXERCICE D'ACTIVITES A BUT LUCRATIF 

PAR DES MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 

DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 

SUR BASE DE RECIPROCITE 



THE REPUBLIC OF UGANDA 

ACCORD 
ENTRE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE 
ET 

LA REPUBLIQUE D'OUGANDA 
SUR L'EXERCICE D'ACTIVITES A BUT LUCRATIF 

PAR DES MEMBRES DE LA FAMILLE DU PERSONNEL 
DE MISSIONS DIPLOMATIQUES ET DE POSTES CONSULAIRES 

SUR BASE DE RECIPROCITE 

LE ROYAUME DE BELGIQUE, représenté par : 

Le Gouvernement fédéral, 
Le Gouvernement wallon, 
Le Gouvernement flamand, 
Le Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale, 
Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

ET 

LA RÉPUBLIQUE D'OUGANDA, 

DESIREUX de conclure un accord visant à faciliter 1'exercice d'une 
activité lucrative par certains membres de la famille du personnel des 
missions diplomatiques (y compris les missions auprès des 
organisations internationales) de l'État d'envoi ou des postes 
consulaires de ce dernier sur le territoire de l'État d'accueil, 

~ . 
SOPí'T CONVENUS DE CE QUI SUIT : 



THE RGPUF3LIC OF UGANDA 

ARTICLE 1 
Champ d'application de l'Accord 

Sur base de réciprocité, les membres de la famille des membres 
d'uile t-nis3:on dipiorriatique, d'une mission auprès d'une • 
organisation internationalP ayant un siège dans l'État d'accueil ou 
d'un poste consulaire sont autorisés à exercer une activité 

- rémunerée dans l'État d'accueil. Cela inclut : 

le conjoint, reconnu . comm.e tel par les autorités de l'État 
d'accueil, d'un rr.,.embr-e de la mission ; ou 

des e+zfar_is célibataires âgés de moins de dix-huit ans à charge 
d'url, -rnemLre .de la zr;:issien. . . 

A1zT1CLE 2 
Définitions 

ux fins du pi:ésentAccoxd : 

(a) "1Vlembre -de la rpissipn" signifie, le chef de la mission ou un 
mernhred.u-pexson.nel de la.mission tel que défini dans l'article 
1 des Conventions de ViennP sur les relations diplomatiques 
(1961) et consulaires ( i 963) ; 

(b) "Activités à but lucratif' signifie toute forme d'activité 

~ 
ré:nunéi ée, comme indépendant ou travailleur. 



THE REPUBLIC OF UGANDA 

ARTICLE 3 
íPrincirea clés 

1. L-'autorisa'cioo (a'exercer ur e act;vrte a but )ucratrf est dernée par 
les auiorit.és de l'Etat d'accue:l conformément aux dispositions 
iPgales et régleme:rta;res en vigueur dans ledit Etat et 
conformément aux dispositions du présent Accord Cette 
autorisation ge concerne pas les ressortissants de l'Etat d'accueil 
ni les résidents permanents sur son territoire. 

2. Sauf si l'Etat d'accueil en décido, autrement, l'autorisatiun ne sera 
pas accordée aux membres de la famille qui, après avoir acc.epté 
une activité à but.. ltacratif,. cesse. de faire partie.  du m; nage .du 
memlare de la mission.  

3. lirautorisation produit ses effets .durant la période d'affectation du 
meznbre de-larnission diplomatique ou duposte consulaire de l'Etat 
d'envoi sur, le. territoire de l'Etat d'accueil, jusqu'au terme de cette 
affectation. (ou dans les 60 jours s.uivant cet événement). 

ARTICLE 4 
. Procédures 

1. Tóutè demande visant à obtenir l'autorisation d'exercer une activité 
à but lucratif est envoyée, au nom du membre de la famille, par 
l'arrrbássacie dP l'N:.tat d'envoi at~iprPs de la I~ir ection du Protocole 

_ 
du Ministère des Affaires étrarigères de la République d'Ouganda 
ou de la Direction du Protocole du Service public fédéral Affaires 
étrangères, rommercP exterieur et Coopération au dévelcppement 
du Royaume de Belgrque, suívant le cas. La demande sera 
accompagnée des documents nécessaires concernant le lien entre 
lé membre de ia famille et un mernhre accrédité de la mission, 
l'identite complè ~e- ~:~ rn erXrbr,e dF -1a familie et la nature de l'activit; 
rérnunérée.pour :a_quelic- l'a>>.turisatiori est drmandée. 



THE RGPU©L1C OF UGANDA 

.. ~• _.~ 

2. Après vérification que la personne ést un membre de la famille d'un 
mernbre de la mi'ssion, et après exacnen de la demande officielle, le 
gouvernement de l'Etat d'accueil (le Scc., Ptaire Permanent du 
Ministère des Affaires étrangères dans le cas de l'Ougar_da) 
informera l'drnhassade de l'Etut accréditant que le membre de la 
far:.ille peut exercer 1'a: tivité à but lucratif. 

3. i,es f,rocéduv es suivies sor_l atlplic.iuces de manière telle que le 
bénéficiaire cle l'›,utcn isation puisse entreprendre une activité à but 
lucratif dans les meilleurs delais. Toutes les dispositions régissant 
les permis de travail ct autres formalités analogues sont appliquées 
dans un sens favera ble. 

44  L'.autoi isatiGn n'_Pxer•ce_r une . activité à hut lUç ratif n'entrainera 
a,i.~~une dispensP pour. le rriembre .de la.tamille de satisfaire aux 
exigences usuclles ou réglementaires relatives aux données 
ti~r.snnell: s;..-quâlités -professionnel.les ou autres que l'intéressé 
dc.it justi#ier po.ug_l'exer.cice de son activité rPmunérée. . . 

ARTICLE 5 
Privilèges et i:nrnunités en matière civile et administrative 

Au cas,o.ù le meir_bre de.la jouit. de l'irnrr_unité de juridiction en 
►_nátiere civile et •  administrative dans l'Etdt d'accueil, en vertu .des 
dispositions des Conver,.tions dr. Vienne sur les rel.ations,diplomatiques 
et consulaires .o« d.e tout aatre...instr.ument iriternational applicable, 
ceite imrrw.n.itc ne s'applique pas aux actes découlant de l'exercice de 
l'activit.F à but lucratif :: rentrûnt dans le ch.amp d'application du droit 
civil ou administratif 3e 1'Etat d'accueil. 

L'Etat d'envoi lèvera l'imrnunité d'exécution de toute décision judiciaire 
pron9nce. en r•:l.a},çrt avec de•-tels actes. - 

 

. ~ 



THE REPUF3LIC OF UGANDM 

AR T ICLE 6 
Immunité en rndtièie pénale 

Au cas où le merribre de Ia famille jouit de l'immunite de juridiction en 
matière pénale dans l'Etat d'accucii, c: vertu des dispositions des 
Conventions de Vienne précitées ou de tout autre instrument 
internaticnal arplicable : 

a) l'Etat d'envoi lève l'immunité de juridiction pénale dont jouit le 
hénéficiaire de 1'ûuterisatiar..à l'égard de l'Etat d'accueil pour tout 
acte ou omission- découlant de l'exercice de l'activité à but lucratif, 
sauf dans des cas particuliers lorsque l'Etat d'envoi estime que 

..cette rnesure.pourrai~ étre.,co;itraire à ses iritéréts ; . 

b) . çette jur idiction pénale. ne. sera pas considérée 
.,coinmz . s'éten4nt à l'immunite d'exécutioi: de la décision 

judiciaire, immunité pour laqueiie une levée spécifique devra être 
requise. Dans lc cas d'une telle demande spécifique, l'Etat d'envoi 
prendra la. requête .. . de . i'Eta..t d'accueil. sérieusement . en 
unsidér atio. ... . 

~ 
r~

 

ARTICLE 7 
Régimes fiscal et de sécurité.sociale 

Conformément .aux .dispvsitio.ns des• 'Conventions de Vienne précitées 
ou en v,ertu • ae tou tautre , iostr-ument inter,national. applicabie, le 
rnembre de , la farz?.i11.e- e,.t, assujetti aux régimes fiscal et de sécurité 
sotidle -de l'Etdt d'acci.xeil pour tout ce qui se, rapporte à l'exercice de 
cette activité dans C et Etat. 

~ 



TH[ REPUBLIC OF UGANDA 

ARTICLE 8 
Amendements 

Le présent Accord peut être modifié à tout moment par consentement 
écrit des Parties. Cet amendement entrera en vigueur selon les 
modalités prévues dans l'article 10. 

ARTICLE 9 
Durée et dénonciation 

Le présent Accord íestera en vigueur pour une période indéfinie, 
chacune, des Pal•íies pouvant y mettre fin à tout moment, moyer_nant 
un préavis de six mois adressé par écrit à l'autre Partie. 

ARTICLE 10 
Entrée en vigueur 

Lc présent Accord entrera en vigueur le premier jour du deuxième mois 
suivant la date d'échange de la dernière notification de 
l'accornplissement des. _ procédures , constitutionnelles et légales 
requises. . . 

AP_TTCLE 11 
?Règle*.rient des différends 

Tout différerld entre les parties relatif .à l'application et l'interprétation 
du présent Accord sera résolu par la voie dipioma+ique et par accord 
mutuei. 



(., 

THE REPUBLIC OF UGANDA 

EN FOI DE QUOI, les représentants soussignés, dûment autorisés par 

leurs Gouvetnements -5Pspectifa, ont signé le présent Accord. 

FAIT à KAMPALA, lc 8ème jour du mois de dé<;einbre de l'année 2022, 
en deux exemnlaires originaux, c.hacun en langues anglaise, française 
et nFerlandaise. En cas de ,_iiverger.ce d'interprétation. le tcxte anglais 
prèvaudra. 

gOUR LE ROYAUME.DE .. . ,, POUR LA.REPUBLIQUE 
BELGIQUE : ri'OUCTANDA : 
LE GOUVERNEMEivT I'ÉDÉRAL, 
I,E GOUVE-RNEMEI~vT.INALLON,- 
LE C'TOUVE,RNErJ1ENT FLAMAND, 
LE GOUVERNEMENT DF LA .. 
t:ÉGION llL BRUXELLES- 
CAPI'l'F.LE, 
LE GOUVERNEMENT DE LA 
GOIV1;vI:,'NAUTE •- 
GERMANOI?HONE, 

Rimti Vee,straeter. .. . , 
AMFASSADEUk DE 3ELGIQUE  

Hon. ddngo J: ë Abubakhar 
MIN 3TRH: IDF.S AFFAIRES 
ETRANGr,RES 

›t• 



OVEREENKOMST 

TUSSEN 

HET KONINKRIJK BELGIË 

EN 

DE REPUBLIEK OEGANDA 

INZAKE HET OP GROND VAN WEDERKERIGHEID VERRICHTEN 

VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE 
GEZINSLEDEN 

VAN HET PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES 

EN CONSULAIRE POSTEN 



REPUBLIC OF UGANC)A 

OVEREENKOMST 
TUSSEN 

HET KONINKRIJK BELGIË 
EN 

DE REPUBLIEK OEGANDA 
INZAKE HET OP GROND VAN WEDERKERIGHEID VERRICHTEN 

VAN BETAALDE WERKZAAMHEDEN DOOR BEPAALDE 
GEZINSLEDEN 

VAN HET PERSONEEL VAN DE DIPLOMATIEKE MISSIES 
EN CONSULAIRE POSTEN 

HET KONINKRIJK BELGIË, vertegenwoordigd door: 

De Federale Regering, 
De Vlaamse Regering, 
De Waalse Regering, 
De Brusselse Hoofdstedelijke Regering, 
De Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 

EN 

DE REPUBLIEK OEGANDA, 

GELEID DOOR DE WENS een overeenkomst te sluiten teneinde het 
verrichten van betaalde werkzaamheden door bepaalde gezinsleden van 
het personeel van de diplomatieke zendingen (inclusief missies bij 
internationale organisaties) van de Zendstaat dan wel van consulaire 
posten die deze heeft op het grondgebied van de Ontvangende Staat, te 
vergemakkelijken, 

ZIJN HET VOLGENDE OVEREENGEKOMEN: 

am  



REPUHLIC OF UGANDA 

ARTIKEL 1 
Toepassingsgebied van de Overeenkomst 

Op grond van wederkerigheid mogen gezinsleden van leden van een 
diplomatieke zending, een missie bij een internationale organisatie 
met zetel in de Ontvangende Staat, of een consulaire post in de 
Ontvangende Staat betaalde werkzaamheden verrichten. Dit 
omvat: 

a) de echtgenoot, als zodanig erkend door de autoriteiten van de 
Ontvangende Staat, van een lid van de zending; of 

b) , de ongehuwde kinderen ten laste jonger dan 18 jaar van een 
lid van de zendir+g. 

ARTIKEL 2 
Definities 

Voor de toepassing van deze Overeenkomst wordt verstaan onder: 

(a) "lid van. de zendir.g": het hoofd van de zending of een lid van het 
personeel van dç zending als omschreven in artikel 1 van de 
Verdragen van Wenen inzake diplomatiek verkeer (1961) en 
consulair verkeer (1963); 

(b) "betaalde werkzaarnheden". elke vorrn van bezoldigde activiteit, 
als zelfstandige Qf als werknemer. 



REPUBLIC OF U(iANDA 

ARTIKEL 3 
Leidende principes 

1. IUe toestemming om betaalde werkzaamheden te verrichten wordt 
verieend door de autoriteiten van de Ontvangende Staat 
overeenkomstig de aldaar van kracht zijnde wetgeving en 
voorschriften en overeenkomstig het bepaalde in deze 
Overeenkomst. Deze toestemming geldt niet voor de ingezetenen 
van de Ontvangende Staat of de vaste verblijfhouders op zijn 
grondgebied. - 

2. Tenzij de Ontvangende Slaat a_nderszins beslist, wordt geen 
toestemrning verleend • aan- de gezinsleden die, na , betaalde 
wer•kzaamheden te hebben aanvaard, niet langer deel uitmaken van 
het huishouden van het lid van de zending. 

3. De toestemming is geldig voór de periode dat het lid van de zending 
is aangesteld bij de diplomatieke iending of de consulaire post van 
de Zendstaat op het grondgebied van de Ontvangende Staat, tot de 
beëindiging van de aanstelling (of binnen 60 dagen na de 
beëindiging) . - : 

ARTIKEL 4 
- Procèdures 

1. Elk verzoek om toeštemming voor het verrichten van betaalde 
werkzaamheden wordt in naam .• van het gezinslid door de 
ambassade van de Zendstaat gestuurd naar de Directie Protocol 
van het Ministerie van Buitenlandse Zaken van de Republiek 
Oeganda ••dan wel naar de Directie Protocol van de Federale 
Overheidsdienst Buitenlandse Zaken, Buitenlandse Handel en 
Ontwikkelingssamenwer king van • het Koninkrijk België. Het 
verzoek gaat vergezeld van de nodige documentatie betreffende de 
relatie die het gezinslid heeft mét een geaccrediteerd lid van de 
zending, de volledige identiteit van.het gezinslid en de aard van de 
bezoldigde activiteit waarvoor om toestemming wordt verzocht. 

4- _)..._ 



REPUBLI('OP U(iANDA 

2. Nadat werd geverifieerd of de persoon een gezinslid is van een lid 
van de zending, en na onderzoek van het officiële verzoek, zal de 
regering vari de Ontvangende Staat (de Permanente Secretaris van 
het Ministerie van Buitenlandse Zaken, in het geval van Oeganda) 
de ambassade van de Zendstaat ervan in kennis stellen dat het 
gezinslid betaalde werkzaa_mheden mag uitoefenen. 

3. De gevolgde procedures worden dusdanig toegepast dat het 
gezinslid zo snel. mogelijk betaalde werkzaamheden kan verrichten. 
Alie . voorschriften . inzake werkvergunnir_ben en soortgelijke 
forrpaliteiten worden welwillend toegepast. 

4. Toestemmirig om betaalde werkzaamheden te verrichten betekent 
niet dat _het gezinslid wordt .vrijgesteld van de vereisten of 
voorschriften  die gewoonlijk van toepassing zijn op 
persoonsgegevens, professionele of andere kwalificaties waarvan de 
belanghebbende het bewijs dient te leveren. voor het verrichten van 
de betaalde werkzaamheden. 

ARTIKEL 5 
Civiel- en administratiefrechtelijke voorrechten en immuniteiten 

Ingeval het, gezinslid civiel- en administratiefrechtelijke immuniteit van 
rechtsmacht. geniet in 3e Ontvangende- Staat, , overeenkomstig de 
bepalingen van de `Jerdragen van Wenen inzake diplomatiek en 
consulair verkeer;  dan wel exrig ander toepasselijk internationaal 
verdrag, is deze immuniteit niet van toepassing op handelingen die 
voortvloeien uit het verrichten van betaalde werkzaamheden welke 
onder het burgerlijk en administraXief recht van de Ontvangende Staat 
vallen. De Zendstaat .zal afstand doen van de. immu.ni.teit van 
tenuitvoerlegging van alle gerechtelijke uitspraken die rnet betrekking 
tot dergelijke hanc;elingen wurden uitgesproken. 



RGPLIL3L.K' OF UC;ANU A' 

ARTIKEL 6 
Iinrnanrteit ten aanzien van strafzaken 

Ir.geval het gezinslid immuniteit geniet ten aanzien van de rechtsmacht 
in strafzaken van de Ontvangende Staat, overeenkomstig de bepalingen 
van de bovengenoemde Verdragen van Wenen, dan wel van enig ander 
toepasselijk internationaal verdrag: 

a) doet de Zendstaat afstand van de immúniteit van de rechtsmacht 
in strafzaken die de begur.stigde van de toestemming ten aanzien 
van de Ontyangen.de Staat geniet met betrekking. tot elk handelen 
of nalaten dat voortvloeit uit de betaalde werkzaamheden, behalve 
in bijzondere gevallen wanneer de Zendstaat van mening is dat het 
qoen.van afstand in strijd zou kunnen zijn met zijn belangen; 

het doen van _ afstand van immuniteit ten aanzien van de 
rechtsmacht in strafzaken wordt niet geacht mede betrekking te 
hebben op de immuniteit ten aanzien van de tenuitvoerlegging van 
de gerechtelijke uitspraak, waarvan uitdrukkelijk afstand moet 
worden gedaan. In dergelijk geval neemt de Zendstaat het verzoek 
van de .Ontvangende Staat ernstig in overweging. 

ARTIKEL 7 

Belasting • .en sociale zekerheidsstelsels 

In overeenstemming rnet .de bepalingen van de bovengenoemde 
Verdragen van Wenen dan wel krachtens . enig .ander toepasselijk 
internationaal verdrag, -is het gezinslid onderworpen aan de belasting- 
en sociale zekerheidsstelsels van de Ontvangende Staat, ten aanzien 
van alles wat verband houdt met het verrichten van bedoelde 
werkzaamheden in deze Staat. 



_ REPUHLIC OF 11GANDA . 

ARTIKEL 8 
Amendementen 

Deze Overeenkoinst kan te allen tijde bij schriftelijke overeenkomst 
tussen de partijen worden gewijzigd. Een dergelijke overeenkomst treedt 
in werking op de ir. artikel 10 bepaalde wijze. 

ARTIKEL 9 
Duur en betindiging 

Deze Overeenkomst blijft van kracht voor onbepaalde duur, met dien 
verstande dat elk. van de Partijen ze te allen, tijde beëindigen door 
hieryan ,zes maandez van te..vorzn sçht iftelij.k kPnnis.  te gcven aan de 
andere Partij. 

ARTIKEL 10 
Inwerkitngtreding .í 

Deze Overeenkomst zal in working treden. np de eerste dag van de 
tweede maapd volgend op de _dag van uitwisse:ing van .de laatste 
kennisgeving van de voltooiing .van dc- gror.dwettelijke en wettelijke 
procedures. . 

ARTIKEL 11 
(Xzschillenbeslechting 

Elk geschil tussen de partijen dat voortvloeit uit de toepassing en de 
ir_terpretatie var deze Overeenkomst wordt _ langs diplomatieke. weg 
opgelost, met wederzijdse instemming.  



REPUBi.[C OE UGANI)A 

TEN BLIJKE WAARVAN de ondertekenende vertegenwoordigers, 
daartoe naar behoren gernachtigd door hun respectieve Regeringen, 
deze Overeenkomst hebben ondertekend. 

GEDAAN te Kampala cp 8 december 2022, in twee originele exemplaren, 
in de Engelse, Franse en Nederlandse taal. In gevaï van verschil in 
uitlegging is de Engelse tekst doorslaggevend. 

VOOR HET KONINKRIJK VOOR DE REPUBLIEK 
BELGIË: . OF,GANDA: 
DE FEDERALE REGERING, 
DE VLAAMSE REGERING, 
DE WAALSE REGERIl1TG, 
DE BRUSSELSE  
HOOFDSTEDELIJKE 
REGERING, 
DE REGERING VAN DE 
DUITSTALIGE 
GEMEENSC 

Rudi Veestraeten Hon. dongo Jeje Abubakhar 
AMBASSADEUR VP.N BELGIË MINIS ER VAN BUITENLANDSE 

ZAKEN 



COPIE CEi:T!F!ÉE CCNFORME À L'ORIGINAL 
MEC HE( 0RIG1fJEEL EENSLUIDEND VtRKLAARD AFSCHRIFT 
Bruxeifes, 
Brussel 

1 4 D EC. 2022 
Le Chef du Se c: des Traif: s du 

Service . edéral Aff ir Etrang' s.- Bel-, ique 
HefHo dv. ` Di n V e 

Federaie Over eids e se Za van België 
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